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DER BUNDESMINISTER 
FÜR JUSTIZ 

2166/5- Pr 1/91 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrats 

An1äßlich der Verhandlung des Berichtes 

Parlament 

1017 W i e  n 

des Justizausschusses über die Regierungsvorlage (633 

der Beilagen): Bundesgesetz über Kartelle und andere Wett­

bewerbsbeschränkungen und die Änderung des Urheberrechtsge­

setzes (Kartellgesetz 1988 - KartG 1988) 

und 

über den Antrag 10 2/A der Abgeordneten zum Nationalrat 

Haigermoser und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 

dem' das Kartellgesetz geändert wird (Kartellrechtsände­

rungsgesetz 1987 ) (7 17 der Beilagen) 

hat der Nationalrat am 19. 0ktober 1988 folgende Ent­

schließung gefaßt: 

"Der Bundesminister für Justiz wird ersucht, dem 
Nationalrat nach Ablauf von zwei Jahren seit Inkraft­
treten des Kartellgesetzes 1988 über die Erfahrungen 
mit der praktischen Anwendung des Gesetzes zu be­
richten. Dies gilt insbesondere für die Anzeige von 
vertriebsbindungen (§ 20 ), die Bestimmungen über 
marktbeherrschende Unternehmer einschließlich der 
Regelung der Antragsberechtigung sowie für die Gut­
achten über die Wettbewerbslage in einzelnen Wirt­
schaftszweigen." 

Im Sinn dieser Entschließung erstatte ich folgenden 
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B e r i c h  t 

At Einleitung 

1. Das Kartellgesetz 1988 ist am 1. 1. 1989 in Kraft 

getreten; der Berichtszeitraum erstreckt sich daher bis zum 

Ende des Jahres 1990 . 

Das Bundesministerium für Justiz geht bei der Er­

stattung dieses Berichtes davon aus, daß mit der 

"praktischen Anwendung" die Anwendung des Kartellge­

setzes 1988 im Einzelfall gemeint ist, nicht also die Er­

lassung von Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes. 

2. Eigene - unmittelbare - Erfahrungen mit der 

praktischen Anwendung des Kartellgesetzes 1988 hat das Bun­

desministerium für Justiz nur in zwei Bereichen, nämlich im 

Zusammenhang mit Gutachten über die Wettbewerbslage in 

einzelnen Geschäftszweigen, die der Paritätische Ausschuß 

für Kartellangelegenheiten im Auftrag des Bundesministers 

für Justiz zu erstatten hat, und in gerichtlichen Straf­

sachen nach dem Kartellgesetz 1988. 

3. Das Bundesministerium für Justiz hat deshalb im 

September 1990 diejenigen Stellen, von denen in erster 

Linie angenommen werden kann, daß sie einschlägige Erfah­

rungen sammeln konnten oder darüber Auskunft geben können, 

unter Bezugnahme auf die gegenständliche Entschließung des 

Nationalrats um entsprechende Mitteilung ersucht. Im 

einzelnen sind dies 

das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen-

heiten, 

das Bundesministerium für Finanzen, 

die Finanzprokuratur, 

das Kartellobergericht, 

das Kartellgericht, 

der Paritätische Ausschuß für Kartellangelegenheiten, 
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die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, 

der Österreichische Arbeiterkammertag, 

die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 

österreichs und 

der Österreichische Rechtsanwaltskammertag. 

Mit Ausnahme der Präsidentenkonferenz der Landwirt­

schaftskammern Österreichs haben alle Stellen eine Äußerung 

abgegeben. 

4. Das Ergebnis dieser Umfrage läßt sich dahin zu­

sammenfassen, daß einerseits das Kartellgesetz 1988 im all­

gemeinen positiv bewertet und insbesondere als Fortschritt 

gegenüber dem bisher geltenden Kartellgesetz (197 2) ange­

sehen wird, daß aber andererseits eine Reihe von Gesetzes­

änderungen angeregt wird. 

Ablichtungen der Äußerungen der oben genannten 

Stellen sowie der Tätigkeitsbericht des Kartellobergerichts 

für das Jahr 1989, auf den das Kartellobergericht in seiner 

Äußerung verweist, sind als Beilagen . /A bis ./J ange­

schlossen. Der Tätigkeitsbericht des Kartellobergerichts 

für das Jahr 1990 liegt noch nicht vor. 

5. Im folgenden wird zunächst auf diejenigen Rege­

lungsbereiche des Kartellgesetzes 1988 eingegangen, mit 

deren Anwendung das Bundesministerium für Justiz selbst be­

faßt ist, nämlich Gutachten über die Wettbewerbslage in 

einzelnen Wirtschaftszweigen, kurz "Branchenuntersuchungen" 

genannt, (B) und Strafsachen (C), sodann auf die Anzeige 

von Vertriebsbindungen (D) und marktbeherrschende Unter­

nehmer (E). Abschließend wird über Vorschläge zur Änderung 

des Kartellgesetzes 1988 und den Stand der diesbezüglichen 

legislativen Arbeiten berichtet (F). 

B. Branchenuntersuchungen 

1. Eine Neuerung des K9rtellgesetzes 1988 ist die 
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Einführung sogenannter Branchenuntersuchungen. Nach § 112 

Abs. 2 KartG 1988 hat der Paritätische Ausschuß für 

Kartellangelegenheiten im Auftrag des Bundesministers für 

Justiz Gutachten über die Wettbewerbs lage in einzelnen 

Wirtschaftszweigen im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes 

zu erstatten. Der Bundesminister für Justiz hat solche Gut­

achten nach § 120 KartG 1988 dem Kartellobergericht und dem 

Kartellgericht bekanntzugeben und im Amtsblatt der Öster­

reichischen Justizverwaltung kundzumachen. 

Alle Unternehmer, die dem untersuchten Wirtschafts­

zweig angehören, sowie Verbände und Vereinigungen dieser 

Unternehmer sind nach § 118 Abs. 1 Z 4 KartG 1988 - soweit 

nicht eine gesetzliche Geheimhaltungspflicht besteht - ver­

pflichtet, dem Paritätischen Ausschuß die für die Er­

stattung' des Gutachtens notwendigen Auskünfte zu erteilen 

und auf dessen Verlangen die entsprechenden Belege vorzu­

legen; es muß nur über Umstände Auskunft erteilt werden, 

die für die Wettbewerbs lage im untersuchten Wirtschafts­

zweig von Bedeutung sind. Im Streitfall hat das Kartellge­

richt über das Vorliegen und die Reichweite einer Auskunft­

pflicht zu entscheiden. 

2. Der Bundesminister für Justiz hat im März 1989 den 

Paritätischen Ausschuß um die Erstattung eines Gutachtens 

über die Wettbewerbslage in der Mineralölwirtschaft ersucht. 

Anlaß hiefür war die Anfang des Jahres 1989 durch die 

Österreichische Mineralölverwaltung vorgenommene Erhöhung 

der Abgabepreise für an Tankstellen verkaufte Kraftstoffe. 

Diese Erhöhung hat sich nicht nur in dem von der Öster­

reichischen Mineralölverwaltung versorgten Markt, sondern 

- von wenigen Ausnahmen abgesehen - im gesamten öster­

reichischen Kraftstoffmarkt ausgewirkt. In der Folge ist in 

der Öffentlichkeit unter anderem die Forderung nach der 

Durchführung einer Branchenuntersuchung erhoben worden. 

Auch eine parlamentarische Anfrage der Abgeordneten 

Dr. Gugerbauer, Haigermoser und Eigruber (3490/J-NR/1989) 
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ist in diese Richtung gegangen. 

Das Bundesministerium für Justiz hat vor der Ein­

leitung der Branchenuntersuchung die Bundeskammer der ge­

werblichen Wirtschaft und den Österreichischen Arbeiter­

kammertag um Stellungnahme ersucht. Der Österreichische Ar­

beiterkammertag hat die Durchführung einer Branchenunter­

suchung befürwortet; die Bundeskammer der gewerblichen 

Wirtschaft hat erklärt, sie nicht für erforderlich zu 

halten. 

3. Der Paritätische Ausschuß hat sein Gutachten über 

die Wettbewerbslage in der Mineralölwirtschaft dem Bundes­

minister für Justiz im Dezember 1989 vorgelegt. Dieser hat 

das Gutachten - dem gesetzlichen Auftrag entsprechend - dem 

Kartellobergericht und dem Kartellgericht übermittelt und 

seine Kundmachung im Amtsblatt der österreichischen Justiz­

verwaltung veranlaßt (JABI Nr 5/1990). Das die Kundmachung 

des Gutachtens enthaltende Stück des Amtsblattes der öster­

reichischen Justizverwaltung ist als Beilage ./K ange­

schlossen. 

Gleichzeitig hat der Bundesminister für Justiz das 

Gutachten auch dem Bundeskanzler, dem Bundesminister für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr und dem Bundesminister 

für wirtschaftliche Angelegenheiten sowie - im Hinblick auf 

die oben erwähnte parlamentarische Anfrage - den Abge­

ordneten zum Nationalrat Dr. Gugerbauer, Haigermoser und 

Eigruber übermittelt. 

4. Zum Inhalt des Gutachtens ist folgendes zu be­

merken: 

Den Hauptteil des Gutachtens nehmen die Beschreibung 

der Marktstruktur und des Preisbildungsprozesses ein­

schließlich lokaler und regionaler Preisdifferenzierungen 

ein. Die Ergebnisse sind auf den Seiten 59 und 60 zusammen­

gefaßt; hiezu wird - um Wiederholungen zu vermeiden - auf 

das Gutachten verwiesen. 

Zum Abschluß sind in das Gutachten auch wettbewerbs-
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politische Anregung�n aufgenommen (Seiten 60 und 61). In 

diesem Punkt spricht der Paritätische Ausschuß jedoch nicht 

mit einer Stimme, vielmehr werden Anregungen einerseits der 

Mitglieder Dr. Farnleiter, Dr. Micheler, Dr. Raschka und 

Dr. Korbl wiedergegeben und andererseits der Mitglieder 

Mag. Knittler, Mag. Ederer, Mag. Reitzner und Mag. Muhm. 

Auch zum Inhalt dieser Anregungen wird auf das Gutachten 

verwiesen. 

5. Die Regelung des Kartellgesetzes 1988 über die 

Durchführung von Brachenuntersuchungen hat ihren Zweck, die 

Wettbewerbsverhältnisse in einem bestimmten Wirtschafts­

zweig offen zu legen und allen Beteiligten eine bessere In­

formation über die für die Anwendung des Kartellgesetzes 

maßgeblichen umstände zu geben, in dem vorliegenden Fall 

zufriedenstellend erfüllt. Insbesondere hat sich die Rege­

lung über die Auskunftspflicht, die dem Paritätischen Aus­

schuß den Zugang zu den erforderlichen Informationen 

sichern soll, als ausreichend erwiesen. 

Der Paritätische Ausschuß hat allerdings geltend ge­

macht, daß die Durchführung der gegenständlichen Branchen­

untersuchung ihn an die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit 

gebracht habe und daß - sollte von dem Instrument der 

Branchenuntersuchung vermehrt Gebrauch gemacht werden - die 

personelle Ausstattung des Paritätischen Ausschusses ver­

bessert werden müßte. § 112 Abs. 4 KartG 1988, wonach das 

Oberlandesgericht Wien dem Paritätischen Ausschuß das not­

wendige weitere Personal zur Verfügung stellt, bietet hie­

für eine ausreichende gesetzliche Grundlage. 

C. Strafsachen 

Wegen des geringen Anfalls liegen kaum Erfahrungen 

mit der praktischen Anwendung der gerichtlichen Strafbe­

stimmungen des Kartellgesetzes 1988 vor. 
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Im Berichtszeitraum sind nur bei drei Staatsanwalt­

schaften Strafverfahren nach dem Kartellgesetz 1988 an­

hängig geworden, nämlich bei der Staatsanwaltschaft Klagen­

furt (ein Verfahren), der Staatsanwaltschaft Wels (ein Ver­

fahren) und der Staatsanwaltschaft Wien (fünf Verfahren); 

bei der Staatsanwaltschaft Graz ist ein Verfahren schon vor 

dem Inkrafttreten des Kartellgesetzes 1988 nach den Bestim­

mungen des Kartellgesetzes (1972) anhängig geworden. In 

drei dieser Verfahren (Staatsanwaltschaft Wien) ist die An­

zeige schon a limine zurückgelegt worden. Mit einer Aus­

nahme sind alle übrigen Verfahren nach § 90 Abs. 1 Stpo 

eingestellt worden. Ein Verfahren, und zwar bei der Staats­

anwaltschaft Wien, hat sich am Ende des Berichtszeitraums 

noch im Stadium der sicherheitsbehördlichen Erhebungen be­

funden. 

Dies heißt mit anderen Worten, daß im Berichtszeit­

raum weder eine Anklage wegen einer nach dem Kartellge­

setz 1988 oder dem Kartellgesetz (1972) gerichtlich straf­

baren Tat erhoben, noch daher eine gerichtliche Entschei­

dung über eine solche Tat gefällt wurde. 

Dies hat auch zur Folge, daß von der Möglichkeit der 

Verhängung einer Geldbuße, die durch § 137 KartG 1988 neu 

eingeführt worden ist, bisher nicht Gebrauch gemacht wurde. 

Diese Bestimmung sieht vor, daß unabhängig von der Bestra­

fung einer bestimmten Person, die eine nach dem Kartellge­

setz 1988 gerichtlich strafbare Tat begeht, das Strafge­

richt dem Unternehmen, dem diese Tat zum Vorteil gereicht 

hat oder gereichen sollte, eine Geldbuße bis zu einer 

Million Schilling, in besonders schweren Fällen bis zu zehn 

Millionen Schilling, auferlegen kann. 

D. Anzeige von vertriebsbindungen 

1. Nach § 20 KartG 1988 sind Vertriebsbindungen vom 
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bindenden Unternehmer vor ihrer Durchführung dem Kartellge­

rich� anzuzeigen, sofern nicht ihre Genehmigung als Kartell 

beantragt wurde. Der Anzeige ist ein Vereinbarungsmuster 

für die Vereinbarungen mit den einzelnen Mitgliedern anzu­

schließen. 

In der Folge hat der bindende Unternehmer dem 

Kartellgericht halbjährlich die der Vertriebsbindung beige­

tretenen Mitglieder, die ausgetretenen Mitglieder sowie die 

von ihm abgelehnten Beitrittswerber mitzuteilen. 

Diese Anzeigepflicht gilt auch für Fachhandelsbindun­

gen, die durch die Freistellungsverordnung des Bundes­

ministers für Justiz vom 6. 4. 1989, BGBl. Nr. 185, von der 

Anwendung des Kartellgesetzes 1988 sonst ausgenommen sind. 

Zweck dieser Regelung ist es in erster Linie, die so­

genannten Amtsparteien (das sind der Bund, vertreten durch 

die Finanzprokuratur, die Bundeskammer der gewerblichen 

Wirtschaft, der Österreichische Arbeiterkammertag und die 

Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs) in die Lage zu versetzen, sich ein Bild von den 

Wettbewerbsbeschränkungen zu machen, die den angezeigten 

Vertriebsbindungen innewohnen, und die entsprechenden 

Schritte zu unternehmen. 

2. Bei der Bewertung der praktischen Erfahrungen mit 

der Anzeige von Vertriebsbindungen müssen zwei Aspekte 

unterschieden werden: 

Einerseits wurde allgemein anerkannt, daß die Rege­

lung ihren oben wiedergegebenen Zweck erreicht hat. So be­

stätigt die Finanzprokuratur, daß diese Regelung weit mehr 

Transparenz gebracht habe, und in diesem Sinn ist es auch 

zu verstehen, wenn der Österreichische Arbeiterkammertag 

erklärt, daß sich die gegenständliche Regelung bestens be­

währt habe. 

Die im Berichtszeitraum angezeigten Vertriebsbindun­

gen haben vor allem den Handel mit Depotkosmetik und mit 

Autos zum Gegenstand. Wie sich aus der Stellungnahme des 
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Paritätischen Ausschusses ergibt, habe sich gezeigt, daß in 

zahlreichen verträgen Regelungen enthalten waren, die dem 

Kartellgesetz insbesondere durch die Abschottung des öster­

reichischen Marktes gegenüber der EG und der EFTA zuwider­

liefen. Diese Export- und Importverbote seien über Inter­

vention des Paritätischen Ausschusses beseitigt worden. 

Auch der Paritätische Ausschuß ist deshalb der Meinung, daß 

sich die vom Kartellgesetz 1988 vorgesehene Anzeige von 

Vertriebsbindungen bewährt habe. 

Auf der anderen Seite beklagen die Bundeskammer der 

gewerblichen Wirtschaft und der Österreichische Rechtsan­

waltskammertag den mit der Anzeige von Vertriebsbindungen 

verbundenen bürokratischen Aufwand. 

3. Schließlich wird in Verbindung mit der Anzeige von 

vertriebsbindungen von fast allen Stellen ein Mangel aufge­

zeigt, der jedoch nicht diese Regelung selbst trifft: auch 

für die Amtsparteien ist die Möglichkeit, angezeigte Ver­

triebsbindungen vom Kartellgericht überprüfen zu lassen, 

unzureichend. 

Wenn die Amtsparteien einen kartellverdächtigen Sach­

verhalt aufgreifen wollen, haben sie - neben der Anzeige an 

das Strafgericht wegen einer nach dem Kartellgesetz 1988 

strafbaren Tat - nur die Möglichkeit des Antrags nach § 57 

KartG 1988. Nach dieser Bestimmung hat der Vorsitzende des 

Kartellgerichts auf Antrag einer Amtspartei die Mitglieder 

von Wirkungs- und Verhaltenskartellen, die kein Bagatell­

kartell sind, aufzufordern, binnen einer bestimmten Frist 

beim Kartellgericht die Genehmigung des Kartells zu bean­

tragen. Nach § 58 KartG 1988 gilt diese Bestimmung für 

Bagatellkartelle mit der Maßgabe, daß deren Mitglieder auf­

zufordern sind, das Kartell dem Kartellgericht anzuzeigen. 

Die Aufforderung ist ohne Prüfung der tatsächlichen 

Voraussetzungen zu erlassen. Wenn die Kartellmitglieder die 

Frist für den Genehmigungsantrag bzw. die Anzeige ver­

säumen, dann ist die weitere Durchführung des Kartells so 
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lange verboten, bis sie der Aufforderung nachkommen. Ein 

weiteres Verfahren vor dem Kartellgericht hat jedoch nicht 

stattzufinden. 

Wenn die Kartellmitglieder auf die Aufforderung nicht 

reagieren, etwa weil sie auf dem Standpunkt stehen, daß ihr 

Verhalten kein Kartell begründet oder unter eine der Aus­

nahmebestimmungen des Kartellgesetzes 1988 fällt oder aber 

weil sie die Gefahr einer strafgericht lichen Verfolgung aus 

anderen Gründen für gering erachten, bleibt den Amts­

parteien als Mittel zur Durchsetzung des Kartellrechts 

wiederum nur die Anzeige an das Strafgericht. 

Dieser unbefriedigende Zustand soll durch eine Er­

weiterung der Zuständigkeit des Kartellgerichts beseitigt 

werden, die sowohl den Amtsparteien als auch den be­

troffenen Unternehmern die Möglichkeit gibt, die kartell­

rechtliche Rechtslage durch das Kartellgericht klarstellen 

zu lassen. 

E. Marktbeherrschende Unternehmer 

1. Der Abschnitt über marktbeherrschende Unternehmer 

enthält im Kartellgesetz 1988 - abgesehen von der Beseiti­

gung der Eintragung marktbeherrschender Unternehmer ins 

Kartellregister - zwei wesentliche Neuerungen: 

Die eine betrifft die Erweiterung des persönlichen 

Anwendungsbereichs der Regelung: während nach dem Kartell­

gesetz (197 2) das Vorliegen einer marktbeherrschenden Stel­

lung nur nach der Anzahl der Mitbewerber auf einem be­

stimmten Markt und der Größe der Marktanteile beurteilt 

wurde, genügt nach dem Kartellgesetz 1988 auch das Vor­

liegen einer allgemein umschriebenen überragenden Stellung 

entweder gegenüber den Mitbewerbern, aber auch gegenüber 

den Abnehmern bzw. Lieferanten (§ 34 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 

KartG 1988); damit sollte vor allem auch die marktbe-
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herrschende Stellung auf der Nachfrageseite (sogenannte 

Nachfragemacht) besser erfaßt werden. 

Die andere Neuerung betrifft eine, wenn auch nur sehr 

zögernde, Erweiterung der Berechtigung, an das Kartellge­

richt einen Antrag auf Untersagung des Mißbrauchs der 

marktbeherrschenden Stellung zu stellen (§ 37 Z 2 

KartG 1988). Neben den Amtsparteien sind danach auch Ver­

einigungen zur Förderung wirtschaftlicher Interessen von 

Unternehmern berechtigt, dies aber wiederum nur dann, wenn 

ihnen zumindest eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 

nach dem Handelskammergesetz, dem Arbeiterkammergesetz oder 

den Landwirtschaftskammergesetzen oder die Präsidenten­

konferenz der Landwirtschaftskammern als Mitglied angehört. 

2. Praktische Erfahrungen mit der Anwendung der Be­

stimmungen über marktbeherrschende Unternehmer liegen kaum 

vor, da erst gegen Ende des Berichtszeitraums Anträge auf 

Untersagung einer marktbeherrschenden Stellung gestellt 

worden sind und diese Verfahren noch nicht abgeschlossen 

sind. 

3. Die meisten der vom Bundesministerium für Justiz 

befaßten Stellen halten daher die Regelung der Antragsbe­

rechtigung für zu eng und treten für die Einführung eines 

individuellen Antragsrechts ein (Bundesministerium für 

Finanzen, Kartellobergericht, Paritätischer Ausschuß, Bun­

deskammer der gewerblichen Wirtschaft, Österreichischer 

Arbeiterkammertag, Österreichischer Rechtsanwaltskammertag). 

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft be­

richtet in diesem Zusammenhang, daß immer mehr Unternehmer 

sich bei ihr beschweren, daß sie nicht selbst den Weg zum 

Kartellgericht antreten können, wenn sie sich durch einen 

marktbeherrschenden Unternehmer gefährdet fühlen. 
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F. Legislative Arbeiten 

1. Mit Entschließung vom 4. 4. 1990 , E 148-NR/XVII. GP, 

hat der Nationalrat den Bundesminister für Justiz aufge­

fordert, im Sinn des Berichts des Milchwirtschafts-Unter­

suchungsausschusses Maßnahmen zur Novellierung (unter 

anderem) des Kartellgesetzes einzuleiten. In diesem Bericht 

wird die Beseitigung der Ausnahmebestimmung für Er-

werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (§ 5 Abs. 2 Z 1 

KartG 1988) und die Ausdehnung des Antragsrechts nach § 37 

KartG 1988 (Antrag auf Untersagung des Mißbrauchs einer 

marktbeherrschenden Stellung) auf die betroffenen Unter­

nehmer empfohlen. 

In Beantwortung einer auf die Behandlung dieser 

Empfehlungen abzielenden parlamentarischen Anfrage der Ab­

geordneten Dr. Gugerbauer und Huber hat der Bundesminister 

für Justiz im Juli 1990 unter anderem erklärt, daß er die 

Empfehlungen des Milchwirtschafts-Untersuchungsausschusses, 

Änderungen im Kartellrecht herbeizuführen, aufgreifen 

werde, daß jedoch die bereits vorliegenden und noch zu er­

wartenden Änderungswünsche zum Kartellrecht sinnvollerweise 

erst in der nächsten Gesetzgebungsperiode mit Wirkung nach 

außen behandelt werden könnten. 

2. Auch das Arbeitsübereinkommen der Regierungs-

parteien sieht Änderungen im Bereich des Kartellrechts vor: 

der Zugang zum Gericht soll erleichtert sowie das 

Verfahren vereinfacht und beschleunigt werden; 

die Berechtigung zum Antrag auf Untersagung des 

Mißbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung soll 

erweitert werden; 

es soll geprüft werden, ob der Entfall der Aus­

nahmebestimmung des § 5 KartG 1988 ohne Gefährdung 

des mehrstufigen Aufbaus des Genossenschaftswesens 

möglich ist; 

es soll eine kartellgerichtliche Zusammenschluß-
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kontrolle unter Bedachtnahme auf die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen eingeführt 

werden; eine ergänzende Sonderregelung für Medien­

unternehmer soll überdies der Erhaltung der 

Medien- und Meinungsvielfalt dienen. 

3. Das Bundesministerium für Justiz hat die Arbeiten 

an einer Kartellgesetznovelle bereits aufgenommen und be­

absichtigt, nach Möglichkeit bis zum Herbst 1991 einen 

Entwurf auszuarbeiten, der zur allgemeinen Begutachtung 

versendet werden kann. In diesem Zusammenhang werden der­

zeit Sozialpartnergespräche geführt. 

Im Zuge dieser Arbeiten wird sowohl auf die oben 

wiedergegebenen Anliegen als auch auf die weiteren 

legislativen Anregungen, die dem Bundesministerium für 

Justiz bei der Vorbereitung dieses Berichts zugegangen 

sind, Bedacht genommen werden. 

Beilagen 

28. Juni 1991 

Der Bundesminister: 

I 

\ 
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Kartellgesetzes 1988 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
FÜR WIRTSCHAFTliCHE ANGELEGENHEITEN 

-', 

./A 
1011 Wien StuDennng 1 

Fer'lSCnreID-Nr 1 45 11 780 

Fern�oplerer 73 79 95 
Tele-on 0222 "11 00 Durcnwahl 

Name Tel -KlaDpe oes SachDearbellers 

Geschaftszahl 70 . 6 1 2/2  - X / 5/90 Min.Rat Dr. R. REIM/5 2 08 

An das 

Bundesministerium für Justiz 

Museumstraße 7 

Bitte In der Antwort die 

Gescnaftszahl dieses 

Schreibens anfuhren. 

--�_ .. �._�-------.� 

1070 W i e  n 

1'" . - .. 

114 JNt�OA4/�=.r 4/Qo /'­
Be tri f f t: Er fa h run gen mit der pr akt i sc h e..!.:. __ _ _ 

Anwendung des Kartellgesetzes 1988. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten -

Sektion X - bringt hiermit seinen Beitrag zu dem mit 

/ 

da. Schreiben vom 12. September 1990, Zl.: 9.014/6-1 4/90, 

erfolgten Ersuchen, über die Erfahrungen mit der praktischen 

Anwendung des Kartellgesetzes 1988 zu berichten, nach­

stehend ein : 

1.) Einleitend darf festgestellt werden, daß das Kartell­

gesetz 1988 in seiner legistischen Formulierung und 

Ordnung nach wie vor begrüßt wird. 

2 .) Allerdings muß auch bemerkt werden, daß diesem Gesetz 

ein in ihm selbst ausgedrückter wirtschaftspolitischer 

Zweck nicht zu entnehmen ist. 

Soll wie im Kartellgesetz 1972 die "Wettbewerbsfreiheit 

erhalten" bleiben, dient das Gesetz den Letztverbrauchern, 

oder aber liegt gar der Nachdruck darauf, den Zusammen­

schluß eösterreichischer) Interessen durch Kartelle 

zu ermöglichen oder/und soll die österreichische Wirt­

schaft auf den Eintritt in die EG vorbereitet werden. 

Bei näherer Betrachtung erscheint das Gesetz allerdings 

mehr konsumentenpolitisch als umfassend wirtschafts­

politisch ausgerichtet. 

- 2 -
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Ein Ergänzungsgesetz zum Preisgesetz sollte es jeden­

falls nicht sein bzw. bleiben. Jedenfalls aber müßte 

ein wettbewerbsordnendes Gesetz wie ein Kartellgesetz 

aus jeglichem Tagesstreit herausgenommen werden oder 

bleiben und klar und deutlich etwa im Gesetzestitel 

die ftettbewerbspolitischen Ziele anführen. 

3.) Wie sich aus Stellungnahmen zum Kartellgesetz in der 

Literat�r ergibt, scheint die vertikale Vertriebs­

bindung einer Verbesserung zu bedürfen. 

4. ) Anläßlich von Verhandlungen im Preisunterausschuß der 

Paritätischen Kommission erweckten die Sozialpartner 

wiederholt den Eindruck, daß sie grundsätzlich wenig 

geneigt sind, die Gerichte anzurufen. 

Dies könnte mit eine Ursache dafür sein, daß die 

kartellrechtlichen Vorschriften, deren Vollziehung 

durch die Gerichte von einem Antrag einer der Amts­

parteien abhängt, nicht lückenlos durchgesetzt werden. 

Das bisher einzige bekanntgewordene Gutachten über die 

Wettbewerbslage hat kaum Ansatzpunkte für Maßnahmen 

zur Belebung des Wettbewerbs gebracht. 

F • d • R • d • A • .  : i: 
I -

f " .. /'. 
\ I i 

\....,./ , "----- V 

Wien, am B. Jänner 1991 

Für den Bundesminsiter 

i. V. Dr. R. Reim 
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tlUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN 

GZ. 75 1006/2-11/2a/90 

. /8 
Himmelpfortgssse 4 - 8 
Postfach 2 

Erfahrungen mit der praktischen Anwendung 
des Kartellgesetzes 1988. 
Zu Zl. 9. 014/6-1 4/90 

f EU:�JC��f::��!S�it::·.i�;.:1 FJ� JU�iiZ 
An das I 
Bundesministerium für Justiz! [ingoI. 1 2. DEZ. 1990 ; 
Wjen � 1-

, .. 

/" 

';;l-. �o,(� " -I '-I. (�>,/' 
,�. 0 ._- __ • 

A-1015 Wien 
Telefon 51 433 / DW 

Sachbearbeiter: 

Das BMF gestattet sich im Gegenstand folgende Stellungnahme zu 

übermitteln: 

1. Allgemeines 

a) Es darf darauf verwiesen werden, daß die OECD aus Anlaß ihrer letzten 

Länderprüfung (siehe OECD, Wirtschaftsberichte 1989/90, österreich) das 

Kartellgesetz 1988 als "zu weich" formuliert analysiert hat. Diese Beobachtung 

wurde im Zusammenhang mit der Untersuchung jener Faktoren gemacht, die einen 

höheren Grad von Wettbewerb in Österreich verhindern. 

Weiters darf darauf hingewiesen werden, da die laufenden EFTA-EG Verhand­

lungen (Europäischer Wirtschaftsraum) auch die Übernahme des gemeinschaftlichen 

Rechtsbestandes auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechtes zum Thema haben. 

Dies würde bedeuten, daß für Österreich sinngemäß die Artikel 85 und 86 

EG-Vertrag zur Anwendung gelangen würden. Es wäre daher zu prüfen, ob das 

verfügbare kartellrechtliche Instrumentartum adäquat ist, um die hievon 

betroffenen wettbewerbswidr � gen Absprachen - respektive das Ausnützen 

marktbeherrschender Positionen - insofern sie den Handel zwischen Österreich und 

anderen EWR-Staaten behindern, aufzudecken bzw. zu verfolgen. 

Aus allgemeinen wirtschaftspolitischen Überlegungen heraus, kann festgehal­

ten werden, daß eine Verstärkung des kartellrechtlichen Instrumentariums zu be­

grüßen wäre. Insbesonders hätte eine Einbeziehung der bisher nicht betroffenen 

Sektoren und Rechtsformen, sowie eine Ausweitung der Möglichkeiten der Parteien­

stellung positive volkswirtschaftliche Gesamteffekte. 

b) Das österr. Instrument des administrativen Preisverfahrens (amtliche 

Preisregelung und Verfahren vor der Paritätischen Kommission) leitet seine 

Berechtigung u.a. davon ab, daß in der Realität viele Güter unter den Bedingun­

gen eines Monopols oder Oligopols hergestellt werden oder daß in bestimmten 

Bereichen kein vollständiger Markt vorliegt. 

Telex 111� - TclefOlx 512 7H 69 - DVR 0000078 
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Wenn auch nach den Erfahrungen des Paritätischen Ausschusses für Kartell­

angelegenheiten die Bedeutung der traditionellen Kartelle im Sinken ist, muß 

doch festgestellt werden, daß nach erfolgter Aufhebung bzw. Einschränkung 

administrativer Preisbestimmung und auch nach Absenkungen von Verbrauchsteuern 

erwartete Verbilligungen häufig nicht eingetreten sind. 

Konsumenten- und Arbeitnehmervertreter haben diesbezüglich in einigen 

Bereichen infolge Fehlens eines vollkommenen Marktmechanismus nicht kostenbe­

dingte Preiserhöhungen beklagt. Da im Hinblick auf eine Harmonisierung mit der 

EG weitere Einschränkungen des administrativen Preisverfahrens zu erwarten sind, 

erscheinen flankierende Maßnahmen im Bereich der Wettbewerbspolitik aus Stabili­

sierungsgründen geboten. Umfang der administrativen Preisbestimmung und Umfang 

und Intensität kartellrechtlicher Maßnahmen korrelieren nämlich negativ. Ein 

Zurückdrängen der administrativen Preisbestimmung erfordert eine Verschärfung 

des Kartellrechtes. 

11. Banken, Bausparkassen und private Versicherungsunternehmungen, die der 

Aufsicht des Bundesministers für Finanzen unterliegen. 

Das BMF tritt in diesem Bereich für eine Aufhebung der Ausnahmebestimmung 

des § 5 Abs. 1, Z. 2 ein. 

Im einzelnen ist hier folgendes zu bemerken: 

a) Banken: 

Zunächst sei festgehalten, daß gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 KartG, Sachverhalte, 

die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen der Aufsicht des BMF unterliegen, von 

der Anwendbarkeit der Abschnitte 11 bis IV des genannten Gesetzes ausgenommen 

sind. Ob bankaufsichtlicherseits unter "Aufsicht" im Sinne der vorgenannten 

Bestimmung die umfassende Aufsichtskompetenz des BMF über Banken gemäß § 25 (1) 
KWG zu verstehen ist, welche Auslegungsvariante zur generellen Kartellrechts­

immunität der Banken führen müßte oder ob darunter nur spezielle Aufsichts­

normen, wie etwa § 21 KWG fallen, wurde noch nicht ausjudiziert. (Auch die 

Literatur ist zum Thema des Anwendungsbereiches des KartG auf Banken nicht ein­

heitlich, sh. dazu Koppensteiner in Heft LVI der Schriftenreihe der Österr. 

Bankwissenschaftlichen Gesellschaft S 134 ff; Zehetner in Bank-Archiv, 

Heft 12/82, S 458 ff; Fremuth-Laurer-Pötzelberger, Erl. zu § 21 in Komm. zum 

KWG). 

Hinsichtlich der Kompetenz zur Bestrafung für allfällige Verwaltungsüber­

tretungen gemäß § 142 KartG wird ho. davon ausgegangen, daß die Funktion der 

"sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde" über die Strafbehörden jedenfalls 

nicht beim BMF liegt, da eine derartige Interpretation im Widerspruch zu § 5 
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Abs. 1 Z 2 KartG steht und überdies aus Teil 2 der Anlage zu § 2 des Bundes­

ministerienG, Pkt. G 1 die Kompetenz des BM für Justiz hiezu folgt. 

Erfahrungen mit der praktischen Anwendung des KartG seitens des 

Bundesministeriums für Finanzen bestehen daher mangels Vollzugskompetenz keine. 

Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß in der EG die Kartellvorschriften 

grundsätzlich auch auf die Bankenwirtschaft anzuwenden ist und eine allfällige 

Ungleichbehandlung von Banken in Kartellangelegenheiten gegenüber sonstigen 

Unternehmungen einer Überprüfung nach den EG-Vorschriften möglicherweise nicht 

standhalten würde. 

b) Versicherungsunternehmungen: 

1. praktische Erfahrungen: 

Das Bundesministerium für Finanzen hat in zwei Fällen praktische 

Erfahrungen mit der Anwendung des Kartellgesetzes 1988 gemacht: 

1. In einem Fall wurde bei der Finanzprokuratur angeregt, ein Verfahren 

gegen den Fachverband der Spediteure zu führen, der in dem einen Bestandteil der 

Allgemeinen Österreichischen Spediteurbedingungen bildenden Speditionsversiche­

rungsschein (den von ihm empfohlenen Allgemeinen Bedingungen für die Speditions­

versicherung) in eindeutig wettbewerbsverzerrender Weise einen Versicherungs­

makler und die Versicherungsunternehmen, die sich an den von diesem Versiche­

rungsmakler vermittelten Verträgen beteiligen, namentlich anführt. 

Der Antrag der Finanzprokuratur auf Erlassung eines Widerrufsauftrages 

wurde abgewiesen. Er scheiterte im wesentlichen an den engen 

Tatbestandsmerkmalen des § 31 Kartellgesetz 1988, somit am Fehlen einer 

General klausel , wie sie etwa Art. 85 Abs. 1 des EG-Vertrages enthält. 

2. Im zweiten Fall wurde bei der Finanzprokuratur angeregt, ein Verfahren 

gegen die Kfz-Haftpflichtversicherer zu führen, die zum 1. September 1989 die 

Prämien einheitlich erhöht und damit nach ha. Auffassung den Tatbestand eines 

Verhalteskartells verwirklicht haben. 

Dieses Verfahren ist noch in Gang. Es wurde dadurch verzögert, daß 

zunächst in zwei Instanzen darüber zu entscheiden war, ob ein Schriftsatz der 

Versicherungsunternehmen als Antrag auf Genehmigung des Kartells zu qualifi­

zieren und materiell zu behandeln oder als Antrag auf Zurückweisung des Antrages 

der Finanzprokuratur anzusehen und seinerseits zurückzuweisen war. 

Materieller Hintergrund dieses Verfahrens, das jetzt im ersteren Sinn ent­

schieden ist, ist der Umstand, daß das Gesetz keine Möglichkeit vorsieht, bei 

einer Meinungsverschiedenheit darüber, ob überhaupt ein Kartell vorliegt, diese 

Frage selbständig zu entscheiden. Die Kartellmitglieder müssen, wenn sie das 

Vorliegen eines Kartells bestreiten, entweder den Antrag auf Genehmigung eines 
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Verhaltens stellen, das sie gar nicht für genehmigungsbedürftig halten, oder ein 

Strafverfahren wegen Durchführung eines nicht genehmigten Kartells riskieren. 

2. rechtliche Würdigung: 

1. Die Versicherungswirtschaft ist gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 KartG 1988 grund­

sätzlich von der Anwendbarkeit des Kartellgesetzes ausgenommen. Dies wird damit 

gerechtfertigt, daß dieser Wirtschaftszweig der Aufsicht durch das BMF nach dem 

VAG unterliegt. 

Das VAG enthält jedoch keine auf wettbewerbsschädliches Verhalten zielende 

Bestimmungen. Es trifft zwar zu, daß die gesamte Geschäftsgebarung der Ver­

sicherungsunternehmen der Versiche�ungsaufsicht unterliegt, doch ergibt sich aus 

den der Versicherungsaufsichtsbehörde zustehenden Befugnissen, daß die�e, wenn 

überhaupt, nur die Auswirkungen wettbewerbsschädlichen Verhaltens bekämpfen, 

nicht aber das wettbewerbsschädliche Verhalten an der Wurzel treffen kann, wie 

es ein effizientes Kartellrecht vermag. 

Der Standpunkt, daß die Versicherungsaufsicht die Anwendung des Kartell­

gesetzes auf die Versicherungswirtschaft entbehrlich macht, ist daher nicht 

haltbar. 

Im übrigen macht die Versicherungswirtschaft, die diesen Standpunkt ver­

tritt, der Versicherungsaufsichtsbehörde sogar das Recht streitig, sich über 

wettbewerbsrelevante Vorgänge in der Versicherungswirtschaft auch nur zu 

informieren. 

In der EG ist das Wettbewerbsrecht grundsätzlich auf die Versicherungs­

wirtschaft anwendbar. Ein koordiniertes Vorgehen ist nur ausnahmsweise zu­

lässig, z. B. die Empfehlung von Netto-Prämientarifen (reine Schadenbedarfs­

prämien). Die in Österreich üblichen Brutto-Prämientarife (einschließlich 

Kostenkomponente und Gewinnmarge) würden einer Überprüfung nach den EG-Vor­

schriften nicht standhalten. 

Das EG-Recht ist nach ha. Auffassung schon jetzt eine taugliche Grundlage 

für die österreichische Rechtsentwicklung in diesem Punkt. 

2. Das österreichische Kartellrecht entspricht'nach ha. Auffassung nicht 

dem Standard entwickelter Industriestaaten. Folgende Mängel erscheinen besonders 

wesentlich: 

a) Es fehlt an einer unabhängigen, schlagkräftigen Kartellbehörde, die von 

amtswegen Wettbewerbsbeschränkungen aufgreift. 

b) Es fehlt an einer echten Fusionskontrolle. 

c) Eingriffstatbestände und Eingriffsmittel sind nicht befriedigend 

geregelt. Ein grundsätzliches Verbot wettbewerbsschädigenden Verhaltens, wie es 

Art. 85 Abs. 1 des EG-Vertrages ausspricht, ist als Rückgrat eines modernen 

III-35 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 21 von 127

www.parlament.gv.at



- 5 -

Kartellrechts unentbehrlich (siehe auch Schmidt, Von der Kartell formenlehre zum 

Kartellverbot, WBl 1990, S. 121 ff). 

Auch in diesem Bereich sollte EG-Konformität die Richtschnur bilden. 

3. Die Versicherungswirtschaft nimmt durch ihr hohes Gefährdungspotential 

und durch ihre Kompliziertheit im Wirtschaftsleben eine Sonderstellung ein, die 

eine gewisse Verantwortung des Staates begründet. Auch für die Versicherungs­

wirtschaft gilt aber, daß die Verhinderung ungerechtfertigter Wettbewerbsbe­

schränkungen mit dem Ziel einer Offenhaltung des Marktes ordnungspolitisch einer 

direkten staatlichen Beeinflussung der Marktverhältnisse vorzuziehen ist. 

Die Anwendung eines effizienten kartellrechts auf die Versicherungswirt­

schaft - aber auch nur diese - bildet die Voraussetzung dafür, die materielle 

Staatsaufsicht, was den Marktzugang und die Geschäftsgrundlagen betrifft, neu zu 

überdenken, was ebenfalls der internationalen Entwicklung entspricht. 

111. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften: 

Zum o.a. Betreff wird· folgendes bemerkt: 

Das Kartellrecht ist aus ho. Sicht dringend reformbedürftig. Dies betrifft 

zunächst die Ausnahmebestimmungen für Genossenschaften im Kartellrecht. Dieses 

Genossenschaftsprivileg hat sich im Blick auf volkswirtschaftliche Erfordernisse 

- Entlastung der Konsumenten von überhöhten Nahrungsmittelpreisen und des 

Budgets von hohen Überschußverwertungskosten - als äußerst hinderlich erwiesen. 

Der parlamentarische Milchwirtschafts-Untersuchungsausschuß hat daher auch 

entsprechende Änderungen verlangt. 

Zu nennen sind der Wegfall der Ausnahmebestimmungen für Erwerbs- und Wirt­

schaftsgenossenschaften im Kartellgesetz. Weiters soll die Kartellgerichtsbar­

keit nach dem Muster des EG-Kartellrechtes umgestaltet werden. Unmittelbar be­

troffene Konkurrenten (etwa Molkereien) sollen Antragsrechte zur Einleitung 

kartellrechtlicher Oberprüfungsmaßnahmen (§ 37 Kartellgesetz) eingeräumt werden. 

In einem am 4. April 1990 im Nationalrat mehrheitlich angenommenen Ent­

schließungsantrag der Abg. Wolf, Dr. Gugerbauer und Wabl wurde darüber hinaus 

der Justizminister aufgefordert, entsprechende "Maßnahmen zur Novellierung des 

Kartellgesetzes" einzuleiten. 

Kritikpunkte - welche auch in den Empfehlungen des Milchwirtschafts-Unter­

suchungsausschusses Berücksichtigung gefunden haben - sind folgende: 

* Das ästerreichische Kartellrecht ist insgesamt nicht EG-konform. 

Erst jüngst hat die Finanzprokuratur auf Ersuchen des ho. Ressorts eine 

kartellrechtliche Klage gegen den Vorarlberger Molkereiverband Alma eingebracht. 
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Es wird daher angeregt, daß das Bundesministerium für Justiz auch die 

Finanzprokuratur um Stellungnahme ersucht. 

IV. Mitwirkung sachlich berührter Ressorts: 

Nach Auffassung des BMF sollte eine Einbeziehung sachlich befaßter 

Ressorts in das Verfahren bei dem Kartellgericht im Rahmen des Paritätischen 

Ausschusses zur Diskussion gestellt werden. Es sind hier vor allem das BM für 

wirtschaftliche Angelegenheiten und das BM f. Finanzen zu erwähnen. Das BMF 

erachtet sich besonders im Bereich der Banken und der Versicherungsunternehmun­

gen nach einer allfälligen Aufhebung der Ausnahmeregelung sachlich berührt. 

Außerdem bestehen oft budgetäre Zusammenhänge bei kartellmäßigen Verflechtungen, 

wie etwa im Bereich der Genossenschaften bei Marktordnungswaren. Hier können 

sich preissteigende Auswirkungen auf Exportpreise ergeben, wodurch in der Folge 

der Stützungsaufwand des Bundes bei der Überschußverwertung belastet wird. 

Es darf in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen werden, daß aufgrund 

sachlicher Zusammenhänge beide genannten Ressorts auch im Preisunterausschuß der 

Paritätischen Kommission vertreten sind. 

Weiters stellt das BMF die allfällige Einführung einer Fusionskontrolle 

und eine Ausweitung des Klagerechtes bei Marktmißbrauch zur Diskussion. 

V. Zusammenfassung: 

Zusammenfassend werden die wichtigsten Anliegen des BMF nochmals erwähnt: 

1. Aufhebung der Ausnahmebestimmung des § 5 Abs. 1 Z. 2, wonach die 

Abschnitte 11 bis IV derzeit nicht anzuwenden sind auf einen Sachverhalt, der 

aufgrund gesetzlicher Bestimmungen der Aufsicht des Bundesministers für 

Finanzen über Banken, Bausparkassen oder privaten Versicherungsunternehmen 

unter1 iegt. 

2. Entfall der Ausnahmebestimmung für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

im Kartellgesetz. 

3. Eine Mitwirkungskompetenz sachlich berührter Ressorts wie des BM f.w.A. 

und des BMF soll aus den dargestellten Gründen zur Diskussion gestellt 

werden. In Frage käme eine Mitwirkung im Paritätischen Ausschuß. 

4. Weiters soll die Einführung einer Fusionskontrolle und die Ausweitung 

des Klagerechtes bei Marktmißbrauch in Erwägung gezogen werden. 

,. -

27. November 1990 
Für den Bundesminister: 

Dr. Mehrfeld 
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PRÄSIDIUM DER FINANZPROKURATUR 
Singerstraße 17 -19 

1011 Wien 
Tel. 75 76 41/4083DW Telefax 513 89 70 

PSK 5500.017 
Wien, 2 4 . Oktober 199 0 

Z1. KART/1 

An das G .. , - -
, .- . , • .  I',' - . l. .... � . ..!_� ••• L·t . .J 1,_ 

C 
Bundesministerium für Justiz IEingel. 2. ;,0 V . 1990 

1 0 1 0  Wi e n 

� �OA4/�-I 4(fo 

Betr. : Erfahrung mit der praktischen An­
wendung des Kartellgesetzes 198 8  

zu Zl. 9 . 0 1 4 / 6 -I/ 4 /9 0  

/(r 
/ 

· /e 

1) Die praktischen Erfahrungen der Finanzprokuratur im Zusam� 

menhang mit der Anwendung des Kartellgesetzes 19 88 haben ge­

zeigt, daß die Bestimmung des § 2 0  KartG, der die Anzeige von 

Vertriebsbindungen regelt, weit mehr Transparenz bringt, als die 

zuvor geltenden diesbezüglichen Rechtsnormen. Bemerkenswert er­

scheint hier jedoch der Umstand, daß des öfteren das Vorliegen 

von Absichtskartellen auf diese Art und Weise angezeigt wird und 

Unternehmer meinen, hiedurch den Rechtsvorschriften genüge getan 

zu haben. Es wird daher vielfach versucht, durch diese einfache 

Anzeige die mit Absichtskartellen vorgesehenen Rechtsfolgen zu 

"umgehen". 

Die Regelungen über die marktbeherrschenden Unternehmen 

einschließlich der daran geknüpften Rechtsfolgen haben erst in 

der letzten Zeit zu Ein1ei tungen von Karte11verfahren geführt 

und zuvor aus Sicht der Prokuratur in der Praxis kaum Nieder­

schlag gefunden. Da die angesprochenen Verfahren noch behängen, 

vermag in concreto über die Effizienz der- in Geltung stehenden 

Normen keine abschließende Stellungnahme abgegeben werden. Von 
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der zu § 2 1  KartG korrespondierenden Bestimmung des § 4 0  KartG 

wird von antragsberechtigten Parteien de facto kein Gebrauch ge­

macht, sodaß diesbezügliche Erfahrungswerte fehlen. 

2 )  Die den Amtsparteien eingeräumten Antragslegitimationen er­

scheinen - zumindest auf den ersten Blick betrachtet - durchaus 

umfassend. Die Praxis zeigt jedoch, daß die Rechte der Amtspar­

teien in einer Vielzahl von Kartellverfahren keineswegs ausrei­

chen, um die Zielsetzung des Kartellgesetzes auch nur annähernd 

zu erreichen. Kommt die Amtspartei nämlich zu der Überzeugung, 

daß im konkreten Fall ein Absichtskartell vorliegt, so bleibt 

ihr nur die Möglichkeit, diesbezüglich eine Anzeige gemäß § 84 

StPO an die Staatsanwaltschaft zu erstatten. Kartellrechtlich 

betrachtet bestehen keine Möglichkeiten, ein Verfahren in Gang 

zu setzen. Dies führt zu der absurden Konsequenz, daß die Amts­

partei, wenn sie einen Antrag nach § 57 KartG einbringen möchte 

- zumal darin nur Verhaltens- und Wirkungskartelle genannt sind 

sich gegen ihre eigene Überzeugung auf den Standpunkt stellen 

muß, daß ein Wirkungs- oder Verhaltenskartell vorliegt. Die 

Amtsparteien, - so auch die Republik Österreich (Finanzprokura­

tur) haben versucht, diesem Mißstand dadurch Abhilfe zu schaf­

fen, Anträge auf Feststellung des Vorliegens eines Absichtskar­

telles, bzw. auf Feststellung der Unwirksamkeit der geschlosse­

nen Kartellverträge zu stellen. Das Kartellgericht hat sich je­

doch auf den rein formalen Standpunkt zurückgezogen, daß derar­

tige Anträge bzw. Feststellungsbegehren im Gesetz keine Deckung 

fänden, eine analoge Anwendung der Zivilprozeßordnung mangels 

planwidriger Lücke nicht in Frage käme und hat die Anträge ab­

bzw. zurückgewiesen. 

Es wäre deshalb wünschenswert, den Amtsparteien eine gene­

relle Antragslegitimation in Anlehnung an die Bestimmungen im 

UWG einzuräumen und obendrein die Zulässigkeit von Feststel­

lungsbegehren ausdrücklich zu normieren. In diesem Zusammenhang 

könnte auch eine Neufassung des § 57 KartG in Erwägung gezogen 

werden: Abgesehen von der empfehlenswerten Miteinbeziehung des 

Absichtskartelles sollten auch kartellrechtliche Sanktionsmög­

lichkei ten bei Versäumung der Frist bzw. Nichtstellung des Ge­

nehmigungsantrages festgelegt werden. Es wäre überlegenswert, 

den Antragsgegnern im Fall der Aufforderung zum Genehmigungsan-
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trag eine Art "Einspruch" einzuräumen, bei 

ordentliches Kartellverfahren abzuführen 

dessen Erhebung ein 

wäre. Andernfalls 

könnte das Vorbringen des Antragstellers bei Nichtäußerung als 

wahr fingiert und rechtskräftig das Vorliegen des beantragten 

Kartelles auf diese Art und Weise festgestellt werden. Ein ande­

rer, vor allem zeitsparender Weg wäre es, dem Kartellgericht be­

reits in diesem Vorstadium die Möglichkeit einzuräumen, das Vor­

bringen in materieller Hinsicht zu klären und hiedurch das ohne 

Zweifel aufwendige Verfahren zu verkürzen. 

3) a. Aufklärungsbedürftig ist nach Ansicht der Finanzprokura­

tur, ob nach § 44 KartG die Finanzprokuratur selbst Amtspartei 

ist, oder ob sie lediglich als Rechtsvertreter der Republik 

Österreich zu agieren hat. Die Problematik wird durch die zu 

§ 44 korrespondierende Bestimmung des § 7 Abs. 2 NaV erhärtet, 

zumal dort als Amtspartei ausdrücklich die Finanzprokuratur ge­

nannt ist. Da auch das Prokuratursgesetz selbst ein eigenständi­

ges Einschreiten der Finanzprokuratur im öffentlichen Interesse 

vorsieht, wäre eine AmtsparteisteIlung der Finanzprokuratur 

durchaus denkbar ( §  l Abs. 3 ProkG StGBl. 194 5/172 ) .  In diesem 

Zusammenhang erlaubt sich die Finanzprokuratur zu bemerken, daß 

ein Einschreiten der Amtsparteien immer häufiger geboten er­

scheint und auch vermehrt erfolgt. 

b. Am Rande sei vermerkt, daß allerdings infolge unzurei­

chender Anzahl von Planposten und mangelnder Sachausstattung auf 

dem Gebiet der EDV (besonders im Index der Prokuratur) der Fi­

nanzprokuratur hieraus ernstliche administrative Probleme er­

wachsen. 

,....r--, . � -;--. � ,' .  '----'::-'.1 DR. '..;:::,;---,:- .1':' - " - -' _ .:...- . 

Präsiaeni der Finc."zr::c�,u: �:'..:r 
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Kartellobergericht beim 
Obersten Gerichtshof 

An das 

Bundesministerium für Justiz 

zu GZ 9.014/6-1 4/90 

Ktn 14/90 

Das Kartellobergericht beim Obersten Gerichtshof hat 

durch seinen Vorsitzenden Senatspräsident des Obersten 

Gerichtshofes Hon.Prof. Dr. Pet rasch sowie durch die 

Beisitzer Komm.Räte Dr. Bauer, HonProf DDr. Dittrich, 

Dipl.Kfm. Dr. Grünwald, Mag. Kinscher, Dr. Lettner und 

Dr. Placek folgenden 

B e r i c h  t 

an das Bundesministerium fUr Justiz zu GZ 9.01�/6-1 4/90 

beschlossen: 

Die Erfahrungen des Kartellobergerichts beim Obersten 

Gerichtshof mit der praktischen Anwendung des Kartellge-

setzes 1988 sind im wesentlichen im Tätigkeitsbericht für 

das Jahr 1989, Ktn 11/90 vom 2.August 1990 dargestellt. 

Auf diesen Tätigkeitsbericht darf mit dem Bemerken ver-

wiesen werden, daß die Ausführungen zu § 3 a NVG durch die 

Aufhebung dieser Gesetzesbestimmung mit dem Erkenntnis des 

Verfassungsgerichtshofes vom 15.Juni 1990, G 56/89-16 

( BGBl 1990/590 a ) gegenstandslos geworden sind. 

. /0 
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- 2 - K t n  14/90 

E r g ä n z e n d  w i r d  b e r i c h t e t :  

Um e i n e r  R e c h t s u n s i c h e r h e i t  v o r  a l l e m z um N a c h t e i l d e r  

B e t r o f f e n e n  v o r z u b e u g e n , s o l l t e  e i n F e s t s t e l l u n g s v e r f a h r e n  

d e r a r t  v o r g e s e h e n  we r d e n , d a ß  e i n s c h l ä g i g e  V e r t r ä g e  u n d  

a n d e r e  E r s c h e i n u n g e n  d e s  W i r t s c h a f t s l e b e n s  b e i m  K a r t e l l -

g e r i c h t  a u f  i h r e  a l l f ä l l i g e  k a r t e l l r e c h t l i c h e  R e l e v a n z  

ü b e r p r ü f t  we r d e n  k ö n n e n . 

U n a b h ä n g i g  v o n  k o n k r e t e n  E r f a h r u n g e n  h ä l t  d a s  K a r t e l l ­

o b e r g e r i c h t  e s  f ü r  z we c kmä ß i g , 

e i n e r s e i t s  i m  S i n n e  e i n e r  z e i t g e r e c h t e n V o r b e r e i t u n g  

a u f  d i e E i n g l i e d e r u n g  ö s t e r r e i c h s  i n  d e n  e u r o p ä i s c h e n  

I n t e g r a t i o n s r a u m  d i e A u s n a hm e  d e s  § 5 A b s  2 Z 1 K a r t G  

b e t r e f f e n d  E r we r b s - u n d  W i r t s c h a f t s g e n o s s e n s c h a f t e n  z u  

ü b e r p r ü f e n  u n d  

a n d e r e r s e i t s  d i e  A n t r a g s b e r e c h t i g u n g  g e g e n  K a r t e l l e ,  

V e r b a n d s emp f e h l u n g e n u n d  M a c h t m i ß b r a u c h  s ow i e  n a c h  d e m 

N a h v e r s o r g u n g s g e s e t z  a u f a l l e  M i t b ewe r b e r  z u  e r we i t e r n . 

K a r t e l l o b e r g e r i c h t  b e i m  

O b e r s t e n  G e r i c h t s h o f , 

W i e n , a m  1 7 . D e z e m b e r  199 0 

D r . P e t  r a s  c h 

F ü r  d i e R i c h t i g k e i t  d e r  A U S f e r t i�l-
' d e r  L e i t e r  d e r  G e S C h ä f t s a b t e i l�� 
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Jv 
fJr:  J U STiZ 

An das 
Bundesmin1st erium für Justiz 

I Eingel .  I � h ; A �' 10° 1  ; 'J • ., rf . 1 ..,l ...J 

'LW � .oA4 Ib ·I 4 1q:; 
Zahl 

Betr � I Erfahrungen m1 t der prakti schen Anwenduni des 

Kart ellgesetzes 1 988 

Be z g �' : JMZ  9 . 0 1 4/6-I 4/90 v o 1 2 .S eptember 1 9 9 0  

/Ysch . 1 
I i ./13 lg ,  J kten 

Nach Rücksprache mit den S te llvertretern beri cht e ich wie 

folgt : 

1 . ) Die kartellxe chtli chen Regelung en beruhen in den 

wes entli chen Belangen auf Einigungen der S o zialpartner , we shalb 

di e Frage ihrer j eweiligen v�rfas s ungsge s etzlichen Konformität 

nicht iL1 Vordergrund sta.nd. 
Im Hinblick auf diesbezüglich zune�ende Ausführungen in 

, 
R ekurs en ( siehe nun auch Bes chluß des KOG vom 1 7 ��e z ember 1 99 0  

zu Okt 1 /90 über die AntragsteIlung beim Verfas sungsgerichtshof 

wegen Aufhebung des § 7 Abs o 2 NVG wegen Ver!as sungswidrigkeit ) 

ers cheint eine präventive UberprUfung der Regelungen des KartG 1 988 

auf deren Verfas s ungsmäßigkeit dringend geboten,und zwar insbesonderl 

aus den Ge s ichtspunkten der verfRs sungsge s etzlich gewährleisteten 

Erwerbsfreiheit , de s  Gleichbehandlungsgrundsatz es und der Gewähr­

leistung eines fairen Verfahrens i 

Verwi e s en wird in die s em Zusammenhang auf das re chtliche 

S chicksal der Bestimmung des § 3 a ��G ,welche die b etroffenen 

Verkehrskreiee erhebli ch belas t et e , aber auch der Vollziehung 

durch das Xartellgericht s ehr ins Gewicht fallende Mehrarbeit 
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verurs achte , wobei die L�Bung einer Yi elzahl r e chtlicher 

Probleme ohne ausreiohende Hilfe durch das Ge s et z der Praxis 

überantwortet war .Aller Aufwand , auch an Ko s t en für die Ver­

tahrensbeteil1gten erwies s ich let ztlich als f ehlgeleitet 

und -nut zlos erbracht , weil der VfGH d en § ; a NVG bekanntlich als 

verfas s ungswi drig aufho b ,was aus einer Reihe von überlegungen 

ni CLt in j &der Weise Wlvorhersehbar war : 

2 o ) Im Gefolge des KartG 1 988 kam e s  beim Kartellgericht und b eim 

KOG zur S chaffung j eweils mehr er S enate ,was klararweise 

hinichtlich der erstinstanzlichen Kartellgerichtsbarkeit zu 

gewissen Umstellungss chwierigkeiten führte , zumal aus anderen 

Bereichen der Rechtssprechung kommende , der Vollziehung des 

�art ellre chts kundige Richter nicht vorhanden sind oDiese vor-
, �  

übergehenden S chw1erigkeite�ss en aber aus der Organisation der 
I 

Kartellgerichtsbarkei t als unvermeidbar hingen'OI!l:nen ' .... erden o 

Um zu gewährleisten , daß dennoch eine einheitliche Beurteilung 

kartellrechtlicher Fragen sichergestellt ist , be darf es j e denfalls 

e iner Durchs ioht der materi e llre chtlichen Bestimmungen des KartG 

1988 auf Klarheit und Einde utigkeit des Inhalt s  der einzelnen 

Regelungen; unbestimmte Ges e t z e s b egriff e  müs s en präzisiert und 

substantiiert werden wi e z oB : § 1 , § 2; Z o3 . , §  34 Abs . 1 Z . 4 o und Abs " 

2 KartG 1 988 .])ie Be stimmungen im § 41 KartG ' 988 über Zusammens chlUS1 

wirken wie einem Lehrbuch der Nationalökonomie entnommenI ihre 

Vollziehung bereitet daher verständ11cherweise iomer wie der 

erhebliche S chwi erigkei t en �; 
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I 

tIrD1e Präz1s1erung der mat erielre chtliohen Regel unge-

inhal te di ent zugleich e iner be s s eren Vorhers ehbarke it für 
die beteiligt en Verkehrekreiae , ob eie von einer Norm betro ffen 

sind und e inen Ver!ahrenaantrag st ellen müs s en �  

Weiters bewirken unt er bseonder er Beiachtnahme auf ihre 
Vollzi �barke1t formulierte Norman e ine Verfahrensbe s chleunigung ,  

weil di e S achverhaltsklärungen dann konz entri ert er und gez1 elt er 

erf'olgen können :' 

Di6 Frage der E enUt z erfreUndlichke1t des G e s e t z es verlangt 

genqau ere Anordnungen z oB o über die Antrags erf'ordern1 s s e , 

worüber s ons t S treit ent s t ehen kann ; §  6 0  KartG 1 988 i s t  zu wenig 
s p ezialis iert o 

Das Inter e s s e  e ines Anmelders ( An z e ig ers ) i s t  es , mögli chs t  

v:enig der Unt ernehI:lenEint erna anzugel)en ; das ers cheint ab e r  
-" 

gegenüber Drit t en gewährl ei't et , we il in di e von j e d er:nann 

eins ehbare Urkundens ammlung nur di e Vertrags unrkunden mtd 
derGle ichen ( § 75 Abs .  1 KartG 1 988 ) aufzunehmen sind o Hin-
g egen 1 s t  das Kart ellgericht zur Erfors chung der mat e ri e ll en 

\'!a.hrhe i t verpfli cht et oDas führt in der Praxis zu erheblichen 

S ch\r.le rigke iten ; hinhalt ende s  Vorbringen durch einen Kart ell­

b evo llmächtigt en b e dingt dann Verfahrensverz ögerungen o Die 

Pfli cht de s Gerichtes zur gesetzmäßigen Handhabung B eine� 

Genehmigungsl'unkti on \-lird durch Vorent� tung we s entli cher 

lachverhalt egeeebenhe it en b ehinde rt . § 65 Abs o  1 KartG 1 988 versagt 

demgeg enüber �· 
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, -;. )  Aufbau und Organisati on d e s  Xart ellge,ri cht s s owie die 

Frage Au� ents chädigung an den Vorsitzenden de s Kart e�­

g erichte beim OLG �Wi en s owie an de s sen S t ellvertre t er ent sp�e chen 

in keiner Weise der geeamt ö sterreichischen und der int ernationalen 

( §  7 KartG 1 988 ) Verantwortung� die 3 cr R1.cht d 
Für die Geschäft s s t elle st eht derzeit nur e1n Eeamt er zur 

Verfügung , dem inges . ein Aufs tieg im S inne des § 1 07 XartG 1 988 

nicht ermöglioht wird-:11a.n muß si ch nur d nmaJ bloß die zeitliche 

Belastung 1m Z us ammenhang mit den Abf e rtigungen vor Augen führen ; 

hins ichtlich j edes Akt e s  fallen unt er Bedachtnahme auf die T eil­

nahI::ie d e r  .A.mtsparteien 8.!!l. Verfahren ( § §  44/46 KartG 1 988 ) j e\'re ils 

�ehrnals j e  � e chB Ausfertigungsabfertigungen an , wobei di e s e  

� Einblick auf S chriftsätze , Urkunden und s ons tige Beilagen 

häufig s ehr tunfangreich is t ; 'der Vollzue von Eint!'aGl.lnren ke,nn 

ö ft e rs bei e in er Vielzahl von Kartellteilnehmer.a oder Preie­

reeelungen s ehr umfangreich und z e itaufwendig sein , wo zu noch 

di e FührunC der Hilfsverz eichni s s e  ( § 76 KartG 1 988 ) kommt � 
De� Vernehmen nach ist mit weit eren Belastungen durch e ine 

Er\'lei t e rung der Kompe t enzen de s Kart ellgericht s  zu r echnen .' 
" 
ß�r Ges etzgeber mUßte sich dazu im klaren s e in , daß dj,es mit Ko sten 

verbund en i e t , di e  nach dem Grunds atz der Dienstgebertreue 

abgegolten ,', erden müssen o  

In vergleichbaren S taat en wi e  Dänemark , S chwe den oder Irland ist 

eine Vi elzahl von �ers onen mit der Kart �llkontrolle befaßt oW111 

man Öst errei ch auf di e s em Gebiet EG-reif machen-die EG Kommi s s i on 

z ie ht di e s b e zügli ch bereite Erkundigungen ein-wird man BUS dem 
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Grunde der Etfektiv1tätsst eigerung um e ine pers onelle Aufs t o ckung 

nicht herumkommen : 

Wenn eich e inl Ri cht e r  eines and eren Gerichtes zum Kart e12-

g ericht bewirbt , kRnn er vom Pereonals enat �e s e s  anderen Gericht es 

nicht entlas tet werden und bekommt ,,,enn überhaupt e ine , im 
Verwaltungs erme s s en st ehende , unzulängliche Ent s chäd1gung :�as 

ist keine , der verantwortlichen S t ellung eines we lsW1.gstre i ,  

a l s e  auf sich s elbs t  gestEI�t�R�f€li��t��fgt��a1BO in keiner 

\1e i s e  de s s en verfas sWlgsget zliche Unabhäng1gkei t bei Ausübung der 

�rt ellgeri cht sbarke 1�� 

4 0 )  Hins i chtlich des Kart ellbevo llmächtigt en i s t  de s s en 

Tr etiliandfuru�i on , di e  ihn e twa bei �e rtragsverlängerungen 

eingeräumt werden kann , zu hint erfrag en ; s i e kann zu Int ere s s enkos s i­

= i onen führen und b ewirkt fakti s ch ( bei wirt s chaftlicher Be­

trachtungsweise)  eine Ent�digung des Kart ellt eilnehmers . 

GrQ�dsätzlich s o llte wegen der s chwi erigen Mat erie des 

Kart ellre cht s  abs olut e Vertretungs pfli cht durch einen R e cht s­

anwalt o der e-'nen No tar eingeführt ",erden � 

Xart ellverträge , Vertriebsbindungen und unverbindli che Verbands­

e�pfehlungen wären in der W1ener Z e1tung , allenfalls no ch in einem 

weit eren Publikatio snorgan zu veröffentli chen ; eine Ausweitung 

d e s  Z entralblattes ni cht nur für Handelsregist er- s ondern acuh 

für Kart e1lreei s t ereintragungen wäre denkbar � 

Die Ums t e l lung d e s  Kart e llreBist ers auf ADV ( s i ehe Grundbuch 

und Firmenbuch) wäre zu überle gen �' 

Die Praxi s hat ein s ehr erhebli ches und weit er st eigendes 

Be dürfnis nach Kenntnis best ehender kart ellre ohtlicher Bindungen 

ergeben"; 
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5 � )  Einige S pezialprobl eme s ei en beispi elsweise aufgezählt l 

a ) Abgrenz ung Absiohtskart ell e-Wirkungskart elle ( § 1 0  KartG 1 9 88 ) 1 

S oll e s  wirklich nur darauf ankommen , ob den Xart ellteilnehmern ni cht 

".ewußt" ist ( Koppens t einer , W e ttbe,·rerbsre eht 2 , I ,  1 3 9 , 2 1 4  u�a.: ) , 

daß e in  Kart ell vorliegt ?-" Unb ewußte" Kart elle und " bewußte­

Kartelle sind do ch eher der Psychologie zuz uordnende Krit eri en o 

Hi er b e darf e s  e ing ehender , ob j ektivi erter Krit e rieno 

b )Vertriebs bindungen ( § 20 KartG ) z Ihre Bevorzugung g�gen­

�be� Preisbindungen ( § 1 3  Ab s .  1 KartG 1 988 ) .� bei wirts chaft-

li cher Betrachtung�e ise s chwer zu re chtfertigen ; denn in ihren 

Auswirkv.ngen s ind s i e  o ft e ins chne i d endere HarktregulierWlgen 

al s manche , als Absi chtskart ell angeme ld e t e  V e reinbarungen o 

Auch g e s c hZ.ft s o rd.nung s�tißig hab en s i c11 S ch\.;i erigke i t en 

ergebcn . 'e rtriebsbindungen sind gemäß § 1 3  Abs o 2 KartG 1 988 

Kart ell e ; warum s ollen nun Ve rtr1ebsbinduneskart ell e  nur dann 
• 

e inea Überprüfungs antrag nac h § 57 KartG 1 988 �ugängli ch s e in ,  

wenn s i e  Wirkungskart elle ( o d e r  Verhalt enskartelle ) s ind ?­

Bei Plan�g e iner Vertrieb3 bindung i s t  s i ch doch j e der Unt ern ehmer 

" b ewußt " , daß er eine Marktreguli e rung herbeiführen will ; e s handelt 

s i ch als o um einen mit Absicht ge s chlos s enen K�rte llvertrag � 

der Form e ines Vertri ebsbind��gskartells ( §  1 3  Abs o 2 1 . Vbg . m1 t  

§ 1 0 Abs . 1 er s t er Fall KartG 1 988 ) zwi s chen dem Vertri e bsb�d er 

und den sich di e s e r  B�dung unt erwerfenden anderen Unt ernehmern o 

Di e  die sbe zügli chen Be s timmungen b e dürfen e iner grundsät z lichen 

Umarb e 1 t�. In di e s em Zusammenhang wäre auch ein we it eres Problem 

zu erört ern . Ein  nach § 20 KartG 1 988 angezeigt e s  Vertr1ebsbindungs­

kart ell mit e iner Äus s ohlußbe stimmung betreffend den Vertrieb 
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and erer Waren versttlßt zwar o ffens ichtlich gegen die zwingende 

Bestimmung d e s  § 2; Z �1 a )  (artG 1 988 .Kann es eber einer 

üb erprüfung m1 thilfe �7 KartG 1 988 zugeführt werden ? -Denn , 

'i.'er s i ch verpfli cht et ,  :: e>E Co aus s chli eßlich Kraftfe..h.rz e ug e  e iner 

best�ten !1arks �bzus e t zen , di e  er aus s chli eßlich vom �enerai­
inportenr b e z i ehen kann , de ssen Eigen6 c�t als wirt s chaftli ch 

! J 
3 elbst6täa�b bleibender Unt ernehmer ( § 1 0  Abs c 1 Kart G  1 988 ) wird 
f�b11ch . Di e  re chtli che Bcurteil ung , daC ein Kartellvertrag 

i cS c; d e s  KartG 1 988 vorli egt , s e t zt aber das Vorr..a..."1.dens ein wirt­

s chaftli cher S elbstfuldigke 1t d e s  Vertrags B chließenden voraUB c' 
J.�lt; ere�t vird , b e i  der vorge s chlag enen Durchs icht der kart e ll­

g e s e t z li chen Bestll�ung en und den in Au:_� r; icht G � ehenden Ergenzungs-

rege lungen , z . B c  hins ichtlich e iner Fusi onskontrolle , die Vor­

s i  t Z8nden de s Kartellß.e ri chts u.."1 d d e s  Y.art ellobcrgp.richte s  

b e i :: uziehe!l , weil nur die s e  auf Grand ihr er tägli chen Erfä.hrung 

ni t der Vollziehung de s Kartellre cht s den ent s cheidenden Beitrag 

für di e Prr:.h.-tikabili tät der anzu\'iendenden nornen in die B e ratungen 

einbringen köm!en� 

Der Vors i t z ende des Kartellger1chte 

b eim Ob erlande sge ::-icht \'! ien 

'vlie , am  1 4 . Jänn er 1 991 
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M n tr· � � �  

Paritätischer Ausschuß für Kartellangelegenheiten . /F 
am Sitz des Kartellgerichts 

J v  1 0 . 4 1 7 - 3 4 / 9 0 
1 0 1 6  Wien, M useumsrraße 1 2 ,  Zimmer 50. 

Telefon 0222 I 96 2 2 - 645 

W i e n , a m  1 8 . 2 .  1 9 9 1  
J M Z  � 0 1 4 / G - I  d / 9 0 

A n  d a s  r--------��--__ ------� 
�. - " - ' - - . . . .  , ...... . .:.. ; ;... ..; ; :� .� J�STIZ 

B u n d e s m i n i s t e r i u m  f .  J u s t i z  

M u s e u m s t r a ß e  7 
1 0 7 0  \V i e n  

2 3. F � B .  1991 

B e t r i f ft : E r f a h r u n g e n  m i t  d e r  p r a k t i s c h e n  

A n w e n d u n g d e s  K a r t e l lg e s e t z e s  1 0 8 8  

D e r  P a � i t ä t i s c h e  A u s s c h u ß  b e e h r t s i c h  i n  d e r 

B e i l a g e  e i n e  Z u s a m m e n s t e l l u n g  s e i n e r  E r f a h r u n g e n  

m i t d e m  K a r t e l l g e s e t z  1 9 8 8  z u  ü b e r m i t t e l n . 

V o r s i t z e n d e r  G e s c h ä f t s f ü h r e r : 

/ I .. . 
I . / ./1 

I . ·vVv lIt-VU t lt �l 
\ :  , I 

� \ 
D � . J o h a n n e s  F a r n l e i t n e r 

1f:lol\. � 
i 1 [, ' "  � LJ J : , . 
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B e t r i f f t : E r f a h r u n g e n  m i t d e r  p r a k t i s c h e n  

A n w e n d u n g  d e s  K a r t e l l g e s e t z e s  1 9 8 8  

D e r  P a r i t ä t i s c h e  A u s s c h u ß  f ü r  K a r t e l l a n g e l e g e n h e i t e n  n i mm t  B e ­

z u g  a u f  d a s  S c h r e i b e n  d e s  B u n d e s m i n i s t e r i u m s  f ü r  J u s t i z v o m 

1 4 . 1 2 . 1 9 9 0  u n d  b e e h r t  s i c h ,  d i e v o n  i h m g e m a c h t e n  E r f a h r u n g e n  u n d  

s i c h  d a r a u s  e r g e b e n d e  A n r e g u n g e n  z u  ü b e rm i t t e l n :  

I m  G e f o l g e  d e s  I n k r a f t t r e t e n s  d e s  K a r t e l l g e s e t z e s  1 9 8 8  k a m e s  

w e g e n  d e r  H i n t e r l e g u n g  v o n  V e r t r i e b s b i n d u n g e n  u n d  v e r s c h i e d e n e n  

A n t r ä g e n  a u f  A n m e l d u n g  v o n  V e r h a l t e n s k a r t e l l e n z u  e i n e m  v e rm e h r ­

t e n  A r b e i t s a n f a l l d e s  K a r t e l l g e r i c h t e s , wo b e i  d e s s e n  u n z u r e i c h e n ­

d e  p e r s o n e l l e  u n d  s a c h l i c h e  I n f r a s t r u k t u r  z u m T e i l  e r h e b l i c h e 

Z e i t v e r z ö g e r u n g e n  b e d i n g t . D a  d i e u n t e r  d a s  K a r t e l l r e c h t  f a l l e n ­

d e n  w i r t s c h a f t l i c h e n  S a c h v e r h a l t e  r a s c h e  V o r g a n g s we i s e n  e r f o r ­

d e r n , w e n n  s i e  w i r k s a m s e i n s o l l e n ,  h ä l t  d e r  P a r i t ä t i s c h e A u s ­

s c h u ß  e i n e v e r b e s s e r t e  A u s s t a t t u n g d e s  K a r t e l l g e r i c h t e s  f ü r  u n a b ­

d i n g b a r . 

A u c h  i n  d e r  A r b e i t d e s  A u s s c h u s s e s  s e l b s t  z e i g t e  s i c h ,  d a ß  a u f  

D a u e r o h n e  e i n e  v e r b e s s e r t e  A u s s t a t t u n g , w i e s i e  s c h o n  e i n m a l  i m  

G e f o l g e  d e s  K a r t e l l g e s e t z e s  1 9 7 3  ( 2  a k a d e m i s c h e  M i t a r b e i t e r ) e x i ­

s t i e r t e , n o t w e n d i g w e r d e n  w i r d . E s  k o n n t e  z w a r  d i e  b i s h e r  e i n z i g e  

B r a n c h e n u n t e r s u c h u n g  ü b e r  d i e W e t t b e w e r b s v e r h ä l t n i s s e  i n  d e r  M i ­

n e r a l ö l w i rt s c h a f t  m i t d e n  e i g e n e n  R e s s o u r c e n  u n d  d e r  V e r r i c h t u n g  

d e r  S c h �e i b a r b e i t e n  a u ß e r  H a u s  b e w ä l t i g t  w e r d e n , d o c h  w ä r e n  m e h ­

r e r e  A u f t r ä g e  m i t d e r  d e r z e i t i g e n  A u s s t a t t u n g  n i c h t z u  b e w ä l t i ­

g e n . D e r  P a r i t ä t i s c h e  A u s s c h u ß  r e g t  d a h e r  a u c h  i m  H i n b l i c k a u f  

n e u e  A u f g a b e n  d e s  K a r t e l l v e r f a h r e n s ,  w i e s i e i m  R e g i e r u n g s ü b e r ­

e i n k o m m e n f e s t g e h a l t e n  s i n d  ( F u s i o n s k o n t r o l l e ,  B e s c h l e u n i g u n g  d e s  

V e r f a h r e n s ) ,  e i n e  a u s r e i c h e n d e  p e r s o n e l l e  u n d  s a c h l i c h e  A u s s t a t ­

t u n g  s i c h e r z u s t e l l e n .  
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B e i  d e n  h i n t e r l e g t e n  V e r t r i e b s b i n d u n g e n  z e i g t e  s i c h ,  d a ß i n  

z a h l r e i c h e n  V e r t r ä g e n  R e g e l u n g e n  e n t h a l t e n  w a r e n , d i e  d e m K a r ­

t e l l g e s e t z  i n s b e s o n d e r e  d u r c h  d i e A b s c h o t t u n g  d e s  ö s t e r r e i c h i ­

s c h e n  M a r k t e s  g e g e n ü b e r  E G  u n d  E F T A  z u w i d e r l i e f e n . D i e E x - u n d  

I m p o r t v e r b o t e  w u r d e n  ü b e r  I n t e r v e n t i o n d e s  P a r i t ä t i s c h e n  A u s ­

s c h u s s e s  f ü r  K a r t e l l a n g e l e g e n h e i t e n  b e s e i t i g t .  D i e H i n t e r l e g u n g s ­

r e g e l u n g  h a t s i c h a u s  d i e s e r  S i c h t  b e w ä h r t . 

I n  d i e s em Z u s a m m e n h a n g  z e i g t  s i c h a l l e r d i n g s , d a ß d i e R e g e l u n g  

d e s  § 5 7  e r h e b l i c h e P r o b l e m e  a u f w i r f t : w e n n  A m t s p a r t e i e n b e i m  

K a r t e l l g e r i c h t  d e n  A n t r a g  a u f  A u f f o r d e r u n g  v o n  W i r t s c h a f t s t e i l ­

n e h m e r n  z u r  A n m e l d u n g  e i n e s  K a r t e l l s  s t e l l e n u n d  d i e s e  n i c h t r e a ­

g i e r e n , s o  b l e i b t a l s e i n z i g e  K o n s e q u e n z  d i e m ö g l i c h e  s t r a f r e c h t ­

l i c h e  A n z e i g e . D e r  P a r i t ä t i s c h e  A u s s c h u ß  f ü r  K a r t e l l a n g e l e g e n h e i ­

t e n  r e g t  d a h e r  a n , d a ß z u m i n d e s t  d i e  A m t s p a r t e i e n d i e M ö g l i c h k e i t 

e r h a l t e n , b e i m  K a r t e l l q e r i c h t  e i n e n  F e s t s t e l l u n g s a n t r a g  ij n e r  d a s  
V o r l i e g e n  e i n e s  K a r t e l l s  e i n z u b r i n g e n . 

S c h l i e ß l i c h z e i g e n d i e E r f a h r u n g e n  m i t d e n  B e s t i mm u n g e n  ü b e r  

d i e  M a r k t b e h e r r s c h u n g , d a ß  d i e A u s w e i t u n g  d e r  A n t r a g s b e r e c h t i g u n g  

n a c h  § 3 7  ( 2 )  K G  n i c h t h i n r e i c h t e , u m  d a s  I n s t r u m e n t  d e r  M a r k t ­

m a c h t k o n t r o l l e  z u  e f f e k t i v i e r e n �  D e r  A u s s c h u ß  e r a c h t e t  d a h e r  d i e 

E i n r ä u m u n g  e i n e r  K l a g s l e g i t i m a t i o n  f U r  j e d e s  v o n  e i n em m ö g l i c h e n  

M i ß b r a u c h  b e t r o f f e n e  U n t e r n e h m e n  f U r  z we c k m ä ß i g .  
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B U N D ESKAM MER DER GEWERBLICHEN WIRTSCH AFT 
Bundeswir1schaftskammer 

1 8 7 

A n  d a s  
B u n d e s m i n i s t e r i u m  f ü r  J u s t i z 

P o s t f a c h  6 3  
1 0 7 0  W i e n  

�re Za'! n\JacrYICr,: vorr 
9 . 0 1 4 / 6 - I 4 / 9 0  
1 2 . 9 . 1 9 9 0  

:::�lre:; 

W p  8 5 6 / 9 0 / D r . F A / V G  

E r f a h r u n g e n  m i t d e r  p r a k t i s c h e n  
A n we n d u n g  d e s  K a r t e l l g e s e t z e s  1 9 8 8  

Eingel. 3 O. NUV. 1990 

'1fach. 
/8lg, 

7-� 1  � �::>A,,< 1'-1: 'i t f� A'�t8n 

-" 5:;- �2 7 8  2 3  . 1 1 . 9 0  
=ax 5C2 -

I n  B e a n t w o r t u n g  d e s  S c h r e i b e n s  d e s  B u n d e s m ; n i s t e r i u m s  f ü r  J u ­

s t i z v o m  1 2 .  S e p t e m b e r  1 9 9 0  t e i l t  d i e B u n d e s w i r t s c h a f t s k am m e r 

� i t ,  d a ß s i c h d i e Ä n d e r u n g e n , d i e d a s  K a r t G  1 9 8 8  b r a c h t e ,  i m  g r o ­

ß e n  u n d  g a n z e n  b e w ä h r t h a b e n . D i e B u n d e s w i r t s c h a f t s k amm e r  n i mm t  

d i e i n  d e n  z w e i J a h r e n  g e m a c h t e n  E r f a h r u n g e n  a l s Q u e l l e  f ü r  d i e 

f o l g e n d e n  A n r e g u n g e n  u n d  F e s t s t e l l u n g e n : 

1 )  D i e R e g e l u n g  f ü r  V e r t r i e b s b i n d u n g e n  h a t s i c h  a l s u n b e f r i e d i ­

g e n d  h e r a u s g e s t e l l t .  E i n e r s e i t s  w ä r e d e r  F r e i s t e l l u n g s u m f a n g  

a n  j e n e n  d e r  E G  a n z u p a s s e n , a n d e r e r s e i t s  z e i g e n  d i e b i s h e r i g e n  

V e r f a h r e n  ü b e r  d i e  R e g i s t r i e r u n g  v o n  V e r t r i e b s b i n d u n g e n  a l s 

K a r t e l l e  ( A n t r a g d e s Ö A K T  a u f  E i n t r a g u n g  a l s A b s i c h t s k a r t e l l , 

A n t r a g d e r  F i n a n z p r o k u r a t u r  a l s R e g i s t r i e r u n g  a l s W i r k u n g s k a r ­

t e l l ) e i n e  u n z u l ä n g l i c h e  V e r f a h r e n s r e g e l u n g  a u f . D e r  b ü r o k r a ­

t i s c h e  A u f w a n d  i s t u n e r t r ä g l i c h .  A u s  d e r  S i c h t d e r  B u n d e s w i r t ­

s c h a f t s k a m m e r s o l l t e d a s  I n s t r u m e n t  e i n e s  F e s t s t e l l u n g s v e r f a h ­

r e n s  e i n g e f ü h r t w e r d e n : A m t s p a r t e i e n  u n d  b e t r o f f e n e  U n t e r n e h ­

m e n  s o l l e n b e r e c h t i g t s e i n ,  b e i m  K a r t e l l g e r i c h t  V e r t r ä g e  a u f  

i h r e  K a r t e l l e i g e n s c h a f t  p r ü f e n  z u  l a s s e n . 

V\foeoner f-IaUDlSlraße 63 
;. ' 045 Wien 

-e,ex ' - - 87 - 9JKA 
-elelex (6- ) 32�2- 38 aWK 

Telegrammaaresse 
BUWIKA 

CredltanSlalt· Bankverein 
Konto Nr 0020·95032/00 
BLZ - 1 000 

DVR 
00430 - 0  
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2 )  O i e n e u g e f a ß t e n  B e s t i m m u n g e n  ü b e r  d i e  M a r k t m a c h t d e f i n i t i o n h a ­

b e n  k e i n e r l e i  A n l a ß  z u r  B e s c h w e r d e  g e g e b e n , a l l e r d i n g s  i s t d i e  

i n  § 3 7  g e t r o f f e n e  R e g e l u n g  d e r  A n t r a g s b e r e c h t i g u n g  z u  e n g . 

I mm e r  m e h r  U n t e r n e h m e n  b e s c h we r e n  s i c h ,  d a ß  s i e  n i c h t s e l b s t  

d e n  W e g  z u m  K a r t e l l g e r i c h t  a n t r e t e n  k ö n n e n , w e n n  s i e  s i c h 

d u r c h  e i n m a r k t b e h e r r s c h e n d e s  U n t e r n e h m e n  g e f ä h r d e t  f ü h l e n .  

E i n e A u s w e i t u n g  d e s  K l a g e r e c h t s  a u f  b e t r o f f e n e  U n t e r n e h m e n  i s t 

u n u m g ä n g l i c h n o t w e n d i g . 

3 )  I m  H i n b l i c k a u f  d a s K l a g e r e c h t  b e t r o f f e n e r  U n t e r n e h m e n  e r ­

s c h e i n t  e s  ü b e r l e g e n s we r t , e i n e n  Ko s t e n e r s a t z  i m  K a r t e l l v e r ­

f a h r e n  v o r z u s e h e n . 

4 )  D i e i n  § 1 1 2  ( 2 )  v o r g e s e h e n e  R e g e l u n g  v o n  G u t a c h t e n  ü b e r  d i e 

W e t t b e w e r b s l a g e  i n  e i n z e l n e n  W i r t s c h a f t s z w e i g e n  e r s c h e i n t  h i n ­

r e i c h e n d . D e r  P a r i t ä t i s c h e  A u s s c h u ß  h a t  e i n G u t a c h t e n  z u r  

W e t t b e we r b s l a g e  i n  d e r  M i n e r a l ö l w i r t s c h a f t  e r s t e l l t ,  w o b e i  

s i c h  k e i n e  w e s e n t l i c h e n  S c h w i e r i g k e i t e n  d e r  D u r c h f ü h r u n g  e r g a ­

b e n . W e i t e r e  A u f t r ä g e  h a t e s  n i c h t g e g e b e n . 

5 )  D e r P a r i t ä t i s c h e  A u s s c h u ß  w i r d  d e n  v e r m e h r t e n  A r b e i t s a n f a l l 

o h n e  B e i s t e l l u n g  e i n e s  m i n i m a l  a u s g e s t a t t e t e n  B ü r o s ( 2  W i r t ­

s c h a f t s a k a d e m i k e r , 1 S e k r e t ä r i n )  n i c h t b e w ä l t i g e n  k ö n n e n . E i n e  

d e r a r t i g e A u s s t a t t u n g  w u r d e  d e m  A u s s c h u ß  s c h o n  1 9 7 3  z u g e s t a n ­

d e n , v o n  d i e s em a b e r  n a c h  W e g f a l l d e r  d am a l i g e n  Ü b e r p r ü f u n g  z u  

U b e r t r a g e n d e r  K a r t e l l e  w i e d e r  a b g e b a u t . 

6 )  D i e K o n z e n t r a t i o n s e n t w i c k l u n g  i n  e i n i g e n  W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n 

( M e d i e n ,  l a n d w i r t s c h a f t l i c h e  V e r a r b e i t u n g ,  H a n d e l ) h a t e i n e  

D i s k u s s i o n  ü b e r  d i e Z we c k m ä ß i g k e i t e i n e r  F u s i o n s k o n t r o l l e  a u s ­

g e l ö s t . F ü r  d e n  M e d i e n b e r e i c h  w u r d e  i m  J u s t i z a u s s c h u ß  b e r e i t s  

e i n G e s e t z e n t w u r f  d i s k u t i e r t , a b e r  n i c h t  w e i t e r v e r f o l g t . D i e 

B u n d e s w i r t s c h a f t s k a mm e r  p r ü f t  i n  e i n e r  o f f e n e n  S e m i n a r r e i h e  

d i e E r f a h r u n g e n  a n d e r e r  k l e i n e r  L ä n d e r  m i t d e m  I n s t r u m e n t  d e r  

Z u s a mm e n s c h l u ß k o n t r o l l e .  J e d e n f a l l s  e r s c h e i n t  e s  s i n n v o l l ,  d i e 
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E i n f ü h r u n g  e i n e r  F u s i o n s k o n t r o l l e  i n  Ö s t e r r e i c h  z u r  D i s k u s s i o n 

z u  s t e l l e n .  

7 )  I n  d e r  Ö f f e n t l i c h k e i t wu r d e  , z u m  T e i l  h e f t i g k r i t i s i e r t , d a ß 

d e r  ö f f e n t l i c h e  A n k l ä g e r  e r s t  S t r a f a n t r a g  w e g e n  V e r s t o ß  g e g e n  

d a s  K a r t e l l g e s e t z  s t e l l e n d a r f , w e n n  d i e K a mm e r n  e i n G u t a c h t e n  

ü b e r  d i e f ü r  d i e E n t s c h e i d u n g  d e s  G e r i c h t e s  w e s e n t l i c h e n  U m ­

s t ä n d e  a b g e g e b e n  h a b e n  ( §  1 3 9 A b s . 2 K a r t G  1 9 8 8 ) . I m  H i n b l i c k 

a u f  d i e  b i s h e r i g e n  E r f a h r u n g e n  e r s c h e i n t  e s  h i n r e i c h e n d , e i n 

G u t a c h t e n  l e d i g l i c h i m  R a h m e n  e i n e s  l a u f e n d e n  V e r f a h r e n s v o r ­

z u s e h e n . 

D i e B u n d e s w i r t s c h a f t s k am m e r e r s u c h t  u m  K e n n t n i s n a h m e  u n d  E i n ­

l e i t u n g  e n t s p r e c h e n d e r  l e g i s t i s c h e r S c h r i t t e . 

B U N D E S KA M M E R D E R  G E W E R B L I C H E N  W I R T S C H A F T  

D e r  P r ä s i d e n t : D e r  G e n e r a l s e k r e t ä r : 

I 
\ 
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,A - l 0 4 i  Wien P f l n z -t:uge n · S t tatie 2 0 - 2 2  F'r:-stfacr" 5 1 (  

An d a s 
B u n d e s m i n i s t e r i u m  
f ü r  J u s t i z 

M u s e u m s t r' a ß e 7 
1 0 7 0  W i e n 

3. D E Z.  1990 
'1 
1 

.t... � oO A'1 (  6 - 2:  � ( �.:> ./ 

lJr�ere lt::lcnen �elefcn q J 2 2 :!  501  65 
JUfc"want 

W R / M a g . K n i / B i / 4 2 1 1  2 3 7 8  2 1 • 1 1 • 1 9 9 0  

Betrf'ff 

E r f a h r u n g e n m i t d e r  p r a k t i s c h e n  
A n we n d u n g  d e s  K a r t e l l g e s e t z e s  1 9 8 8  

D i e  E r' f a  h r u n  9 m i t d e m  a m  1 .  1 • 1 9 8 9 i n K r a  f t g e  t r e  t e n e  n K a r' t e l  1 g e  -

s e t z l ä ß t  j e n e M ä n g e l n o c h d e u t l i c h e r  h e r v o r t r e t e n ,  d i e s c h o n  a m  

K a r t e l l g e s e t z 1 9 7 3  k r i t i s i e r t  w u r d e n : 

1 .  A u s n a h me b e s t i mm u n g e n : 

D i e  A u s n a h m e b e s t i m m u n g  f ü r  G e n o s s e n s c h a f t e n  i s t a u f g r u n d d e r 

j ü n g s t e n  D i s k u s s i o n ü b e r' d i e  ö s t e r r e i c h i s c h e M i l c h w i r t s c h a f t  

n oc h  we n i g e r  v e r t r e t b a r  a l  s b i  s h e r ; b z g l . d e r  A u s n a h me b e ­

s t i m  m u n g f ü r' B a n  k e n u n d V e r' s i e  h e r' u n g e n  w i r' d u . a . a u f d i e  

F r a g e b e a n t wo r t u n g  d e s  B u n d e s m i n i s t e r i u m s  f ü r  F i n a n z e n  

v e r w i e s e n . D i e s e  A u s n a h m e b e s t i m m u n g e n s o l l t e n  d a h e r a u s  d e m  

K a r t e l l g e s e t z e n t f e r n t  w e r d e n . 

Telegramme Arb�ammer Wien Telex 1 3 1 690 
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2 .  P r e i s k a r t e l l e  ( §  1 3 ) : 

2 .  

I m  Z u g e  d e r A n n ä h e r u n g ö s t e r r e i c h i a n  d i e  E G  s i n d P r e i s k a r ­

t e l l e  n i c h t  m e h r  a u f r e c h t  z u  e r h a l t e n . I n  e i n e m  n e u e n 

K a r t e l l g e s e t z s o l l t e d a h e r  e i n e F r i s t f e s t g e l e g t  w e r d e n , 

i n n e r h a l b  d e r  d i e  P r e i s k a r t e l l e  a u s z u l a u f e n  h ä t t e n . 

3 .  G e me i n s a me P r e i s we r b u n g  ( §  1 7  Ab s .  2 Z .  3 ) : 

D i e s e B e s t i mm u n g  h a t  s i c h  a l s z u  we i t g e h e n d e r w i e s e n , we i l  

s i e  z u r' B i l d u n g v o n  g e b i e t s mä ß i g  g l e i c h e n  P r e i s e n  f ü h r' t e . 

D a h e r s o l l t e i n  § 1 7  K a r t G  1 9 8 8  e i n e z e i t l i c h e , g e b i e t s mä ß i ­

g e  u n d u n t e r n e h me n s b e z og e n e B e s c h r ä n k u n g e i n g e f O h r t  w e r d e n . 

4 .  Z u s a mme n s c h l u ß k o n t r o l l e :  

B z g l . d e r F o r d e r u n g  n a c h  e i  n e r' Z u s a mme n s c h l  u ß k o n t r o l l e h a t  

d i e  E n t w i c k l u n g - ä h n l i c h  w i e b e i  d e r  K r i t i k a n  d e n  A u s n a h ­

m e b e s t i mm u n g e n - j e n e r  A u f f a s s u n g  r e c h t g e g e b e n ,  we l c h e  e i n e 

i n h a l t l i c h e  P r ü f u n g v o n  Z u s a mm e n s c h l ü s s e n  d u r c h  d a s K a r t e l l ­

g e r i c h t f ü r  n o t we n d i g  h i e l t .  

F ü r  e i n e Z u s a mme n s c h l u ß k o n t r o l l e  s o l l t e f o l g e n d e s  g e l t e n : 

1 .  Z u s t i mm u n g  z u  Z u s a mme n s c h l ü s s e n  d u r c h  d a s  

K a r t e l l g e r i c h t  

1 . 1  Z u s a mme n s c h l ü s s e o h n e Z u s t i mm u n g  s i n d n i c h t i g  

1 . 2 V o l k s w i r t s c h a f t l i c h e  R e c h t f e r t i g u n g  a l s P r ü f u n g s k r ; t e ­

r ; u m 
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1 . 3 M ö g l i c h k e i t  d e r  

I< a r t e l l g e r i c h t 

E r' t e i l u n g  v o n  

3 . 

A u f l a g e n  d u r c h  d a s 

1 . 4 E i n e  Z u s a mme n s c h l u ß k o n t r o l l e  m u ß  a u c h  b e i  a u s l ä n d i s c h e n  

U n t e r n e h me n , w e l c h e  e r s t ma l s a m  ö s t e r r e i c h i s c h e n  M a r k t  

t ä t i g we r d e n , v o r g e n omme n we r d e n  ( S c h l u B f o l g e r' u n g a u s  

d e m  B e s c h l u ß  d e s K a r t e l l g e r i c h t e s , K t . 2 8 5 / 8 8 ) 

2 .  Z u s a mme n s c h l u B k o n t r o l l e  a u c h  b e i M e d i e n 

2 . 1 " A u f r e c h t e r' h a l t u n g d e r M e d i e n v i e l f a l t "  a l s 

P r ü f u n g s k r i t e r i u m 

2 . 2  E i n e  k ü n f t i g e  Z u s a mm e n s c h l u ß k o n t r o l l e  k a n n  n i c h t s d a r a n  

ä n d e r n , d a ß  m a ß g e b l i c h e  Z u s a mme n s c h l ü s s e b e r e i t s  

s t a t t g e f u n d e n  h a b e n  ( Z u c k e r i  n d u s t r i  e ,  M e d i  a p r i  n t , AM F )  

o h n e , d a B  d a s K a r t e l l g e r i c h t  d i e  M ög l i c h k e i t  g e h a b t  

h ä t t e , i m  I n t e r e s s e d e r V o l k s w i r t s c h a f t  d i e s e Z u s a mme n ­

s c h l ü s s e z u  p r ü f e n . E i n � P r ü f u n g  h ä t t e  v e r m u t l i c h k e i n 

V e r b o t d i e s e r  e r w ä h n t e n  Z u s a mme n s c h l ü s s e , wo h l  a b e r d i e  

E r t e i l u n g  v o n  A u f l a g e n  z u r  F o l g e  g e h a b t . E i n e r ü c k w i r ­

k e n d e  Z u s a mm e n s c h l u ß k o n t r o l l e  - d . h .  e i n r ü c k w i r k e n d e r  

g e s e t z l i c h e r  E i n g r i f f  i n  e i n e s e i n e r' z e i t i g e V e r t r' a g s ­

f r e i h e i t  - e r s c h e i n t  d e m  ö s t e r r e i c h i s c h e n  A r b e i t e r k a m ­

me r t a g  a u s  r e c h t s s t a a t l i c h e n  G r ü n d e n  n i c h t s i n n v o l l . 

A n d e r e r s e i t s i s t z u  ü b e r l e g e n ,  ob m a r k t mä c h t i g e n  

U n t e r n e h me n  ü b e r  § 3 5  ( M i B b r a u c h s a u f s i c h t b � i e i n z e l n e n 

G e s c h ä f t s f ä l l e n )  h i n a u s  e i n e r  V e r h a l t e n s k o n t r o l l e  z u  

u n t e r z i e h e n  w ä r e n , d . h . , e s  k ö n n e n  g e g e b e n e n f a l l s  

A u f l a g e n  b z g l . e i n e s  g e n e r e l l e n V e r h a l t e n s  g e ma c h t  

w e r d e n ; d i e K r i t e r i e n h i e z u  wä r e n  n o c h z u  d i s k u t i e r e n . 
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5 .  U n v e r b i n d l i c h e  P r e i s e m p f e h l u n g e n  ( §  3 1 ) :  

4 . � . .  i 't  

D i e s e  we r d e n  v i e l f a c h  a l s I n s t r u me n t  f ü r  i l l e g a l e  K a r t e l l ­

b i l d u n g e n  m i ß b r a u c h t ; d a h e r  s o l l t e n  s i e v e r b o t e n  we r d e n . 

Z u  d e n  v om B u n d e s m i n i s t e r i u m  f ü r  J u s t i z s p e z i e l l a n g e s p r o ­

c h e n e n  P r ob l e me n  w i r d  a u s g e f ü h r t : 

6 .  Ve r t r i e b s b i n d u n g e n : 

D i e  n e u e B e s t i mm u n g ü b e r  d i e  A n z e i g e v o n  Ve r t r i e b s b i n d u n g e n  

h a t  s i c h  b e s t e n s b e  w ä h r' t ( §  2 0 ) . I n s  b e s o  n d e r' e d i e  B r a  n c h e  

d e r  D e p o t k o s me t i k  u n d  d e s  A u t o h a n d e l s  k o n n t e  v e r a n l a ß t  

w e r d e n , i h r e  V e r t r i e b s b i n d u n g e n  ( V e r t r ä g e  z w i s c h e n  G r o ß h ä n d ­

l e r b z w . I mp o r t e u r  u n d  E i n z e l h ä n d l e r )  a n z u me l d e n . D i e s e 

A n me l d u n g e n  s i  n d  d i  e Vo r a u s s e t z u n g e n  f ü r' e i  n e  n a c h f o l  g e n d e  

i n h a l t l i c h e  K o n t r o l l e .  I n  d e r F o l g e  w i r d  d e r  ö s t e r r e i c h i s c h e  

A r b e i t e r k a mme r t a g a u c h  b e i  a n d e r e n  B r a n c h e n  a u f  d e r' A n me l ­

d u n g  b e s t e h e n . V o r e r s t  i s t j e d oc h  d a r a u f h i  n z u we i s e n , d a ß  

e i n e r  e f f e k t i v e n  I( o n t r o l l e  d e r  K a r t e l l e  d u r c h  d i e  Am t s p a r ­

t e i e n  e r h e b l i c h e  M ä n g e l i n  d e n V e r f a h r' e n s b e s t i mm u n g e n  d e s 

K a r t e l l g e s e t z e s  e n t g e g e n s t e h e n . D i e s  z e i g t  d i e  E r f a h r u n g a u s  

d e n  V e r f a h r e n  d e s  ö s t e r r e i c h i s c h e n  A r b e i t e r k a mme r t a g e s g e g e n  

d i  e I mp o r t e u r e  v o n  D e p o t k o s me t i  k u n d  K r a f t f a h r' z e u g e n .  D e r' 

ö s t e r r e i c h i s c h e A r b e i t e r k a mm e r t a g  w a r f  d e n  I mp o r t e u r e n  

i l l e g a l e  K a r t e l l b i l d u n g  ( G e b i e t s a u f t e i l u n g d e s  M a r k t e s )  v o r . 

G e mä ß  d e m  K a r t e l l g e s e t z  h a b e n  d i e  Am t s p a r t e i e n  j e d oc h  n u r  

d a n n  v e r f a h r e n s r e c h t l i c h e  B e f u g n i s s e , we n n  s i e  s p e z i e l l 

h i e z u  v o n  K a r t e l l g e s e t z  e r m ä c h t i g t  we r d e � . 

D i e  E r f a h r u n g a u s  d e r  A n z e i g e d e r  V e r t r i e b s b i n d u n g e n  z e i g t , 

d a ß  d i e A m t s p a r t e ; e n  w o h l a u s r e i c h e n d e  K o mp e t e n z e n  i m  

V e r f a h r e n  g e g e n  a n z u m e l d e n d e  b z w . a n g e me l d e t e  K a r t e l l e  
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h a b e n , j e d oc h k e i n e r l e i  K o m p e t e n z e n  g e g e n O b e r  i l l e g a l e n  

K a r t e l l e n  b e s i t z e n  ( a u ß e r  d e r  M ö g l i c h k e i t e i n e r  S t r a f a n z e i -

g e ) . 

B e i s p i e l s we i s e i s t e s  d e n  A m t s p a r t e i e n n i c h t g e s t a t t e t  

F e s t e l l u n g s a n t r ä g e  a u f  N i c h t i g e r k l ä r u n g  n i c h t g e n e h m i g t e r 

K a r t e l l e  z u  s t e l l e n .  S o l c h e Ve f a h r e n s v o r s c h r i f t e n  wä r e n  

j e d oc h  e i n e n o t we n d i g e E r g ä n z u n g z u  d e n  - b e i z u b e h a l t e n d e n  -

S t r a f b e s t i mm u n g e n . D e n  A mt s p a r t e i e n  w ä r e  e i n g e n e r e l l e s s i c h 

a m  U W G o r i e n t i e r e n d e s A n  t r' a g s r e  c h t e i n z u r' ä u m  e n ;  d i e  § § 5 7 , 

5 8  k ö n n t � n  d a n n  e n t f a l l e n ( s i e h e  e n t s p r e c h e n d e  E n t s c h e i d u n ­

g e n  d e s  K OG , we l c h e  d e n  A mt s p a r t e i e n  j e g l i c h e  w i r k u n g s v o l l e  

A n t r a g s k omp e t e n z  a b s p r e c h e n ) . 

S i n n v o l l wä r e  a u c h  e i n e Vo r s c h r i f t , w o n a c h  d i e K a r t e l l m i t ­

g l i e d e r  d e r Ve r t r i e b s b i n d e r ( I m p o r t e u r e ) u n d  d e r Ve r t r i e b s ­

g e b u n d e n e n  ( E i n z e l h ä n d l e r )  j e  e i n e n  K a r' t e l l b e v o l l mä c h t i g t e n 

z u  s t e l l e n h ä t t e n  ( we g e n  d e r  u n t e r s c h i e d l i c h e n  I n t e r e s s e n  

d e r H ä n d l e r u n d d e r  I mp o r t e u r e ) .  

7 .  M a r k t b e h e r r s c h e n d e  U n t e r n e h me n : 

D i e  E r' we i t e r u n g  d e r  K r i t e r' i e n d e s  B e g r i f f e s  " ma r k t b e h e r r ­

s e h e n d e s U n t e r n e h m e n "  u m  d a s  K r i t e r i u m " F i n a n z ma c h t " h a t  

s i c h  b e wä h r t  u n d b i l d e t  d i e  V o r a u s s e t z u n g  f O r  V e r f a h r e n  

w e g e n M i ß b r a u c h s  e i n e r  m a r k t b e h e r r s c h e n d e n  S t e l l u n g . 

D i e  F o r d e r u n g , d e m  e i n z e l n e n  U n t e r n e h m e n i m  V e r f a h r e n  g e mä ß  

§ 3 5  K a r t G 1 9 8 8  e i n e P a r t e i e n s t e l l u n g  e i n z u r ä u m e n , w i r d  v o m  

ö s t e r r e i c h i s c h e n  A r b e i t e r k a mm e r t a g  u n t e r s t O t z t . H i n g e g e n  

w i r d  d e r  V o r s c h l a g ,  e s  mög e d e r  ob s i e g e n d e n P a r t e i  g e m ä ß  Z P O 

e i n K o s t e n e r s a t z  e i n g e r ä u m t  we r d e n  - d z t . t r ä g t  j e d e  P a r t e i 

g e mä ß A u ß s t r G  i h r e  K o s t e n  s e l b s t v o m  ö s t e r r e i c h i s c h e n  

A r b e i t e r k a m me r t a g  a b g e l e h n t . D a s  A r g u me n t , d e m  " k l e i n e n  

U n t e r n e h me r "  , d e r  e i n Ve r f a h r e n  e i n l e i t e t , m ü s s e e i n 
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K o s t e n e r s a t z  g e b o t e n  we r d e n , i s t t r ü g e r' i  s c h . D e n n  d e m  
1 1  k 1 e i n e n U n t e r n e h m e r 1 1  d r o h t  b e  i Ve r 1 u s t  d e  s V e r f a h r e n  s d i e  

Z a h l u n g  d e r  G e s a m t k o s t e n .  D i e s e G e s a m t k o s t e n  k ö n n e n  v om 

A n t r a g s g e g n e r  a l s ma r k t b e h e r r s c h e n d e s  U n t e r n e h me n e i n 

f i n a n z s t a r k e s  U n t e r n e h me n d u r c h  Ve r f a h r e n s v e r z ö g e r u n g e n 

( G u t a c h t e n )  i n  d i e  H ö h e  g e t r' i e b e n  we r d e n . D a  d e r  " Z u g a n g  z u m 

R e  c h t 1 1  n i c h t n u r' f ü r d e n  K 0 n s u m  e n t  e n , s o  n d e r' n a u c h f Ü f' 

U n t e r n e h m e r  e i n e  K o s t e n f r a g e  i s t ,  s o l l t e d a s  A u ß s t r G i n  

v o l l e m U m f a n g  b e i b e h a l t e n  we r d e n . 

8 .  G u t a c h t e n  ü b e r  d i e  We t t b e we r b s l a g e : 

D e r P a r i t ä t i s c h e  A u s s c h u ß f ü r  K a r t e l l a n g e l e g e n h e i t e n  h a t  

ü b e r  A u f t r a g  d e s  B u n d e s m i n i s t e r i u m s  f ü r  J u s t i z e i n  G u t a c h t e n 

ü b e r  d i e  We t t b e we r b s l a g e  d e r  M i n e r a l ö l w i r t s c h a f t  e r s t a t t e t . 

D a s  G u t a c h t e n  i s t d e m  B u n d e s m i n i s t e r i u m  f ü r  J u s t i z  z u g e g a n ­

g e n .  D i e  d s b z g l . B e s t i m m u n g e n ( u . a .  § 1 1 2 K a r t G  1 9 8 8 )  h a b e n 

s i c h b e wä h r t . 

D e  r ö s t e  r r e  i c h i  s c  h e  A r b e  i t e  r k a m m e  r t a g  r e g t  a n , u n m i  t t e  1 b a  r n a c  h 

A n g e l ob u n g d e r  n e u e n  R e g i e r u n g , S o z i a l p a r t n e r g e s p r ä c h e ü b e r  e i n e 

N o v e l l e  d e s K a r t e l l g e s e t z e s  e i n z u b e r u f e n ; h i e b e i wä r e n  a u c h  d i e  

E r f a h r u n g e n  d e r  F i n a n z p r o k u r a t u r  z u  b e r ü c k s i c h t i g e n . 

D e r  P r ä s i d e n t : 

:. 

D e r  K a mm e r a m t  d i r e k t oF �  
;/ /' 

" r  V / 
l 

/ 
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• 
OSTERREICH ISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

PW/ ET DVR : 0 4 8 7 8 6 4  

Z l . 3 3 8 /9 0  

zu : GZ 9 . 014 / 6 - 1  4 /90  

Herrn 

Dr . Egmont FOREGGE R 

Bundesmi n i s ter für Just i z  

Museums traße 7 

10 7 0  W i e  n 

Betri f f t :  E r f ahrungen mit der prakt i s chen Anwendung des 

Karte l l gesetzes 198 8  

Sehr geehrter Herr Bundesmi n i s ter ! 

. /J 

Mit Ents chl i eßung vom 19 . 10 . 19 8 8 , E 8 7  - NR/XVI I . GP . hat der 

Nat i onalrat den Bundesmi n i s ter für Jus t i z  ersucht , ihm nach 

Abl au f  von zwei Jahren s e i t  I nkra f t treten des Karte l l ges etzes 

198 8  über die E r f ahrungen mit der prakt i s chen Anwendung des 

Geri chtes zu ber i c hten . Das Bundesmin i s terium für Jus t i z  hat 

mit Schre iben vom 12 . September 1990 den Ös terreichi s chen 

Rechtsanwa l t s kammertag um Mittei lung über E r f ahrungen er­

s ucht . Nach Umf rage bei den neun Rechtsanwa l t s kammern wurden 

die mit Karte l l angel egenhe iten häu f i g  be f aßten Kol legen gebe ­

ten , i hre E r fahrungen und Überl egungen darzul egen . Das bei l i e ­

gende Memorandum i s t  das zusammenge faßte E rgebni s  von z um 

Te i l  ni cht vö l l ig übere inst immenden Ste l lungnahmen der unter­

z e i c hneten Autoren . E s  gibt e ine repräs entat iven Überbl i c k  

über E r f ahrungen und Anregungen a u s  dem Kre i s e  der Anwal t ­

s c h a f t . 

I ch ho f fe , daß d i e s e  Aus arbe i tung für I hre kün f t i gen leg i s t i s ­

chen Maßnahmen e inen nüt z l ichen Beitrag dars tel l t . 
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I ch erl aube mi r ,  diese sMemorandum auch den anderen am Kartel l ­

wesen Betei l i gten und I nteres s ierten , s o  dem Karte l l oberge ­

r i cht , Karte l l ger i cht , den S o z i a l partnern und den Parl aments ­

f rakti onen zur Kenntnis zu bringen . 

I ch zei chne 

mit dem Ausdruck vorzüg l i cher Hochachtung 

Wien , am 04 . Dez ember 1990 

Be i l age 

/ 

Dr. Wa lter SCHUPP ICH 

Präs ident 

7 
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I I /K 

Erf ahrung mit der praktis chen Anwendung 

des Karte l lge s e t z e s  1 9 8 8  

A .  Al lgemeines 

1 . ) Die nach f o lgende Z u sammenstel lung der Erf ahrungen mit der 

prak t i s chen Anwendung des KartG 1 9 88 ist die Z u sammen­

f a s s ung der Meinungen mehrerer mit Kartel l f ragen bef aßten 

Rechts anwä l te . D i e  s i ch daraus mög l i cherwe i s e  ergebenden 

d ivergenten Ans i chten haben i hre Ursache dari n , daß ver s c h i e ­

dene Rechts anwä l t e  verschiedene Erf ahrungen mit vers chiedenen 

S enaten ges ammel t  haben und daher mögl icherwe i s e  auch ver­

s chiedene Emp f eh l ungen und Anregungen haben. 

2 . ) Wiederholend darf f e s tges te l l t  werden , daß das Gesetz gut 

geordnet , l egi s t i s ch großtei l s  s auber f o rmul i ert i s t  und 

daß s i ch die f o l gende Kri tik im Wesent l i chen nur auf E in z e l ­

punkte ers treckt , d i e  o f fenbar in der E i le der let z ten Fert i g ­

s tel lung d e s  Ges e t z es übers ehen wurden oder die aus pol i t i s chen 

Gründen nicht Eingang i n  das Wettbewerbsordnungsgesetz gef unden 

haben . Das Karte l l geset z i s t  im großen und gan z e� ein durchaus 

" brauchbares " Ges et z , und es  s o l l te keine andere " Karte l lpo l i ­

tik " anges trebt werden , auch wenn - entgegen der nachf o l genden 

Empfehlung - gewi s s e  Modi f ikationen ( z . B .  im Z u sammenhang mit 

den Fre i s te l l ungen , mit der Antrags legitimation und mit e iner 

Fus ionskontro l le ) vorgenommen werden . 
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Der ÖRAK vertritt die grundsät z liche Meinung , daß am Gesetz 

derzeit möglichst wenig geändert werden sol lte ( ausgenommen 

Korrekturen wie in § 1 ) ,  wei l  ohnedies in einigen Jahren 

anläßlich des Beitritts Ös terreichs zur Europäischen Gemein­

s cha f t  oder einer Tei lnahme am Europäischen Wirts cha f t s raum 

Änderungen vorzunehmen sein werden und die Kontinuität eines 

Gesetzes wesentlicher ers cheint als die ständige Anpa s sung , wie 

es an s chlechten Bei spie len , wie z . B .  dem Marktordnungsgesetz , 

gezeigt werden kann . 

3 . ) Noch immer - oder wieder - fehlt dem Kartel lgesetz ein im 

Gesetz selbst ausgedrückter wirtschaftspoliti s cher Zweck ; 

ein solcher i s t  dem Kartellgesetz 1 9 88 selbst nicht zu ent­

nehmen . 

Soll wie im alten Gesetz die " Wettbewerb s f reiheit erha l ten " 

bleiben oder s o l len nur Kartel l e  und andere Wettbewerbsbe­

s chränkungen " geregelt " werden ? Dient das Gesetz dem " Publikum "  

wie das alte Koalition s geset z  - oder moderner - den Let ztver­

brauchern , oder liegt der Nachdruck auf der Ermöglichung des 

Zusammen scnlus ses ( ös terreichischer ) I ntere s s en durch Karte l le , 

oder s o l l  die ö s terreichische Wirtschaft auf den Eintritt in 

die Europä i s che Gemeins cha f t  vorbereitet werden ? Strukturände­

rungen ? 

Nach wie vor ers cheint das Gesetz stärker konsumentenpo litisch 

a l s  wirts cha f ts politisch oder gar volkswi rts cha f tlich ausge­

richtet zu s ein , und - g leich dem Karte llgese t z  1 9 5 2  - eher ein 

Ergänzungsgesetz zum Preisgesetz darzustel len als ein Wettbe­

werbsordnungsgesetz . 

Bei der Aus legung ergibt s ich daher die o f t  ni cht nur 

theoretische Frage , auf wel che wirts chaftspoliti s chen S chulen 

Bedacht zu nehmen i s t , wobei ausdrücklich darauf hingewie s en 

sei , daß auch in den USA keine Einhel l igkeit über ein abs t rak­

tes ziel des Sherman-Antitrus t-Gesetzes besteht . Trotzdem 
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s o l lte das Kartel lgesetz aus dem Tage s st re i t  

werden und klare wettbewerbspo l i t i s che Z iele -

im Ges e t z e s t i te l  

herausgenommen 

gegebenen f a l l s  

erha l ten . 

Der beim Rechts anwa l t  oder in der Hande l skammer anf ragende 

Wirt s cha f t s treibende sucht keine kryp t i s chen Aus sagen seines 

Rechtsberaters , s ondern konkrete Recht sauskün f te , wei l  die 

Konsequen z von wirt s c ha f t l i chem und recht li chem Hande ln durch 

das Gesetz in j eder Variante vorhersagbar s e in muß . 

Für den Fa l l  der Änderung des Ges e t z e s  wird der Vors chlag 

gemacht , dem Karte l lgesetz 1 9 8 8  einen e igenen Paragraphen über 

" Z i e l e  und Grund s ä t ze " voran z u s t e l len , wie dies etwa auch in § 

1 des Abf a l lwirtscha f tsgesetzes 1 9 9 0  erfo lgt i s t . Neben der 

Klarstel lung wirtscha f tspol i t i s cher Z ie lvor s te l l ungen und 

wettbewe rbs theore t i s cher Grunds ä t z e  könnte dadurch auch e i n  

I nterpretat ions rahmen f ür die konkrete Ges e t z e s anwendung 

abge s teckt werden . Als mögl i cherwe i s e  ( po li t i s ch ) leichter und 

s chne l l er ums e t z bare S teigerung der Vorhers ehbarkeit karte l l ­

recht l icher Beurtei l ungen ers cheint e s  denkbar , dem Paritä­

t i s chen Aus s chuß f ür Karte l langelegenheiten ( z . B .  durch ent­

sprechende Anf ügung eines neuen Abs . 3 zu § 1 1 2 ) auf zutragen , 

i n  rege lmäßigen Abs tänden s eine wirt s cha f t s po l i t i s chen/we t t ­

bewerbs theore t i s chen Grundsätze zu f ormul i eren und im JAB1 . z u  

pub l i z ieren ( Vorbi lder dazu f inden s i ch in den Tätigke i t s be ­

re ich d e s  KOG f Ur d a s  Jahr 1 9 7 3  [ JABl . 1 9 7 4 / 1 0 , 9 7 f f ] und f ü r  

das Jahr 1 9 8 9  [ JABl . 1 9 9 0 / 4 4 , 1 5 2 ] ) .  

4 . ) Be i der Beurt e i lung von Karte l len i s t  Grundlage die vo lks -

wirts cha f t l i che Rechtfert igung . Die Kriterien , nach denen 

zur Frage der vo l k swi rts cha f t li chen Rech t f ertigung Gutachten z u  

ers tatten s ind ( § § 2 3  Z .  3 enthä l t  haupt s ä c h l i ch negative 

Kriteri en , wie z . B .  Unvereinbarkeit mit gewi s s en internationa ­

l en Verträgen u . a . , s owie tei lwe i s e  uns charf e  und durch das 

Kart e l l gericht n i cht überprüf bare " Vors chri f ten als Begri f f e " ,  

wie " I ntere s s e n  der Let ztverbraucher besonders Bedacht zu 

nehmen " )  erscheint nicht ausre i c hend klar oder zu a l lgemei n  
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formul iert . Tatsache i s t , daß die Auf fassungen des Paritäti ­

schen Aus s chus ses Schwankungen unterworfen s ind , die den Schluß 

aufkommen las sen , daß Außeneinf lüs s e  jewe i l s  maßgeblich sein 

könnten . So wird z . B .  beim Zusammens chluß kein ös terreichis ches 

Unternehmen , die a l le zusammen noch immer k lein s ind im Ver­

hältnis zu s tarken aus ländis chen Erzeugern oder Importeuren , 

insbes ondere im EG-Raum , im Paritätischen Aus s chuß auf die 

Fragen nach dem Vortei l des 

Verweist man darauf , daß nur 

Zusammenschlusses angesprochen . 

durch den länger dauernden Zu-

sammensch l uß gewi s se Rationa l i s ierungsmaßnahmen , Typenbereini­

gungen , Aus taus ch von know-how , etc . möglich s ind , dann werden 

Vertragsverlängerungen von z . B .  zwei Jahren vorge s chlagen , 

wobei das Verfahren bis zum Vorschlag selbst auch über ein Jahr 

dauern kann . 

Es l i egt auf der Hand , daß Unternehmen nur bei einer länger­

f ri s t i gen Bindung berei t  sind , Erfahrungen o f fen aus z utaus chen , 

Typenauftei lungen vorzunehmen , Personalaufgaben zwis chen Firmen 

zu tei len , etc . Es darf auch nicht übersehen werden , daß 

Auf teil ungen und Rat iona l i s ierungsmaßnahmen manchma l für 

einzelne Unternehmen den teilwei sen Rückzug vom Marktges chehen 

bedeuten , ein Vorgehen , das kaum rückgängig gemacht werden 

kann , wenn die Zusammenarbeit endet . Auf diese Weise i s t  eine 

aufrichtige und of fene Zusammenarbeit , die in vielen Fäl l en da s 

Überl eben einer bestimmten Branche s ichern könnte , gestört oder 

unmög l ich . 

5 . ) tn diesem Zusammenhang wird auch vorges chlagen , in § 49 ( 3 )  

dem Paritätis chen Aus s chuß für Karte llange legenheiten auf ­

z utragen , s chon aus Gründen der Rechts s taat l i chkei t  s eine 

Gutachten " überprü fbar zu begründen " .  

6 . ) Weiters muß angemerkt werden , daß die Verfahren vor dem 

Paritätischen Aus s chuß zunehmend länger dauern und die 

Begutachtungs frist von ( meis t )  drei Monaten ( §  49 Abs . 3 )  

häufig nicht e ingehal ten werden kann . In der Praxis i s t  der 
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Karte l lbevol lmächtigte dann mei s t  genötigt , e ine Verlängerung 

beim Vor s i t z enden zu beantragen , obwohl es  vie l f ach n i ch t  bei 

i hm l i egt , wenn das Gutachten ni cht zei tgerecht ers tattet 

worden i s t . Der Paritätis che Aus s chuß s e lbs t begehrt - nach 

Beobachtung durch Karte l lbevo l lmä chtigte - keine Verlängerung 

der Fri s t . Der Karte l lbevol lmächtigte i s t  aber - während der 

Verhand l ungsdauer - zu dieser Maßnahme ge zwungen , wi l l  er ein 

negatives - prakt i s ch durch das Karte l lgericht unüberprüf bares 

- Gutachten verhi ndern . 

I n  d ie s em Zus ammenhang muß auch angemerkt werden , daß e s  

häu f i g  vorkommt , daß n i cht a l le Mitg l i eder d e s  Aus s chus s e s  

s ehr 

bei 

S i t zungen anwe send s ind , insbesondere daß die beiden Fraktionen 

in unterschied l i cher Zahl besetzt s ind . Häu f ig kann man s i ch 

des Eindrucks ni cht erwehren , daß e s  nur deshalb zu e i ner 

Vertagung kommt , um Ma j oritätsbes chlüs se des an und für s ich 

parität i s ch z u s ammengeset z ten Aus schu s s es zu vermeiden ( vg l . § 

1 1 7 ) . Obwohl der Pari t ä t i s che Aus s chuß dann bere i t s  bes chluß­

f ähig wäre , wenn a l le Mitglieder ordnungs gemäß einge l aden 

worden s ind und minde s tens je ein von den beiden S o z i alpartnern 

vorges ch lagenes Mitgli ed anwesend i s t , s cheint der Pari t ä t i s che 

Aus s chuß das Z i e l  zu verf o lgen , Bes chlü s s e  nur zu f a s sen , wenn 

mehr oder minder acht Mitglieder oder eine g l e i che Anzahl von 

j eder S e i te bei der Beschluß f a s s ung mi twirken . I n  der Prax i s  

bedeutet d i e s e s  Verf ahren nicht nur eine erheb l i che 

Ver zögerung , s odaß d i e  geset z l ichen Fris ten ( §  4 9  

z e i t l i che 

Abs . 3 )  

v i e l f a ch n i cht eingehal ten werden können , s ondern auch e ine 

erheb l i che Verteuerung , we i l  die Bes timmung des § 1 2 1  von der 

Prax i s  dahingehend a u s ge legt wird , daß die Vergütungen des 

Paritä t i s chen Aus s chus se s  für j ede S it z ung ni cht im S i nne der 

Abgabe eines Gutachten s , sondern e iner j ewei l igen Karte l l s ache 

zu be z a h l �n i s t . Vier S i t zungen auch bei e i n f a chen Prei s e rhöhun ­

gen , d i e  der Paritä t i s che Preisunteraus s chuß s chon genehmigt 

hat , s ind keine Sel tenheit .  Dem Vernehmen nach i s t  d i e s e  Art 

der Vergütungs inanspruchnahme s e i tens einze lner Karte l lr i chter 

a l s  n i c ht erf o rderl ich angesehen worden , wes h a l b  angesprochene 
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Vergütungen verringert wurden . Für den Kartel lbevo llmächtigten , 

der mehr oder minder auf den guten Wil len der Mitgl ieder des 

Pari tätis chen Aus s chus ses bei Ers tel lung seines Gutachtens 

angewiesen i s t  - das Gutachten ist , wie s chon bemerkt , kaum 

bekämpfbar - ,  besteht mit Rücks icht auf seine Mandanten in der 

Wirkl ichkeit keine Möglichkeit , die Gebühren frage zur Debatte 

zu stel len . 

Es würde möglicherweise einer Stra f f ung des Verfahrens dienen , 

wenn die Gebühren pauschal für die Ers tattung des Gutachtens 

gleichgültig , ob einzelne Mitglieder ö f ter anwesend waren oder 

nicht - festgesetzt werden ; die Auf tei lung auf die einzelnen 

Mitglieder müßte dann al lerdings separat geregelt werden . ' 

7 . ) Abschließend sol lte noch nachfo lgende grundsät z liche 

Überlegung angestellt werden . Ös terreichi sche Kart�l le 

las sen s ich mit Kartel len im EG-Raum nur s chwer verglei chen . 

Die relative Kleinheit unserer Unternehmen - im Vergleich zu 

mächtigen Firmen im EG-Raurn - drängt zu einer Zusammenarbeit , 

o f t  zum vertragl ichen Zusamrnenschluß auf Teilgebieten . Es 

ers cheint ' un s  aber , daß die Mitglieder des Paritätischen 

Aus s chus s e s  s tark von einer s chematischen Betrachtung der 

prakt i s chen Kartel l s i tuation im EG-Raurn beeinf lußt s ind . Durch 

Äußerungen einze lner Mitglieder in 'Sit zungen des Aus s chus ses 

gewinnt man den Eindruck , daß f reundschaftliche I n f ormation s ­

rei s en i n  Nachbarstaaten Einf luß auf die jewe i l ige Beurtei lung 

der volkswirtschaftlichen Recht fertigung in Ös terreich haben . 

Unseres Erachtens kann die Vorbereitung auf einen größeren 

Markt unter anderem wirkungsvo l l  dadurch vorgenommen werden , 

daß k leinere Firmen durch Erfahrungsaustaus ch , Rationa l i s ierungs ­

maßnahmen , etc . auch ohne formelle Fus ion eindrucks vo l le 

Produktionsgrößen durch einen Zusarnrnens chluß auf dem ö s terreichi­

s chen Markt bei wirt s chaftlicher Selbs tändigkeit und damit im 

weiteren Verlauf auch - hof f entlich - auf dem EG-Markt er­

reichen . Da zu könnte aber ein weniger forma l i s t i s ch verstande­

nes ö s terreichis ches Kartellrecht beitragen . 
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B .  Materiel les Karte l l recht 

8 . ) Der Ös terreichi s che Rechtsanwa l t skammertag s ieht s i ch 

derzeit n i cht veran laßt , materi e l le Änderungen des Karte l l ­

gesetzes vorzu s chlagen , wobei aber die Sti chworte " Geno s s en­

s c ha f ts klaus e l " und " Fu s ionskontro l l e " anlä ß l i ch e iner Änderung 

des Karte l l ge s e t z e s  nicht übers ehen werden s o l l ten . Auch der 

Aus nahmenkatalog könnte neu überdacht werden , a l l e rdings n i cht 

ohne B l i ck auf die Europä i s che Geme inscha f t  und auf Länder 

dorts e l b s t  g l e i cher Größe wie Ös terre i ch . 

9 . )  Nach wie vor unklar i s t  der I nhalt des Begri f f s  " Gemein-

s ames I ntere s se " bei der Bes chränkung des Wettbewerbs ( §  1 0  

Abs ( 1 ) ) ,  i n s be sondere bei vertika l en Verträgen , wobei auf die 

aus f üh r l i che Li teratur ( z itiert in BARFUSS - AUER , Karte l l ­

recht 4 , 3 8 ) verwiesen werden kann . Hier ergeben s i ch die ers ten 

tatsäch l i chen S chwierigkeiten aus dem Gesetz , wei l  unklar i s t , 

ob das gemeinsame I ntere s s e  in Vertikal verträgen vorliegen muß 

um dem Ges e t z es wortlaut insbesondere in § 1 3  ( 2 )  zu ents pre­

chen . 

Da d i e  Beurtei lung der Frage , ob vertika le Vertriebs b indungen 

überhaupt dem Anwendungsbereich des Karte l lgesetzes 1 9 8 8  

unterl iegen , von der Beantwortung der Vor f rage abhängt , ob s ie 

Karte l le im S inne der § §  1 0  - 1 2  KartG 1 9 8 8  dars te l l en , kommt 

der Beurte i l ung des Umf anges des Tatbestandse l ementes " gemein­

s ame s Interes s e " erhebl i che Bedeutung zu . Dabei ist vor a l l em 

wes ent l i ch , ob s i ch das gemeinsame I ntere s s e  a u f  d i e  Erre i c hung 

ei nes gemeins amen wettbewerbs beschränkenden Zwecks erstrecken 

muß ( wa s  bei vertika l en Vertriebspartnern auf Grund deren 

grundsä t z l i ch unterschiedlichen Verhal tenswe i s en und I ntere s s en ­

lagen wen i g  wahrs cheinl i �h i s t ) oder o b  da f ür auch das gemei n ­

s ame I nteres s e  an einem gemeinsamen Markters c h l ießungs - /Mark t ­

bearbei tungs z weck genügt ( im S inne ÖBl 1 9 7 8 , 7 8 -Coca -Co l a ) .  

D i e s e  Alternativen könnten entweder nach § 1 des deu t s c hen GWB 

( wo es s c h l i ch t  a u f  e i nen gemeinsamen Zweck ankommt ) oder nach 
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Art . 8 5  EWG-Vertrag ( wo e s  auf den wettbewerbsbes chränkenden 

Zweck oder einer solchen Wirkung ankommt ) formuliert werden . 

1 0 . )  Bei der Tatbestandsbes chreibung des Verha ltenskarte l les 

nach § 11 Abs . 1 KartG 1 9 8 8  wurde - im Vergleich zum 

Tatbes tand des § 1 Abs . 1 Z i f . 3 ,  Karte llgesetz 1 9 7 2  - auf die 

tatsächliche Wettbewerbs beschränkung abgestellt ( nach den 

Erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage , 6 3 3  dBei lSten­

ProtNR XVI L GP , 2 6 i s t  " dadurch eine inhal t liche Änderung 

gegenüber dem Karte l lgeset z 1 9 7 2  nicht beabs ichtigt " ,  die 

Einfügung wird aber auch nicht erwähnt ) .  Schwierigkeiten treten 

aber dadurch auf , daß nach § 57 Abs . 2 KartG 1 9 8 8  das Kartel l ­

gericht bei der Auf forderungserlas sung nur von der P rü f ung der 

tatsächlichen Voraus set zungen eines angeblichen Kartel l s  

dispens iert i s t . Das Tatbes tandsmerkmal " tatsäch l i ch " erfordert 

den Umkehrschluß , daß das Kartel lgericht von der Prüfung ger 

rechtlichen Voraussetzungen nicht di spens iert i s t  ( dieser 

Argumentation i s t  das Kartellobergericht im Samme lbes chluß vom 

2 2 . 5 . 1 9 9 0 , akt 4 / 9 0  inhaltlich - al lerdings ohne deta i l lierte 

Auseinandersetzung - nicht gefolgt ) .  

Diese Diskrepanz sollte aber durch Novel lierung des § 5 7  Abs . 2 

KartG 1 9 8 8  behoben werden . 

1 1 . )  Um klarzustel len , welche Verhaltenskartelle unter Mitwir-

kung einer gesetz lichen beruf lichen Intere s sensvertretung 

im Rahmen ihres geset z lichen Wirkungsbereiches zus tandegekommen 

s ind bzw . " nach übereinstimmender Mittei lung der Soz ia lpartner " 

( §  1 1  Abs 2 Z .  2 und 4 ) ,  sol lte für diese - zur Hebung der 

Recht s s i cherheit - eine für j edermann zugäng li che unbürokrat i ­

s che Art der Hinterlegung beim Kartel lgeri cht ges cha f f en 

werden , eventue l l  auch durch Verlautbarung im " Amtsblatt " der 

Wiener Zeitung oder im Justizamtsblatt . Die derzeitige Rege lung 

widers pricht - in j eder Wei s e  der Rechtss taatlichkeit ,  wenn 

Bindungen � auch unverbindl icher Art - exi s tieren , die nicht 

pub l i z iert s ind . 
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1 2 . )  Die De f i ni tion der vertikalen Vertriebsbindungsverei nba -

rungen i s t  mißglückt . Dies l iegt n i cht nur in der ( vö l l i g  

unbegründeten ) S tre ichung d e s  Wortes " vertika l "  a u s  d e r  Regi e ­

rungsvorlage ( wa s  ni cht nur internationa l zu Mi ßvers tändni s s en 

f ührt ) ,  s ondern dari n , daß Vertika lverträge wettbewerbsbe­

s chränkende Verträge sein können ; i hre Einre ihung a l s  " Kar­

t e l le " ist e i n  Mi s nomer , im bes ten Fa l l  e in " Au s tria cum " .  

Hier wird vorges ch lagen , f ür die Vertikalbindungen - wie im 

deut s ch en Karte l lrecht einen eigenen Abs chnitt ( " Sons tige 

( wettbewe rbsbee i n f l u s s ende ) Verträge " )  z u  s cha f f en , in dem auch 

k l ar z u s te l len i s t , welche Verträge außer echten vertikalen 

Pre i s bindungen " Karte l le " sein s o l len , a l s o  a u f l ö s bar - wei l  

unwirks am - ,  verboten ( §  2 2 ) sowie s tra f bar . E s  s o l lte hier der 

Mi ßbrauchs grund s a t z  des Karte l l ge set z e s  stärker zum Aus druck 

konunen . 

Man s o l l te S t ra f drohungen , wenn man s ie tat s ächli ch ni cht 

anwenden kann oder wi l l , nicht unnöti g  in das Gesetz e inbauen : 

Der Ges et z geber wird s on s t  ung laubwürdig . 

1 3 . )  Die eben und s chon f rüher gegebene Kritik bezüg l i ch der 

Vertriebs b indungen b zw .  deren legi s t i s che Vermi s chung mit 

Fa chhande l sbindungen ( STRABERGER in WBl 1 9 8 9 , 37 ( 3 9 ) , HANRE I CH 

in ÖZW 1 9 8 8 , 1 0 8 , und SCHWANK in WBl 1 9 8 8 , 3 4 5 ) kann nur wieder­

ho lt werden . 

S o l lten a l le " Fachhand e l s bindungen " tat s ächl i ch der Reg i s trie­

rung unter l iegen , müßte der Gesetzesgeber erklären , aus we l chen 

- außer gegebenenf a l l s  konsumentenpol i t i s chen - Gründen er dies 

wün s cht , was auch f ür j ene Gruppen von Verträgen g i l t , wel che 

die Europä i s chen Geme i n s chaf ten berei t s  unter sucht haben , wi� 

Depotverträge , Ben z i n - und andere Bezug sverträge , Fachhandel s ­

bindungen f ür erklärungsbedürftige Waren , Bezugsbindungen und 

Franch i severträge a l ler Art . Aus diesen Verordnungen könnte der 

ö s terre i ch i s che Geset z esgeber wertvo l le Anregungen erha lten , 
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aber auch aus dem Wortlaut , den Erläuterungen und den 

Entscheidungen zu §§ 1 5  ff GWB . 

1 4 . )  Daß § 20 KartG 1 9 8 8  im Zusammenhalt mit § 1 3  KartG 1 9 8 8  

( An zeige von Vertriebsbindungen ) eine " techni sch " völl ig 

verf ehlte Bestimmung i s t , das weiß ohnehin j eder . Diese Anzei­

geverp f l i chtung macht in der Praxis die a l lergrößten Schwierig­

keiten . 

Das gleiche gilt bei Lis tenhinterlegung bei Vertriebsbindungen . 

Der Gesetzesgeber möge erklären , für wen die Adre s s enverzeich­

nisse tatsächlich notwendig s ind : Wäre es nicht bes s er , nur 

Ablehnungen der Be lieferung bekanntzugeben oder aber Fachhänd­

lern die Möglichkeit zu geben , ohne Mediati s ierung durch die 

Amtsparteien direkt an das Kartellgericht zu gehen , wenn sie 

nicht beliefert werden oder wenn eine Be lieferung be endet wird ? 

Eine Klagsmöglichkeit beim Hande lsgericht ers cheint s i nnvo l �er . 

1 5 . )  Die Fre i s tel lungsmöglichkeiten nach § 1 7  Kartellgesetz 

s ind j eden f a l l s  zu eng . Der Katalog wurde in Wirk l ichkeit 

nicht der wettbewerbl ichen Entwicklung angepaßt . Grundsätz l ich 

wäre zu überlegen , ob vertikale Fre i s te llungsverordnungen nicht 

an die F re i s te llungsverordnungen der Europäi s chen Gemeinschaft 

angepaßt werden sollten , in der Art , wie es bereits vor Jahren 

KECHT in der GesRZ 1 9 7 4 , und 1 9 7 5 , 2 2  vorges chlagen hat ; vgl . 

auch KECHT , das EWG-Kartellrecht in der Praxis ( 1 9 8 8 ) . 

1 6 . )  § 1 8  Abs . 2 KartG 1 9 8 8  ist zu eng . Ni cht ohne Abs icht 

hatte der Entwurf nicht von " Zahlungsbedingungen " ,  s ondern 

von " Zahlungskonditionen " gesprochen , was eben tatsächl ich mehr 

bedeutet und z . B . auch die gerade für Konditionenkartelle 

wesentlichen Rabatte und Skonti erfaßt . 

1 7 . )  Es ers cheint wes entl ich , darauf hinzuwe i s en , daß bei 

unbe s t immten Gesetzesbegri f f en die Gefahr der Auf hebung 

durch den Verfa s s ungs gerichtshof bes teht eine s icher von 

a llen Betei ligten unerwünschte Konsequenz . 
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Der Verf a s s ungs hof hat anläß l i ch der P rü f ung e ines niederös ter­

rei c h i s chen Lande s geset z e s  ( Erk . v .  1 4  De zember 1 9 5 6 , G 3 0 / 5 6 , 

Vf 3 1 3 0 , auch ÖJ Z 1 9 5 9 , 9 )  ausge f ührt , daß " eine Vors chri f t , zu 

deren S i nnermi ttlung s ubtile ver f as s ungsrech t l i che Kennti s s e , 

qua l i f i z ierte j uri s t i s che Be fähigung und Erf ahrung und gerade zu 

archivari s cher F leiß vonnöten s ind ,  keine verbindliche Norm 

i s t " . Und s päter : " Der VfGH . gelangte z um Ergebn i s , daß dadurch 

die Normen , deren I nkra f tsetzung beabs i chtigt war , bloß gen e ­

re l l  durch ein Sachgebiet und einen bes timmten Ge ltungs tag 

bes chrieben worden s ind , eine I ndividuali s ierung des Ges e t z e s ­

be f eh l s , wie s i e  von einem rechts s taat l i chen Gesetzgeber 

ver langt werden muß , n i cht erf o lgt i s t . Der f e s tgestel lte hohe 

Grad der Unbes t immthei t benimmt der Vorschri f t  die rech t l i che 

Eigens cha f t  einer Norm . " 

1 8 . )  § '1 8 Abs . 2 bestimmt , daß " Änderungen von Pre i s en und 

( von ) Zahlungsbedi ngungen " berei t s  durchge f ührt werden 

dürf en , s obald die Genehmigung beantragt worden i s t ; ausge­

nommen s ind damit nur ( vertika le ) Pre i sbindungen ( §  1 3  Abs 1 ) . 

D i e s er Bestimmung l i egt aus der Ents tehungsges chi chte des 

Kart e l l gesetzes zugrunde , daß Pre i sänderungen i n  Hori zonta l ­

kartel le n  zuerst beim Paritäti s chen Pre i saus s chuß e in z ureichen 

waren ( daher heute noch § 1 1  Abs . 2 Z .  4 ) ,  bevor deren Ände ­

rungen beim Kartel lgericht ( zur Kenntni snahme und Regi strie­

rung ) e i n z urei c hen waren . 

Neuerdings vertritt das Karte l lgericht die An s i cht , daß dieser 

Vorgang ni cht dem Ges e t z  ents preche und ver l�ngt bei Hori zon­

talkarte l l en die neue r l i che E i nre ichung von Pre i s erhöhungs ­

wüns chen und ( konsequenter Wei s e ) die " Prei s untersuchung " 

durch das Kartel lgeri cht s e l bs t , bzw . durch einzuho l endes 

Gutachten des Pari tät i s cl •• m Karte l laus s chus s e s  . 

Karte l l tei lnehmer müs s e n  nurmehr a l s o  " nur " die Gebühren f ü r  

d i e  Mit g l i eder d e s  Paritätis chen Aus s chu s ses und des Kartel lge­

richtes f ür deren - i n  diesem Fa l l  woh l  wirts cha f t l ich eher 
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überf lüs s ige - Tätigkeit bezahlen , um ein Gutachten nochmal s  

bestätigt z u  erhalten . 

I n  diesem Zusammenhang ist auch die Ausnahmebes timmung des § 1 1  

Abs 2 Z .  4 zu s ehen . S ie hat einen Grundgedanken , nämlich 

trotz der komp l i z ierten Formulierung die Bedeutung von 

" Entscheidungen " des Paritätis chen Prei sunterau s s chus s e s . Zwar 

gilt dies nach dem Gesetzeswortlaut nur für Verha ltenskartelle , 

daher nicht für Vereinbarungskartelle ; es ers cheint aber 

wider sinnig , daß bei Vereinbarungskartellen " Ents cheidungen " 

bzw . " Auf fas s ungen " des Pari tätischen Aus s chus se s  b zw . des 

Paritäti s chen P reisunteraus s chus ses keine Bedeutung beigemes sen 

werden s ollte . 

Der Gesetzgeber s o l l te bemüht sein , eine Lösung zu f inden , die 

nur darin bes tehen könnte , daß das Ges etz klarer ausdrückt , . � 
die Genehmigung einzuholen i s t , und daß irgend eine Art von 

vorläuf iger Genehmigung oder vorläufige Ablehnung gegeben wird . 

Das gleiche g i l t  bei Preisbindungen : Bei einer s ehr großen 

eingetragenen P reisbindung ers cheint es aus wirt s chaftlichen 

Gründen aus·ges ch lossen , j ewe i l s  das o f t  über ein Jahr dauernde 

Verfahren abzuwa rten , bis die Preise an die Let ztverkäufer 

bekanntgebeben werden . 

I n  der Zwi s chen zeit sind die Preise mit " s chwebender Stra f ­

barkeit " bedroht , was auch ( wegen der grund s ä t z l ich pos itiven 

Einstellung des Gesetzgebers zu Karte l len , daher auch zu verti­

kalen Preiskarte l len ) nicht in der Abs icht des Gesetzgebers 

liegen kann . 

1 9 . )  Zusamrnen f a ßend hat die mißglückte Def ini tion der verti -

kalen Vertrie�sbi ndung i n  der Praxi s  z u  einer erheblichen 

Rechtsun s i cherheit geführt . Relativ geschlos sen wurden nur die 

Händlerverträge der Kf z - Importeure und der Kosmetik- Importeure 

a l s  Vertriebs bindungen angezeigt , während Franch i s e - Systeme 

nicht a l s  Vertriebsbindungen ange zeigt wurden . Dazu kommt die 
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unterschiedli che recht l i che Qua l i f ikation der ange zeigten 

Vertriebsbindungen durch die Amt spartei en Bund / F i nanzprokuratur 

( Wirkungs karte l l )  und Ös terreich i s cher Arbeiterkammertag 

( Ab s i chts karte l l ) , während s i ch das Karte l lgeri cht - ausgehend 

von einer res triktiven Aus legung des § 5 7  Abs . 2 bis lang 

o f f enkundig einer recht l ichen Wertung entha lten hat . 

2 0 . )  E s  f ehlt o f f enbar eine Übergangsbe s timmung vom " a lten 

Karte l l " ( Typ GRUNDIG ) zu ( neuen ) Vertriebsbindungen ; das 

Karte l lgericht hat die Vorlage ei ner Ge s amt l i s te unter Hinwe i s  

darau f , daß es  s ich um e i n  " Karte l l " und nicht um eine " Ver­

triebs bindung " handle , abge lehnt . 

2 1 . )  Obwohl § 7 Abs . 1 Z i f . 1 und § 2 3  Z i f . 3 KartG 1 9 8 8  

ausdrück l i ch auf die Vereinbarkei t  von mög l i chen ö s ter­

re i c h i s chen Karte l len mit dem EWG-Abkommen 1 9 7 2  ( in s bes ondere 

wohl auch des s en Art . 2 3 ) abste l len , wei cht der Umf ang der vom 

Anwendungs bere i c h  des KartG 1 9 8 8  ausgenommenen Vertriebsbindun­

gen ( §  1 7  Abs . 3 KartG 1 9 8 8  iVm der Fre i s te l lungsverordnung 

BGBl . 1 8 5 /  1 9 8 9 ) erhebl i ch vom Fre i s te l lungsum fang nach Art . 8 5  

Abs . 3 EWG-Vertrag ab . Da bei der erhebl i chen außenwirts chaf t ­

l i chen Verf lechtung Österre i chs mit den Mitglieds s taaten der 

EWG und i nsbesondere auf Grund des Z e l l s t o f f -Urtei l s  des EuGH 

vom 2 7 . 9 . 1 9 8 8  ( WB l  1 9 8 8 / 1 2 , 4 2 9 ) eine Bedachtnahme auf das EWG­

Karte l l recht unvermeid l i ch i s t , ergibt s ich regelmäßig die 

paradoxe S i tuation , daß ein in der EWG durch eine Gruppen f re i ­

s t e l lungsverordnung nach Art . 8 5  Abs . 3 EWG-Vertrag f reige­

s te l ltes Vertrag s - /Vertriebs sys tem in Ös terre i c h  ein nicht­

f reigestel ltes Karte l l  ( in we l cher Unterart auch immer ) i s t . 

Ang e s i chts der oben aufgezeigten unters chied l i chen Recht s ­

auf f a s s ungen der verschiedenen Amts pa rteien bel a s tet dies d i e  

pL akt i s che Vertragsgestal tung mit erhebl i chen Uns i cherheiten . 

I n  der Praxis ergibt s ich daraus häu f i g  e ine Bes s erstel lung des 

aus länd i s chen gegenüber dem i n l ändi s chen Unternehmer . 

Z ur Lö s ung d i e s e s  Probl ems wi rd eine E rgän zung des § 1 7  Abs . 3 

Z i f . 1 KartG 1 9 8 8  dahingehend vorgeschlagen , daß die derzeit zu 
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Art . 8 5  Abs . 3 EWG-Vertrag ergangenen Gruppenf reistel lungsver­

ordnungen im Wege einer stati s chen Verweisung ( al s o  in deren 

derzeit geltender Fas s ung und bes chränkt auf die derzeitige 

Gel tungsdauer ) übernommen werden . Im Hinblick auf die aus ­

schließliche Kompetenz des Bundes zur Erla s sung eines Kartel l ­

gesetzes [ vgl . EB , aaO . , 2 5  mwN ] ers cheint e ine derartige 

s tatis che Verweisung auch verfassungs rechtl ich zuläs s i g  [ vg l . 

Walter-Mayer , Grundriß des ös terreichis chen Bundesverfas sungs ­

rechts , 6 . Aufl . ,  Rz 2 5 3 ] ) .  

C .  Verf ahrens recht 

2 2 . ) Im Verfahrensrecht gilt grundsätz lich das Verfahren außer 

Streit ( §  4 3 ) . Das Gericht erhielt auch die Möglichkeit , 

eine Reihe von möglichen Fri sten f rei zu bestimmen , im Gegen­

satz da zu stehen aber abso lute Endfri s ten , etwa § 6 8  Abs 2 � . a .  

2 3 . )  Die Verfahren sind zum Teil s ehr s chleppend . So wurde etwa 

ein Antrag auf Eintragung eines Karte l l s , der Ende 1 9 8 8  

beim Kartel lgericht eingerei cht wurde , trotz vie l f a cher münd-
. 

l icher und ' s chrif t licher Bitten um Zustellung an die Amts -

parteien erst mit gerichtlicher Verfügung im Sommer 1 9 9 0  an die 

Amts parteien zuge s te l l t . Auch einfache Preiserhöhungen , bei 

denen e ine " Ents cheidung " der Paritätischen Prei s kommi s s ion 

vorlag , benötigten tei lweise so lange , daß s ie erst nach der 

nächs ten von der Paritätis chen Preiskommi s s ion ge faßten " Ent­

s cheidung " ,  also über ein Jahr nach der Anme ldung beim Kartel l ­

gericht i n  das Karte l lregister eingetragen worden s ind . 

Es i s t  leicht vers tändlich , daß bei einer so langen Verfahrens ­

dauer die Partner häufig nicht bereit sein werden , die vorge­

s ehene Bindung aufrechtzuerha lten . Es ist nun einmal eine 

Tatsache , daß im wirts chaftlichen Leben Ents cheidungen ras ch 

getro f f en werden müs sen , wei l  nach mehreren Jahren s päter 

häu f ig a lles ganz anders aus s ieht und daher keine wei tere 

Bereitwi l l igkeit der Partner zu einer Zusammenarbei t  mehr 

bestehen kann . Damit können aber Verträge gleichsam unterlaufen 
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werden und große wirtscha f t l i che Nachteile für ö s terreichis che 

Unternehmen ents tehen . 

2 4 . )  Das KOG spri cht in seinem Bes chluß vom 2 3 . 5 . 1 9 9 0 , Okt 4 / 9 0  

aus , daß § 4 3  KartG 1 9 8 8  ( und der darin entha l tene 

genere l le Verwei s  auf das Bunde sgesetz im Verf ahren außer 

S treit s achen ) nur dann zur Anwendung gelangt , s owei t  im Karte l l ­

gesetz- 1 9 8 8  nichts anderes bes timmt wird , " ohne daß dies 

ausdrüc k l i ch gesagt werden müs s e " ( ge s tützt a u f  EB , aaO . , 3 4 ) .  

D i e s e  Rechtsauf f a s s ung hat im konkreten Fa l l  da zu ge f ührt , daß 

das Kart e l lgeri cht im Verf a hren zur Anme ldung e ines Wirkungs ­

ka+te l l s  den amtswegigen Unters uchungsgrundsatz nach § 2 Abs . 2 

Z i f . 5 AußStrG f ür im Wesent l ichen ni cht anwendbar erklärte . 

Dies führte zunächst z u  einer un zumutbaren Ent l a s tung der 

Amt sparteien in der ihnen obliegenden Behauptungs - und Bes che i ­

n i gungs l a s t  f ür das angeb li ch vorliegende Karte l l ; f erner f ührt 

d i e s e  Auf fa s s ung zur Notwendigke i t , daß die angebl i chen Kar­

tel lanten , um eine meritoris che Ent s cheidung des Kartel lge­

ri chtes / KOG - s chon aus Gründen der Rechts s i cherhei t  zu 

e rwirken , genötigt s ind , " vo r s i chtshalber " Anträge a u f  Genehm i ­

gung des a u f g e forderten Kartel l s  zu s tel len , verknüpf t  m i t  dem 

Antrag au f Z urückwei s ung dieses Genehmigungsantrages mange l s  

Vor l i egens der Tatbes tandselemente e ines Karte l l s . 

Unabhängig von der bereits aufgezeigten Überwä l z ung von Be­

hauptungs - und Bescheinigung s la s t  ergeben s ich bei diesem 

" Koppel ungs antrag " auch noch re cht l i che Prob leme aus der 

Be s t immung des § 25 Z i f . 2 KartG 1 9 8 8  ( da ß  s ich die dort 

gerege l te Untersagung der wei teren Durchf ührung eines Wi rkung s ­

karte l l s  be i Zurückwe i sung eines Genehmigungs antrages nur a u f  

d i e  Verbes s erungs rege l ung des § 6 5  Abs . 1 Kart� 1 9 8 8  bez i eht , 

i s t  zwar der Anm . 3 z u  § 2 5  bei : Bar f us s -Auer , Karte l l recht4 

und den EB , aaO , 3 0  z u  entnehmen , ergibt s ich aber aus dem 

reinen Ges e t z e swortlaut noch nicht zwingend ) .  
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2 5 . )  Dem Kartel lgesetz ist e s  nicht zu entnehmen , daß die 

Fris ten von Rechtsmitte ln mit 14 Tagen be f ri stet s ind . Es 

ist nur festgehalten ( §  5 3 ) ,  daß der Rekurs den anderen Parteien 

zur Gegenäußerung binnen 14 Tagen zuzuste l l en ist - ein im 

übrigen undeutlicher Gesetzesbefehl . 

Da es s i ch im Kartel lwesen um mei s t  s chwierige rechtl i che 

wirt s chaf t - und wettbewerbspolitis che Fragen hande l t , die o f t  

noch nicht ents chieden s ind , sol lte überlegt werden , die 

Rekurs frist im Kartel l gesetz einheitlich wie bei anderen 

Rechtsmitteln an die im Gesetz fes tgeha l tenen obers te I ns tanz 

mit vier Wochen zu bes timmen . 

2 6 . )  Antragsrecht der Betro f f enen : Nach wie vor i s t  nur eine 

tei lweise " Entmediatis ierung " ( §  3 7 ) f e s t z u s te l len , den 

betro f f enen Unternehmen steht nach wie vor keine Antragsberech­

tigung zu , höchs tens ein " Francisco- j os e f inis ches Bittrecht " , 

bei der Handel skammer oder Arbeiterkammer oder Präs identen­

konferenz oder Finanzprokuratur vors tellig zu werden . 

Die Antragsberechtigung nach § 3 7  Kartel lgesetz i s t  zu eng . E s  

i s t  nicht einzusehen und widerspricht der f reien Dispo s i tion 

der Kau fleute , die verfassungsgesetz lich 

( Art . 6 Staatsgrundges etz 1 8 6 7 ) ,  daß bei 

gewährl e i s tet i s t , 

der Behauptung des 

Mißbrauches einer marktbeherrschende� Stel lung der unmittelbar 

Betrof fene nicht in der Lage i s t , se ine Rechte s e lbst und un­

mitte lbar zu verfolgen . Er ist vielmehr darauf angewiesen , daß 

eine Arnts partei , auf deren Entschlußfas sung er keinen Einf luß 

nehmen kann , nach deren freiern und unkontrol l ierbarem Ermes s en 

Anträge zu einer behaupteten Gesetzesverletzung stel len wird 

oder nicht . Der Wettbewerb spielt s ich aber zwi s chen Mitbe­

werbern ab , die nach a l lgemeinen Grundsät zen in der Lage sein 

müs sen , ihre Rechte und P f lichten selbst zu besorgen Lzw . zu 

verteidigen . Die Zwi schenschaltung von Intere s senvertretungen , 

die vielerlei I ntere s sen haben , behindert in einer die Beru f s ­

ausübung ein s chränkenden Art und daher verfassungswidrigerweise 

( Art . 6 Staatsgrundgesetz 1 8 6 7 ) die Disposition des betro f fenen 

Unternehmers . 
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Jeden f a l l s  s o l l t e  be i Marktma cht -Mißbrauch den durch die 

Ausübung der Marktma cht Betro f f enen bzw . Ges c hädi gten die 

Mög l i chkei t  erö f f net werden , Antragste l ler beim Karte l lgeri cht 

zu werden . 

Was die Mi ßbrauchs au f s i cht betri f f t ,  vert ritt der ÖRAK daher 

die Ans i cht , daß man " I ndividual anträge " ( ni cht bloß Anträge 

der Arnts parteien und " mediatis ierter " Stel len ) z u l a s s en s o l lte . 

Da zu darf bemerkt werden , daß die Qua l ität j ener Anträge , die 

b i s her bekannt wurden , schlecht i s t , was s c h l icht und einf ach 

damit zus ammenhängt , daß z uviel " Mediat is ierung " betrieben wird 

und die entscheidenden Sach- und Marktkenntni s se ( und damit die 

ents prechenden S a chargumente ) zu Guns ten po l i t i s ch motivierter 

Schlagworte untergehen . 

2 7 . )  An l ä ß l ich der Neu f a s s ung des Karte l lgesetzes wurde im 

Abs chnitt " Karte l lverfahren " angeordnet , daß der Vors it z ­

ende des Kartel l gerichts i n  j enen Fä l len den Parität i s chen 

Aus s chuß zu vers tändigen hat , in denen o f f en s icht lich von 

diesem e i n  Guta chten e i nzuho len i s t , sodaß d i e s em e ine weitere 

Gleichs chri f t  z uz u s te l len i st ( §  4 6 ) .  

Diese Neurege lung hat e i ne mögl i che Ursache darin , daß die Ver­

f ahren beim Kartel lgeri cht o f t  hinausge z ogen wurden , und erst 

dann der Pari t ä t i s che Karte l laus s chuß die Unterlagen erhie l t  

bzw . abf ragen konnte , wa s weitere Monate i m  Genehrnigungsver­

f ahren kos tete . 

Nunmehr s t e l len zumindest zwei Vors i t z ende von Karte l l s enaten 

E i ngaben wohl dem Pari tät i s chen A�s s chuß zu , verbieten diesem 

aber in i rgende iner Wei s e  tätig zu werden ( vg l . das Verfahren 

Kt 1 2 8 0 / 8 9 ) .  Dadurch wird die f rühere Verz ögerung erha l ten , 

obwohl s i nnvo l l  e i ne E rmächtigung an den Paritä t i s chen Aus s chuß 

wäre , s o f ort mit den Erhebungen zu beginnen und gegebenenf a l l s  

auch entsprechende vorladungen durchzuführen ; der z e i t  verbietet 

der Vors i t z ende durch Beschluß dies ausdrück l i ch . 
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2 8 . )  Das Gesetz trennt bei Genehmigung von Karte l len ganz 

o f f ens ichtlich " Rechts f ragen " und " Fragen der volkswirt­

scha f tlichen Rechtf ertigung " ,  sodaß es bi sher übl i ch war ,  daß 

der Vors itzende die Vo l l ständigkeit der Gesuche , sowie die 

Zif f ern 1 und 2 des § 23 überprü f te , und die Prüfung der 

volkswirts cha f t lichen Recht fertigung vom hiezu mit entsprechen­

den Fachleuten ausgestatteten Paritätis chen Aus s chuß übernommen 

wurde . Beide " Gutachten " überprüf te der Karte l l s enat . 

Nunmehr wurde - obwohl hier keine Geset zesänderung vorliegt 

eingeführt , daß der Vorsitzende dem Kartel lbevol lmächtigten 

j ene Fragen zur Beantwortung vorgibt , die nach Meinung des 

Vors i t zenden f ür die volkswirtschaftliche Recht fertigung 

wesentlich erscheinen , und daß anschließend die Sozialpartner , 

insbesondere der Arbeiterkammertag , nochmals eine Lis te der für 

die Genehmigung der volkswirts chaftlichen Rechtfertigung e�nes 

Kartells notwendigen Fragen ( " Liste " ) bekanntgibt , was nunmehr 

der Vorsitzende wieder als anfechtbare Ents cheidung ansieht und 

dem Kartellbevol lmächtigten weitergibt . 

Im " ers ten ' Tei l " i s t  f raglich , ob Zahlen und 

nicht " Urkunden " werden ( §§ 7 5  f f , iVm § 7 8  Abs . 

Daten dadurch 

1 )  was beim 

Paritätischen Aus s chuß - als " 2 .  Tei l " - sicher n icht der Fal l  

i s t . 

Al l dies stellt ein Abgehen von der bis herigen Übung dar , was 

s i cher ni cht Abs icht des Gesetzgebers war ,  wie s ich aus der 

Begründung der Regierungsvorlage ergibt . Die Vorgangswe i s e  

bewirkt eine weitere unnötige Verzögerung der Bewi l l igung von 

Kartel len bezüglich derer der Gesetzgeber ausdrücklich festge­

s te l l t  hat , daß s ie volkswirts cha ftliche Rechtferti gung 

vorausges e t z t  grundsätz lich zulä s s ig sein s o l len . Vorge­

s chlagen wird hier eine Klars tei lung im Geset z . 

2 9 . )  Im Zusammenhang mit Fris ten sei angebracht : Nach § 4 8  hat 

der Vors i t zende des Kartel lgerichtes unter anderem auf 

Antrag einer Partei eine Fri st ( soweit s ie nicht durch das 
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Gesetz be s timmt wird ) " aus berücks ichtigungswürdigen Gründen zu 

verlängern " .  D i e s e  Bestimmung wird im Zusammenhang mi t § 6 8  

( Verbes s e rung von Karte l len und unverbindl i chen Verbands ­

emp f eh lungen ) gehandhabt . Nach der letz teren Bes timmung hat der 

Vorsitz ende 

" gegebenen f a l l s  mit Beschluß f e s tzustel len , durch 
we l che Änderungen oder Ergänzungen des Karte l l s  bzw . 
Emp f ehl ung diese Maßnahmen " ( gemeint unter anderem 
Abwe i sung , Untersagung ) " abgewendet werden können und dem 
Karte l lbevol lmächtigten . . .  eine angeme s s ene Fri s t  z ur 
ents prechenden Antrags t e i l ung zu setzen . "  

Nach Abs . 2 hat der Vors i t z ende des Karte l lgeri chtes ohne 

we iteres Ver f ahren die im Absatz 1 bezeichneten Maßnahmen z u  

bes c h l ießen ( Abwei s ung , Untersagung , etc . ) ,  wenn der Kartel lbe­

vo l lmächtigte d i e  Fri s t  versäumt . 

Eine Z u s ammens chau der §§ 4 8  und 6 8  ergibt - gemes sen an der 

Praxi s - f o l gende Schwierigkei ten : 

In  einigen Fä l l en e iner Neuanmeldung bzw . eines Verl ängerungs ­

antrages wurden s eitens des Vors i t zenden ( ohne Sena t s beschluß ) 

e ine Reihe von Recht s - und Tat f ragen aufgeworf en , ohne daß z um 

Aus druck gebracht wurde , durch welche Änderung oder Ergänz ung 

eine Abwe i s ung , Untersagung , etc . abgewendet werden könne . Die 

Fragen des Vor s i t z enden betra f en zum Tei l  komp l i z ierte Rechts ­

probleme z u  ko l l idierenden Bestimmungen des Karte l lgesetzes mit 

internationa l en Verträgen , wobei die Nichtbeantwortung 

mög l i cherwe i s e  auch d i e  ni cht vo l l s tändige Beantwortung - mit 

Abwei sung durch den Vor s i t z enden bedroht i s t . 

Der Be s chluß nach § 6 8  s o l l  e inem Verbes s erung s a u f t rag ähn l i ch 

den §§ 8 4  und 8 5  Z P O  ents prechen und n i cht deta i l l ierte Tat ­

und Recht s f ragen au f we r f en , d i e  erst später Gegens tand des 

Verf ahrens ( Begutachtungsverf ahren , Senat s ents cheidung ) s e i n  

sol len . H i e f ür wird übl i cherwe i s e  vom Vors i t zenden e ine Fri s t  
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von vier Wochen gesetzt . Zwar hat der Vors i t zende auf Antrag 

einer Partei ( in der Regel Amtspartei ) aus berücksichtigung s ­

würdigen Gründen die gesetzte Fri st z u  verlängern , eine Sicher­

heit für die Verlängerung bes teht nicht . Verlängert der Vor­

s i t z ende die Fris t  ni cht ( und der Fragenkata log i s t  umf angreich 

und häuf ig innerha lb der gesetz ten Fri st einfach unbeantwort­

bar ) , besteht die Gefahr der Abweisung durch den Vors itzenden 

ohne j ede weitere Erörterung , also nicht durch das Kartel l ­

gericht ( §  6 8  Abs . 2 ) . I n  der Praxis i s t  der Kartel lbevo l l -

mächtigte gezwungen , sehr zeitgerecht um Fristers treckung 

anzusuchen und in Gesprächen mi t dem Vors itzenden zu klären , ob 

die Fris terstreckung eingeräumt wird ( es soll angemerkt werden , 

daß die Richter diesbezüglich groß zügig s ind , aber es bes teht 

keine Gewähr , daß dies so bleibt ) . Beantragt der Kartel l bevol l ­

mächtigte recht zeitig die Verlängerung der Fris t ,  so riskiert 

er , daß eine Nach f ri s t  ab Bewi l l igung der Verlängerung ges t�llt 

wird , also nicht im Ans chluß an die urs prünglich ges etzte 

Fri s t . ( Auch hier s o l l  angemerkt werden , daß die Praxis eher 

groß zügig i s t , aber die Rechts lage würde auch eine engere 

Praxi s  decken . )  

3 0 . )  Rechtsmittel der Vorstel lung : Das im Außerstreitverfahren 

übl iche Rechtsmittel der Vorstellung ist ausdrücklich 

ausgeschlos s en ( §  5 3  Abs 1 ) . Es i s t  hier a l tes Recht übernommen 

worden und es s o ll te überlegt werden , ob nicht eine Vorstellung 

o f t  im S tand i s t , " unbürokratisch " Mißvers tändis s e  klarzu ­

s tellen und - gegebenenf a l l s  - ein vol les Rechtsmitte lverfahren 

zu vermeiden . 

Mög lich wäre es auch entsprechend dem alten § 5 1 6  ZPO die 

Mögli chkeit zu ö f f nen , gegen Aufträge des Vors itz enden des 

Kartel l sendtes das Rechtsmittel der Vorste llung an den Senat 

vorzusehen . 

3 1 . )  Bei Auf forderung zur der Bestel lung von Kartell bevol lmäch­

tigten ( §  5 4 ) bes teht die Möglichkeit , daß s ich mehrere 
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Karte l lbevo l lmächtigte me lden , wenn - wie bei ein i gen lauf enden 

Verf ahren - mehrere mög l i che Tei lnehmer aufgef ordert werden z u  

melden , o b  ein Wirkun g s kart e l l  vorl iegt . D a s  Gesetz tri f f t  

keine Rege lung zur Bes t e l lung eines gemeinsamen Vertreters ,  

wenn s i ch mehrere Karte l lbevo l lmächtigte melden ; es  fehlt ein 

" Organ i s ation s s chema " ,  wenn das Karte l lgericht annimmt , daß ein 

Karte l l  vorliegt . 

3 2 . )  Bei der häu f i g  großen An zahl von betei l igten Unternehmen 

an e iner Vertriebsbindung e rwe i s t  s i ch im Rege l f a l l  d i e  

Einigung a l l  d i e s er Te i lnehmer an einer Vertriebsbindung a u f  

e inen Kart e l lbevo l lmächtigten zumindes t  a l s  äußerst s chwierig 

und z e itraubend , wenn n i cht s ogar a l s  unmög l i ch . 

Obwohl o f f enkundig die s ch li chte Unterlas s ung der Bestel lung 

eines Kartel lbevo l lmächtigten - mangel s  Nennung des § 54 in § 

1 4 2  Z i f . 1 KartG 1 9 8 8  - ni cht gesondert strafbar i s t , s o l lte 

doch § 55 KartG 1 9 8 8  ( gi l t  derzeit nur f ür Fä l l e  des Ablebens 

oder der Vertretungsun f ähigkeit des Kartel l bevo l lmächtigten ) 

auch a u f  d i e  Fä l le ausgedehnt werden , daß die Kartel lmitgl ieder 

entweder keinen oder mehrere Kartel l bevol lmächtigte namha f t  

machen ; im l e t z teren F a l le s o l lte die gericht l i che Auswahl 

e ines Kartel l bevol lmächtigten aus dem Kre i s  der ver s chiedenen 

vorge s c hlagenen Karte l lbevo l lmächtig�en erfolgen . 

3 3 . )  I n  e iner Reihe von Beschlüssen ( z . B .  Okt 2 4 / 9 0  vorn 5 . 7 . 1 9 9 0 ) 

hat das KOG die Au f f a s s ung vertreten , daß i n  der karte l l ­

gericht l ichen Au f f orderung nach § 5 7  Abs . 1 KartG 1 9 8 8  a l le 

Mitgl ieder von Wirkungs - und Verha ltenskartel len zur Genehmi ­

gung auf z u f ordern s ind . Be i vertikalen Vertriebsbindungen , die 

a l l en f a l l s  Wirkungskarte l l e  darstel len , kann d i e  Anzahl der 

betro f f enen Karte l lmitg l i eder durchaus 2 0 0  bis 4 0 0  Unternehmer 

umf a s s en , bei e iner großen , seit Jahren eingetragenen Vertriebs ­

bindung beträgt d i e  Zahl dem Vernehmen nach über 1 . 0 0 0 . 

Daran a n s c h l i eßend meint aber das KOG , daß - entsprechend dem 

zwei ten S a t z  des § 5 7  Abs . 2 KartG 1 9 8 8  - die Z u s te l lung d i e s e s  
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Auf forderungsbeschlus ses an ein ( irgendeinl Karte l lmitglied 

genügt [ wenn dies auch a l s  " nicht immer z iel führend " be zeichnet 

wird . ] .  Da bei dieser mög lichen Zustel lung an ein ( irgendein ) 

Karte l lmitglied die hohe Wahrscheinlichkeit bes teht , daß nicht 

alle anderen Karte l lmitglieder fris tgerecht vom Auf forderungs ­

antrag verständigt werden und daher diesen anderen Karte l l ­

mitg l iedern stra frechtl iche Nachteile drohen ( §  5 7  Abs . 3 iVm § 

1 3 0  Abs . 1 KartG 1 9 8 8 ) sol lte der zweite Satz des § 5 7  Abs . 2 

KartG 1 9 8 8  wie fo lgt neu gefaßt werden : 

" Es genügt die Z us tellung an ein einziges Kartel lmit­
g l ied ; bei Vertriebsbindungen ( §  13  Abs . 2 )  hat die 
Z us tel lung an den bindenden Unternehmer zu erfolgen . "  

Das K lammerz itat des § 1 3  Abs . 2 KartG 1 9 8 8 s o l l  klarste l len , 

daß Vertriebsbindungen nur dann dieser Rege lung unterliegen , 

wenn sie Kartelle darstel len . 

3 4 . )  § 5 7  KartG 1 9 8 8  ( Au f f orderung z um Genehmigungs antrag ) . 

s o l lte überdacht werden , wei l  es nicht tragbar ers cheint , 

daß uns ubstantiierte Anträge von Amts parteien da zu führen , daß 

das Gericht ( angeblich ) verp f lichtet ist , die von der Amts ­

partei behaupteten Mitglieder von Wirkungs - und Verhalten s ­

kartel len auf zufordern , die Genehmigung " des Karte l l s " z u  

beantragen . Man kann mit I ntere s s e  erwarten , was pas s i eren 

wird , wenn s ich ein Kartel lbevol lmächtigter f i ndet , der diesen 

Auf t rag einfach dadurch erfül lt , daß er bei Gericht " die 

Genehmigung des von der Finanzprokuratur behaupteten , aber in 

Wahrhei t  nicht vorl iegenden Sachverhalts als Kartel l  beantragt " 

und ansonsten in seinem Antrag jede weitere Äußerung unterläßt . 

Viel leicht s o l lte man doch vorsehen , daß die Amts parteien 

verp f l i chtet s ind , in gl eicher Weise " genaue und ers chöpfende 

Angaben " zu machen , wie das in § 6 0  KartG 1 9 8 8  für Genehmigungs ­

anträge und An zeigen vorgesehen ist ( vgl . BARFUSS ,  Auf forderung 

zur Karte l lanmeldung , ecolex 1 9 9 0 , 5 5 4  f f ) .  

3 5 . )  Das f ür einen verfahrensökonomi s chen Vol l zug des Kartel l ­

gesetzes s i nnvo l le Verbes serungsverfahren nach § 6 5  KartG 

1 9 8 8  wird - s owei t  überblickbar - vom Kartellgericht sehr 
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re striktiv gehandhabt und insbes ondere ni cht auf die Anz eigen 

von Z u s ammenschlüs s en nach §§ 4 1 / 4 2  KartG 1 9 8 8  bez ogen . Viel ­

mehr wird i m  Verf ahren Kt 8 0 0 / 8 9  die Auf f a s s ung vertreten , daß 

§ 6 5  Abs . 1 KartG 1 9 8 8  auf Zusammenschlußanz e igen nicht ( auch 

ni cht ana log ) anwendbar i s t , s ondern s ich vie lmehr aus § 1 4 2  

Z i f . 2 KartG 1 9 8 8  ergebe , daß unrichtige oder unvol l s tändige 

Angaben in der Z u sammens ch l ußanz eige " in die Verantwortung des 

An ze igers f ie len und vom Karte l lgericht ni cht wei ter zu prüf en 

s eien " . 

Es  ers cheint daher ange zeigt , in § 6 5  Abs . 1 KartG 1 9 8 8  den 

Paragraphen -Querverwe i s  z uminde stens auf § 4 2  aus z uweiten . 

3 6 . )  Mit § 7 8  Abs 2 wird neu d i e  Einsicht in die Urkunden-

s ammlung e rö f f net . Diese Bestimmung i s t  z uminde s t  unk l a r , 

wei l  s i ch aus § 7 5  Abs 1 ni cht e indeutig ergibt , wa s Gegens tand 

der Urkundens ammlung i s t . Durch die Eins icht bes teht d i e  

Gef ahr , d a ß  aus länd i s che Konkurrenten s ich über intern s te Daten 

von ö s terreichis chen Unternehmen unterri chten können . 

E s  s o l lte daher überprü f t  werden , ob nicht d i e  deuts che Rege­

l ung ( §  9 GWB ) k l üger i s t , wonach Eins i cht nur in bestimmte 

Daten gegeben wird ( vg l . Immenga /Me s tmäcker , GWB S 3 9 4  f f ) i  i n  

F rage käme auch e i n  a n fechtbarer Bes chluß über d e n  I nhalt der 

Reg i s te reintragung , b z w . eine Regelung über e inen " Antrag a u f  

Eins icht " ,  zu  we l c hem d e r  Kart e l lbevol lmächtigte z u  hören wäre . 

3 7 . )  Der Ko stenbeamte des Karte l lgerichtes vertritt d i e  Auf -

f a s s ung , daß d i e  Gebührenrege lung des § 8 0  Z i f . 1 0  KartG 

1 9 8 8 dahingehend aus z u l egen i s t , daß nicht nur d i e  erstma l i ge 

An z e ige e iner Vertriebsbindung ( nach § 2 0  Abs . 1 KartG 1 9 8 8 ) 

d i e  Entri chtung einer Paus cha lgebühr von S 4 0 0 , - - aus l ö s t , 

s ondern auch j ede wei tere Ha l b j ahresmeldun� ( §  2 0  Abs . 2 KartG 

1 9 8 8 ) . 

Demgegenüber l ä ß t  s ich auch d i e  Recht sau f f a s s ung vertreten , daß 

der K lammerausdruck " ( § 2 0  Abs . 1 und 2 ) "  i n  § 80 Z i f . 1 0  KartG 
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1 9 8 8  klarstellt , daß für die Anzeige einer Vertriebs bindung 

( Erstmeldung und Fol geme ldungen ) eine Paus cha lgebühr zu ent ­

richten i s t . 

3 8 . )  § 8 5  KartG 1 9 8 8  s ieht vor ,  daß s i ch die Höhe der Vergütun­

gen für die Beis itzer des Kartel lgerichtes ( die Mitglieder 

des Paritätis chen Aus s chus ses ) nach der Anzahl der Sit zungen 

oder Verhandungen bemißt . 

Aus Anlaß gemachter Erfahrungen ( Zwei fel an der Sinnha ftigkeit 

mehrerer Sitzungen zur Klärung einer Frage ) ers cheint es ange­

zeigt , dem nach § 4 5  KartG 1 9 8 8  subs idiär anwendbaren Kos ten­

ersatzprinzip der Zivi lprozeßordnung - in Verbindung mit § 2 4  

des Gebührenanspruchsgesetzes 1 9 7 5  - stärker z um Durchbruch zu 

verhe l f en . § 85 KartG 1 9 8 8  s o l l te daher bei der Vergütungshöhe 

auf die " zur zweckentsprechenden Gutachtensers tattung �nd 

Entscheidungs f i ndung notwendige Gebühren und Vergütungen " 

abs tel len . 

3 9 . )  " Der Rechts zug gegen Bes chlüs se des Kartel lgerichts geht 

in zweiter und letzter I n s tanz an das Kartel lobergericht 

beim Obers ten Gericht s ho f " .  Diese Bestimmung s teht im Gegens a t z  

zu Art . 9 2  B-VG , wonach nur e i n  Oberster Geri chtshof exis tiert , 

s odaß ein weiteres Gericht beim Obersten Gerichtsho f  eigentlich 

denkunmöglich sein s o l l te . Die Zweitei lung der letz ten I ns tanz 

( KOG und OGH ) hat s ich bereits in der Behandlung des zwis chen­

zeitig vom Ver f a s s ungsgerichtshof aufgehobenen § 3 a NVG ni cht 

bewährt und widersprechende Rechtsprechung erzeugt . Auch in 

anderen Fragen s ind der zus tändige Senat 4 Ob des Obers ten 

Gerichtsho f e s  und das Karte llobergericht ves chiedener Meinung . 

Vorgeschlagen wird , a l le Kartel l sachen in letz ter Instanz an 

den Obersten Geri chtshof zu bringen , wie e s  ja s chon bei 

Straf sachen der Fal l  i s t , und den Senat nötigenf a l l s  durch die 

Bei s i t zer ( §  9 2 )  zu ergänz en , wie es im arbeits - und s o z i a l ge ­

richt l i chen Verfahren der Fa l l  ist . Dadurch ent f ä l l t  auch der 

nachfolgende Punkt 4 0 . ) .  
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4 0 . )  BARFUSS hat in seinem Vortrag ( ÖJ Z  1 9 8 9 , S .  4 8 9 , Anm . 1 2 9 ) 

auf  § 9 1  Abs . 1 hingewiesen , wonach beim Kart e l l oberge­

ri cht zwar der Vor s i t z ende , ni cht aber des s en Stel lvertreter 

dem Krei s  der Mitglieder des Obers ten Geri cht s h o f e s  zu ent­

nehmen s ind . Das Ges e t z  hat damit e ine let z te I n s tanz ge­

s cha f f e n , bei we l cher der Beru f srichter nicht nur einer Über­

ma cht von sechs ni chtrichterli chen Bei s i t zern gegenübers teht ( §  
8 9 ) ,  sondern der Vor s i t z ende z umindes t  theore t i s ch dem 

g l e i chen oder einem niederen Gericht angehören kann , a l s  der 

Vors i t z ende der ersten Instanz . ( Hins icht l i ch der Überma cht 

außergeri cht l i cher Personen vg l . ROES SLER , ÖJ Z 1 9 8 9 , 6 8 2 ) . 

D i e s e  S i tuation der Übermacht der Bei s i t zer wi rd durch die 

überwiegend g l e i che Herkunft der Vertreter der Amt s parteien und 

der Mitglieder des Pari tätis chen Aus s chus ses in beiden I ns tan­

zen in der Wi rkung ver s tärkt , sodaß es  prakt i s ch n icht mög l i ch 

i s t , etwa b loßen " Au f f as sungen " des Pari täti s chen Aus s chus ses 

n i cht nachz ukommen . 

RA Uni v . Pro f . DDr . Wa l ter BARFUSS , 1 0 1 0  Wien 

RA Dr . Klaus BRAUNEGG , 1 0 1 0  Wien 

RA Dr . Anton GRAD I SCHNIG ,  9 5 0 0  Vi l lach 

RA Dr . Georg LEGAT , 1 0 1 0  W'ien 

RA Dr . Dietrich ROES SLER , 1 0 1 0  Wien 

RA Dr . Friedrich SCHWANK , 1 0 1 0  Wien 

RA Dr . Viktor A .  STRABERGER , 4 6 0 0  We l s  

III-35 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)74 von 127

www.parlament.gv.at



P. b.  b. Erscheinungsort Wien, Ver1agspostamt 1 0 30 Wien 

, LI / .... I ", 

A M T S B LATT 
9 

DER ÖSTERREICHISCHEN JUSTIZVERWALTUNG 
H E R A U S G E G E B E N  V O M  B U N D E S M I N I S T E R I U M  F Ü R  J U S T I Z  
Jahrgang 1 990 Wien, am 28 .  März 1 990 Stück 2 

Erlässe, Kundmachungen. Mitteilungen und Rundschreiben 

5. Kundmachung vom 29. Dezember 1 989 betreffend d�s Gutachten des ParitätISchen Ausschusses ftir 
Kanellangelegenheiten über die Wettbewerbslage m der Mmeralölwlrtschaft gemaß § 1 12 Absatz 1 KanG 1 98 8  
UMZ 4 4 2  OO/22-IlI 4/89) 

Erlässe, Kundmachungen, Mitteilungen und Rundschreiben 
5. Kundmachung vom 29. Dezember 1 9 89 
betreffend das Gutachten des Paritätischen 
Ausschusses für Kartellangelegenheiten über 
die Wettbewerbslage in der Mineralölwirt-

schaft gemäß § 1 1 2 Absatz 2 KartG 1 9 8 8  
Gemäß § 1 20 KartG 1988  wird i n  der Anlage das 

zufolge § 1 1 2 Absatz 2 KartG 1 98 8  im Auftrag des 

Bundesministers für Justiz erstattete Gutachten des 
Paritätischen Ausschusses für Kartellangelegeohei­
ten über die Wettbewerbslage in der Mineralölwirt­
schaft kundgemacht. 

UMZ 442 00/22-III 4189) 

Anjage 

(zu JMZ 442 OO/22-IlI 4/89)  

GUTACHTEN 

1 .  

2 .  

2 . 1 .  

2.2. 

2.3. 

54 

des Paritätischen Ausschusses für Kartellangelegenheiten über die 

WETIBEWERBSLAGE IN DER MINERALÖlWIRTSCHAFT 

gemäß § 1 1 2 Absatz 2 KartG 1 98 8  

Inhaltsübersicht 

Einleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Darstellung der MarktStrukturen 
und der 1 9 8 8  am Markt tätigen 
Firmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Verbrauch und Träger der Versor-
gung allgemein . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Darstellung des Außenhandelsre-
gimes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Inlandsförderung an Rohöl . . . . . . .  . 

Seite 

1 0  

1 0  

1 0  

1 4  

1 4  
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2 .4 .2 .  

2 .6 .  
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2 .6 .2 .  
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Gesamtmenge/Preise . . . . . . . . . . .  . 

Importeure . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Produktpalette und Inlandsdeckung . 

Verarbeitungsbetriebe (Raffinerie) . .  

Vertragliche Bindungen (A WP-Ver-
trag, Verarbeitungsverträge) . . . . . .  . 

Wettbewerbspolitische Beurteilung 
der A WP-Verträge und der Verar-
beitungsverträge . . . . . . . . . . . . . . .  . 
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1 7  
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37 
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39 
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Seilt Seite 
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2.7 . 1 .2. Durchschnittliche Umsätze der 
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2 .7 . 1 . 3 .  Umsätze mit sonstiger Handelsware . 

2.7 . 1 . 4 .  Allfällige rechtliche Regelungen für 
den Folgemarkt bzw. für Dienstlei-
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43 
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45 
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3 .3 .  Durchschnittliche Verkaufserlöse 
beim Verkauf an Großhändler, Lle-
fer- und Zahlungs konditionen . .  . 

3 . 3 . 1 . Großhandelsspannen . . . . . . . . . . . .  . 

3 . 3 .2 .  Tankstellenspannen . . . . . . . . .  " . .  . 

3 . 4 .  

3 . 5 .  

4 .  

Darstellung der Transportkosten . . .  

Internationale Kennwerte bei Span-
nen und Transportkosten . . . . . . . .  . 

Darstellung lokaler und regionaler 
Preisdifferenzierung . . . . . . . . . . . .  . 

50 

50 

50 

5 1  

5 1  

52 

2 .7 .2 . Vertriebssystem bei Heizölen . . . . .  . 45  5 .  Darstellung der längerfristigen Ent­
wicklung der Rohöleinstandspreise 

2.7.2. 1 .  Zusammenfassung . . . . . . . . . . . . . .  . 

2 . 8 .  Marktanteile und Veränderungsten-
denzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

3 .  Preisbildungsprozeß . . . . . . . . . . . .  . 

3 . 1 .  Grundsätzliche Beschreibung . . . . .  . 

1 .  Einleitung 

46 

46 

47 

47 

Der Paritätische Ausschuß für KarteIlangelegen­
heiten übermittelt in der Beilage die ihm vom 
Bundesminister für Justiz am 23. März 1 989  
aufgetragene Untersuchung der Wettbewerbslage in 
der Mineralölwimchaft. Der Paritätische Ausschuß 
für Kartellangelegenheiten hat den Auftrag so 
aufgefaßt, daß die Studie die wesentlichen Bestim­
mungsgrößen der Wettbewerbssituation bei Mine­
ralölprodukten in Österreich darstellen sollte. 
Daher wurden Tätigkeiten von Unternehmen 
außerhalb dieses Warenbereiches (zB chemische 
Produkte) nicht erfaßt. Der Paritätische Ausschuß 
hat die von ihm verwendeten Daten z. T. von 
Fachverbänden, z. T. von den Firmen selbst (auch 
unter Verschluß) erhalten und hat diese Daten im 
Hinblick darauf, daß die Firmen und Fachorganisa­
tionen zur wahrheitsgemäßen Information ver­
pflichtet sind, nicht weiter überprüft. 

2. Darstellung der Marktstrukturen und der 
1 98 8  am Markt tätigen Firmen 

2. 1 .  Verbrauch und Träger der Versorgung 
allgemein 

Der vom Bundesministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten ausgewiesene Bedarf an Mineral­
ölprodukten in Österreich lag im Jahre 1 98 8  bei 
9 , 1 4 5  Mill ionen Tonnen. Er hatte im Jahre 1 979 mit 
1 1 ,6 8 8  Millionen Tonnen seinen Höhepunkt 
erreicht und war zwischenzeitlich im Jahre 1 98 4  auf 

6. 

7. 

8 .  

und Wechselkurse . . . . . . . . . . . . . .  . 

Cash-flow-Entwicklung . . . . . . . . .  . 

Zusammenfasung . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Wettbewerbspolitische Anregungen . 

54 

58  

59  

60  

8 ,772 Millionen Tonnen gesunken. Der  auch 
international festzustellende Rückgang der Nach­
frage sowie die aus Nicht-OPEC-Ländern auf den 
Markt drängenden Rohöle haben an der Jahres­
wende 85/86  zu einem Zusammenbruch des 
weltweiten Rohölpreisniveaus geführt. Bei der 
bestehenden Überkapazität in der Rohölverarbei­
tung sind auch die Produktenpreise entsprechend 
drastisch gefallen. 

Der zwischenzeitliehe leichte Nachfrageanstieg 
hat diese Marktsituation nicht wesentlich verändern 
können. Für die Zukunft wird in Österreich mit 
einer stagnierenden bis leicht rückläufigen Nach­
frage gerechnet, zumal insbesondere die Heizöle in 
starkem Wettbewerb vor allem zu den leitungsge­
bundenen Energieträgern (Gas, Strom, Fernwärme) 
stehen. Auch der vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten nicht ausgewiesene 
Energieverbrauch der Verarbeitung (über eine halbe 
Millionen Tonnen p. a.) wird kaum zunehmen. 
Insgesamt dürfte der Mineralölproduktenmarkt 
somit weiterhin ein typischer Käufermarkt bleiben. 

International steigen wird der Bedarf an petro­
chemisehen Rohstoffen (Ethylen, Propylen usw.) ,  
d ie  aus  Mineralölprodukten (hauptsächlich 
Naphtha) erzeugt werden. Dies ist jedoch noch ein 
relativ kleiner Anteil des Mineralölproduktenbedar­
fes (weltweit rund 7%) . Dieser ist vom Mineralöl­
produktenmarkt getrennt zu betrachten, zumal er 
sich viel eher an der Chemie- und insbesondere 
Kunststoffkonjunktur als am Energiemarkt orien­
tiert. 
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Bedarf an Erdölprodukten in Österreich 

in 1 000 Tonnen 

197: 1971 I 1972 1 913 1 97' I 1 975 I 1976 I I Q7j 1 97! 1 97Q I 
I 

Flilmggas 89 89 98 1 1 e: 1 1 2 1 82 1 22 I H  1 5 1  1 5 4  
Flugbenzin 2 2 2 3 2 2 2 2 3 3 
:\ormalbenzln 599 628 6 1 8  660 675 66 1 673 63 1 606 675 
Superbenzin verblelt 984 I 1 69 I 372 I 559 I 356 I 479 I 487 1 6 1 9  I 752 I 740 
Superbenzin bleifrei 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
Spezial- u. TestbenzIn 26 29 34 35 32 3 1  33 34 3 1  32 
Leichtbenzin 1 1 5 1 2 1  1 5 2  1 46 1 1 5 1 1 4 37 1 8  , 3 1  22 
Petroleum 1 2  1 1  l e  1 3  9 8 8 9 1 0  20 
Flugpetroleum 92 95 97 1 1 0 9 1  8 4  1 07 98 1 08 1 25 
DieselkraftstOff 1 1 36 1 048 I 1 73 1 266 I 263 1 242 I 290 1 335 1 430 I 491  
Ofenheizöl 479 627 869 1 1 08 9 1 9  1 079 1 1 95 I 1 92 1 399 1 475 
Heizöl leicht 1 1 0 1  I 23C 1 330 I 490 1 3 C 1 28  1 349 1 295 1 36 1  1 4 1 5  
Heizöl mittel 440 425 360 365 340 34 1 37 1 359 390 402 
Heizöl schwer 2 959 3 453 3 253  3 662 3 1 62 2 837 3 404 2 823 3 1 9 1  3 288  
Splndel-/Schmlerol 247 227 230 263 1 82 1 74 1 96 1 93 205 2 1 8  
Bitumen 559 554  6 1 7  6 1 3  657 608 6 1 5  625 607 626 

S u m m e 8 839 9 708 1 0 2 1 5  1 1 40 1 1 0 2 1 5  I 1 0 044 1 0 889 1 0 379 1 1  274 1 1  688 

Quelle : BM�IA 

(Fometzung) 

Bedarf an Erdölprodukten in Österreich 

in I 000 Tonnen 

198C 198 1 

Flüssiggas 1 56 1 48 
Flugbenzin 3 3 
:\ ormalbenzin 791 767 
SuperbenZin verbleit 1 645 1 640 
Superbenzin bleifrei " 0 '"' 

Spezial- u. TestbenzIn 30 28 
Leichtbenzin 35 20 
Petroleum 1 7  1 0  
Flugpetroleum 1 33 1 48 
Dieselkraftstoff 1 503 1 446 
Ofenheizöl 1 2 1 7  973 
Heizöl leicht 1 457 1 246 
Heizöl mittel 326 238 
Heizöl schwer 3 1 54 2 692 
Splndel-/Schmierol 1 93 1 8 8  
Bitumen 579 532 

S u m m e 1 1 240 1 0 080 

Quelle : Br-.1 �.� 

Hinsichtlich der qualitativen Anforderungen 
gehön Österreich zu den Ländern mit den 
schärfsten Umweltauflagen Europas bei Mineralöl­
produkten : 

• Der Schwefelgehalt bei Dieselkraftstoffen ist mit 
0 , 1 5% der niedrigste in ganz Europa 

• Der Anteil an bleifreien Vergaserkraftstoffen 
liegt in Europa im Spitzenfeld. Der Bleigehalt in 

1982 

1 34 
3 

733 
1 655 

0 
26 
20 
1 0  

1 36 
1 490 

965 
1 1 62 

1 89 
2 333 

1 87 
496 

9 538 

1983 1984 1985 1986 1 987 1 98 8  

1 34 1 1 5 1 4 1  1 33 1 32 1 25 
3 2 3 3 2 2 

720 692 603 56 1 665 684 
1 745 1 758 1 8 0 1  1 892 1 776 1 672 

0 0 C 0 57 203 
24 20 1 8  20 22 1 5  
22 22 26 9 3 1 
1 0  1 1  1 7  1 3  1 5  24 

1 5 8  1 93 2 1 1 2 1 0  2 1 7  2 8 1  
1 493 1 425 1 522 1 6 1 2  1 602 1 8 1 3  
I 027 934 I 053 1 1 65 1 253 1 209 
1 1 39 1 1 8 3 1 208 I 1 90 1 2 1 7  1 05 1  

1 57 1 69 163  1 1 7 1 36 1 1 6 
I 678 1 458 1 362 I 586 1 524 1 276 

272 243 1 70 1 87 205 1 7 1  
503 545 5 1 3  549 532 502 

9 087 I 8 772 8 809 9 247 9 359 9 1 4 5  

den noch verblehen Qualitäten liegt mit 
0, 1 5  g/Liter äußerst niedrig. 

• Der Benzolgehalt in Vergasergkraftstoffen ist 
mit 5 Vol. % beschränkt. 

• In den Heizölen wurde der Schwc:felgehalt 
mehrmals gesenkt. Er gehön heute zu den 
niedrigsten in Westeuropa. 

• Besonders geregelt ist auch der Gehalt an 
Altölkomponenten in Mineralölprodukten. 

3 
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1 2  

SchwefelgehaltSbegrenzung für Heizöle extra leicht 
(in Masseprozenten) 

EG 0,2 - 0 .3 

Österreich 
DVGewO 

LRV-K 
0,2 
e,2 

Schwefelgehalt in DieselkraftStoffen (in Massepro­
zenten) 

EG Österreich 

Dieseltreibstoffe 0 ,2-0,3 0, 1 5  

Dieselkraftstoffe 0,2-0,3 0, 1 5  
entSprechend 
Dieseltreibstoffen 

Dieselkraftstoffe 0,2- 0,3 0,3 
entsprechend 
Heizölen 

Maximaler Schwefelgehalt 
in Mineralölprodukten 

Gesetzliche Grenzwerte in Österreich 

Dieselkraftstoff Ab 1 .  Jänner 1 972 : 
Ab I .  April 1 975 : 
Ab 1 .  April 1 98 5  : 
Ab I .  Jänner 1 986 :  

Ofenheizöl Ab 1 .  Juli 1 97 0 :  
Ab 1 .  April 1 98 1  : 
Ab 1 .  Jänner 1 9 8 3 :  
Ab I .  April 1 989 :  

Heizöl leicht Al> I .  Juni 1 968 : 
Ab 1 .  Oktober 1 982 : 
Ab 1 .  Februar 1 984 : 
Ab I .  April 1 989 :  

Heizöl mittel Ab I .  Juni 1 968 : ' 
Ab I .  Oktober 1 98 2 :  
A b  I .  Februar 1 9 8 4 :  
A b  I .  Oktober 1 987 : 

Heizöl schwer Ab I .  Juni 1 96 8 :  
A b  1 .  Jänner 1 9 8 3 :  
A b  I .  Februar 1 9 8 4 :  
A b  I .  Juli 1 984 : 

Zusätzlich Ab I .  Oktober 1 98 7 :  

Quelle : Österreichische Bundesgesetzblätter 

Mai 1 989  

1 ,0 % 
0,6 % 
0,3 % 
0, 1 5% 

0,8 % 
0,5 % 
0,3 % 
0,2 % 

1 ,5 % 
0,75% 
0,5 % 
0,3 % 

2,5 % 
1 ,5 % 
1 ,0 % 
0,6 % 

3,5 % 
3,0 % 
2,5 % 
2,0 �: 

1 ,0 % 

Maximaler Bleigehalt 
in Vergaserkraftstoffen 

Gesetzliche Grenzwerte In Österreich 

�ormalbenzin Bis 30 .  Sept. 1 97 1 : 0 , 8 4  G/Liter 
.4.b I .  Oktober 1 97 1  : 

Ab I .  Jänner 1 972 : 
Ab 1 .  April 1 982 : 
Ab I .  April 1 98 5 :  

C ,70 G I  Liter 
0.40 G/Llter 
0 , 1 5  G/Liter 
0,0 1 3  G/Liter 

Einführung von 
unverbleitem Normalbenzin 

Ab I .  Oktober 1 98 5 :  
Verbot von 
verbleitem Normalbenzin 

Superbenzin Bis 30. Sept. 1 97 1 : 0 ,84 G/Liter 
Ab 1 .  Oktober 1 97 1 : 

0 ,70 G/Liter 
Ab I .  Jänner 1 972 : 0,40 G/Liter 
Ab I .  Juli 1 9 8 3 :  0 , 1 5  G/Liter 

Superbenzin 
unverbleit Ab I .  Oktober 1 985 : 0,0 1 3  G/Liter 

Quelle : Österreich ische Bundesgesetzblätter 

Mai 1 989  

Die  Versorgung dieses Marktes wird von einer 
Vielzahl von Unternehmen durchgeführt. 

Unternehmen, die selbst Erdöl oder Erdölpro­
dukte produzieren, transportieren, verarbeiten bzw. 
verarbeiten lassen oder dazugehörige Dienstleistun­
gen anbieten, gehören dem Fachverband der 
Erdölindustrie an. Sie sind oft auch wichtige 
Importeure von Erdöl und Erdölprodukten und 
bedeutende Händler. 

Großhändler und Unternehmen der übrigen 
Handelsstufen sind Mitglieder des Bundesgremiums 
für den Brennstoffhandel. 

Ein bedeutender Sektor des Kleinhandels sind die 
Tankstellen. Diese sind im Fachverband Garagen, 
Tankstellen- und Servicestationsunternehmungen 
organISIert. 

Daneben darf nicht übersehen werden, daß 
bedeutende Mengen an Mineralölprodukten auch 
von Großverbrauchern selbst importiert werden. 

Die Anzahl der Marktteilnehmer, gemessen am 
Stand der Mitglieder der Verbände, stellt sich wie 
folgt dar : 

Fachverband der 
Erdölindustrie 
Gremium des 
Mineralölhandels <-)  
FV TS .... ) 

<) darunlCr JO- SOO TS 
" )  nur TS·Betn<b< 

19HO 

1 7  

3 265 
4 1 99 

1986 

2 1  

2 874 
4 1 02 

1988 

22 

2 636 
ca. 4 000 
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Aufbringung 
INLANDSAUFBRINGUNG 

Inländ. Aulsuchungs- Inländ. Aulsuchungs-
gebiete: betriebe : 
Niederösterreich ÖMV 
Wien. Salzburg RAG 
Tirel VAN SICKLE 
Oberösterreich VORARLBERGER 
Steiermark ERDÖL- und 
Vorarlberg FERNGAS GMBH 

, 
, Inländ. Förder-

Inländ. Förder- : betriebe 
gebiete: , - - - - - - - - - - -

Wien ' ÖMV , 
Niederösterreich , RAG 

Ober österreich 
1 - - - - - - - - - - -
, 
, VAN SICKLE 

ROHÖllMPORTE IMPORTEURE: 
aus. 

OPEC-Staaten ÖMV 

UdSSR AWP-Partner 

Norwegen 

Sonstige 

IMPORTE 

Halbfertig- u Fertigproduktenimporte aus: 

BRD 
NIEDERLANDE 
JUGOSLAWIEN 

ITALIEN 
FRANKREICH 
OSTBLOCK . . .  usw 

rund 200 Importeure 

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  _ _ J _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  _ 

Verarbeitun g 
bzw. 

MISCHBETRIEßE: 

Vermischung ÖMV AKTIEN-

J 
� 

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  -Ir � m - - - - - - - - - - � - - m ��:�:s_c��� m _ _  _ _ _  _ _  _ _  m m _ . ="�m,�, _, _ _ _ _ _ _ _ _ _  m _ _ _ _  � 

Handelstätigke it : ==;-l ! t I !-!--'---L,---' j SONSTIGER HANDEL: r 
rund 100 Händler 

11 

�roR� J-�i j 
VERBRAUCHERGRUPPEN 

Quelle: BMFWA 

AGIP AR AL I-1 Direktbezieher der ÖMV: 

BP ESSO 1_ 
MIND STROH 
MOBIL SHELL 
TOTAL I ÖMV HANDE�S AG 

1- · -
TANKSTELLEN 
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1 4  

2.2. Darstellung des Außenhandelsregimes 

Der Import und Export von Rohöl und 
Erdölprodukten unterliegt ua. den folgenden 
Rechtsvorschriften : 
• Zolltarifgesetz 
• Zoll gesetz 
• AußenhandelsgesetZ und Zollämterermächti-

gung 
• Mineralölsteuergesetz 
• Präferenzzollgese:z 
• Gesetz über Sonderabgabe auf Erdöl 
• Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz. 

Allgemein ist zum Außenhandelsregime für 
Rohöl und Erdölprodukte festzustellen : 
• Ein Schutz der inländischen Rohölförderung 

besteht nicht. Der Import von Rohöl ist zollfrei. 
Die Sonderabgabe auf Erdöl (2,4% des Grenz­
wertes) muß von im Inland gefördertem Rohöl 
ebenso wie von importiertem bezahlt werden. 
Qualitative Auflagen oder Mengenkontingente 
usw. existieren nicht. 

• Auch bei Erdölprodukten ist der österreichische 
Markt weitgehend liberalisiert: 

Der Import aus dem westlichen Ausland ist 
zollfrei. Die Zölle für Importe aus dem 
Osten sind relativ niedrig (zB Präferenzzoll 
für Ungarn 1 988 ) .  Es gibt überdies die 
Möglichkeit, sie abzusenken (§ 6 Zolltarif­
gesetz, zur Weiterverarbeitung usw.) .  
Mengenmäßige Beschränkungen für Erdöl­
produktenimporte bestehen nicht, auch nicht 
für Waren aus dem Ostblock. 
Sonderabgabe auf Erdöl wie auch Mineral­
ölsteuer gelten für importierte wie auch im 
Inland erzeuge Produkte. 
Die Vorratspflicht besteht für den Import 
von Erdölprodukten wie auch den Rohölim­
port. 
Qualitative Beschränkungen des Importes 
existieren nur soweit, als sie durch Umwelt­
normen bedingt sind. Importe unterliegen 
dabei denselben Qualitätsanforderungen 
(Schwefel, Blei, Benzol usw.) wie die im 
Inland hergestellten Produkte. Ausnahmen 
dazu bilden in der Praxis die im Kraftfahr­
zeugtank importierten Mengen, die im 
gewerblichen Güterverkehr beträchtlich 
sind. 
Von der außenhandelsrechtlichen Seite ist 
der österreichische Markt offen. 

• Einen gewissen Schutz bot das Gasölsteuerbe­
günstigungsgesetz. Es sollte die Vermarktbar­
keit des bei der Rohölverarbeitung als Kuppel­
produkt anfallenden Gasöles als Ofenhelzol auf 
dem österreichischen Markt sichern helfen. 
Gleichzeitig ist es das Ziel des Gesetzes, den 
Mißbrauch der dazu erforderlichen Steuerbe­
günstigung durch einfache Kontrollierbarkeit zu 
vermeiden. Das Gasölsteuerbegünstigungsge­
setz fordert daher, daß Gasöl nur in einem 
Betrieb zu Ofenheizöl eingefärbt werden darf, in 
dem Gasöl aus Rohöl erzeugt wird. Zwischen­
zeitlich existieren mehrere solche Betriebe, in 
denen aber Ofenheizöl dominant aus importier­
tem bzw. zugekauftem Gasöl eingefärbt wird. 
Damit ist auch bei diesem Produkt de facto kein 
Schutz einer inländischen Verarbeitung mehr 
gegeben. 

Mit Stand per 1 0 .  November 1 989  färben 
folgende Firmen Ofenheizöl ein : 

ÖMV (rund 80% der Marktleistung) 
Van Sickle 
Rumpold 
Avanti 

Daneben sollen noch drei kleinere Betriebe, 
deren Zahl sich täglich verändern kann, 
einfärben. 

2.3. Inlandsförderung an Rohöl 

Das inländische Rohöl wird von den Firmen 
ÖMV Aktiengesellschaft, Rohöl-Aufsuchungs 
GesmbH, einer Tochtergesellschaft von Mobil und 
Shell, sowie Van Sickle GesmbH aufgebracht und 
stammt aus Niederösterreich und Oberösterreich. 
Die Tabelle auf der Folgeseite zeigt die Entwick­
lung der inländischen Rohölförderung in den 
letzten Jahren, gegliedert nach Bundesländern und 
Firmen. Der Abfall der Förderung, eine Folge der 
gestiegenen Aufschluß- und Förderkosten sowie des 
Ausbleibens größerer Aufschlußerfolge in den 
letzten Jahren, ist deutlich erkennbar. 

Damit ist auch die Bedeutung der Inlandsförde­
rung für die österreichische Erdölversorgung weiter 
gesunken. Ihr Anteil ist von rund 30% am Anfang 
der siebziger Jahre auf rund 1 2% gefallen. Auch für 
die kommenden Jahre wird jedenfalls mit keiner 
Steigerung dieses Anteils gerechnet, zumal Auf­
schlußerfolge eher für den Gasbereich erwartet 
werden. 
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J.hr 
OM\" 

60 2 252 

6 1  2 1 52 

62 2 1 8 4 
63 2 3 83 
64 2 32 1  
65 2 460 
66 2 338 

67 2 279 
6 8  2 28 5  
6 9  2 3 1 2  
70 2 337 
7 1  2 072 
72 2 04 1 
73 2 1 5 1  
74 I 838 
75 1 636 
76 I 532 
77 I 395 
78 I 4 1 8  
79 1 378 
80 1 1 30 
8 1  998 
82 960 
8 3  940 
8 4 890 
85 8 43 
8 6  8 1 4 
8 7  8 0 8  
8 8  936 

Quelle : BMFW A 

Rohölförderung in Österreich 

in 1 000 Tonnen 

Nltderoncrrclch OberoncrrClch 

RAG 

1 1 0 

1 0 8  

1 08 

99 

1 02 
1 05 
1 0 8  
1 1 4 
1 1 2 

98 
89 
8 9  
7 5  
66 

62 
6 1  
62 
63 
62 
64 
60 
57 
5 5  
56 
56 
50 
57 
5 5  
52 

V.n 50cklc Gesamt ÖMV RAG Gesamt 

24 2 3 86 0 62 62 

23 2 28 3  0 72 72 

23 2 3 1 4 0 80 80 

22 2 504 0 1 1 6 1 1 6 

2 1  2 445 0 2 1 8  2 1 8  

1 9  2 5 8 3  0 27 1 2 7 1  

1 9  2 464 0 293 293 

1 8  2 4 1 1  0 274 274 
1 7  2 4 1 3  4 307 3 1 1  

1 6  2 426 29 303 332 

16 2 442 5 1  304 356 

16 2 1 77 57 282 339 

16 2 1 3 1  5 1  295 346 

1 4 2 23 1  47 300 347 

1 3  1 9 1 4 4 5 280 325 

1 8  1 7 1 5  44 278 322 

23 1 6 1 7  4 3 27 1 3 1 4 
2 5  1 4 8 2  48 257 305 
27 1 507 34 250 2 8 4 
28 1 470 22 234 256 

24 1 2 1 3  20 242 262 

26 1 0 8 1  1 7  240 257 
33 1 047 1 5  227 243 
30 1 026 1 4 229 243 
27 972 1 1  222 233 
27 920 8 2 1 8  227 
33 904 1 2  2 0 1  2 1 3  
32 8 94 1 6  1 52 1 68 
26 1 0 1 4 1 5  - 1 47 1 6 1  

Österreich.isches Erdölaufkommen 

in P] 

Inland.-
Rohol- und Produkten 

Gesamt-Jahr 
forde"lng .erbrauch ') 

Imporu Expone l..aterabbau 

70 1 1 7,5 286,8 7,9 - 1 7,0 379,4 
7 1  1 05 ,7 328 ,4 9, 1 - 7,6 4 1 7,3 
72 1 04,8 356,4 9,7 3,0 454,5 
73 1 09,3 409, 1 9,5 - 1 1 ,9 497,0 
74 95,7 372, 1 1 1 , 1 - 1 6, 1 440,5 
75 86,8 356,1 9,0 7,3 4 4 1 , 1 
76 83,2 4 1 9,4 1 2,2 - 1 4,0 476,4 
77 77, 1 398,0 9,5 5, 1 470,6 
78 77,2 448,6 9,9 - 20,5 495,4 
79 74,7 47 1 ,8 9, 1 - 24 ,3 5 1 3, 1 
80 64,0 475,6 9,4 - 22,9 507,3 
8 1  57.6 4 1 7,5 1 0,6 - 1 1 ,5 4 53,0 
82 56,9 366,3 9,4 24,0 437,9 
83 5 8 ,4 350,4 1 0,5 26,4 424,7 
8 4 57,7 375,8 20,6 - 4,8 40 8 , 1 
8 5  56,5 390,3 38,4 6,3 4 1 4,7 
86 5 4,9 406,3 24,7 - 3,4 43 3, 1 
8 7  53,4 4 1 3 , 1 2 1 ,4 - 4,2 440 ,8 

Quelle :  WIFO 
.) Verb,.uch - Inlandsforderung + Impone - Exporu + l.acerabbau 

1 5  

O s t c r r C I C r"l  , 

OMV RAG Osterrclcn 
Geumt Geumt Gesamt 

2 252 1 72 2 44 8 
2 1 52 1 8 1  2 3 56 
2 1 8 4 1 8 7  2 394 
2 383 2 1 5  2 620 
2 32 1  32 1 2 663 
2 460 376 2 8 5 5  
2 338 40 1  2 757 
2 279 3 8 8  2 8 8 8  
2 2 8 8  4 1 9  2 724 
2 34 1 40 1  2 75 8  
2 3 89 394 2 79 8  
2 1 29 3 7 1  2 5 1 6  
2 092 370 2 478 
2 1 98 366 2 57 8  
1 8 8 3  342 2 23 8  
1 680 339 2 037 
1 575 333 1 93 1  
1 442 320 I 7 8 7  

I 452 3 1 1  1 790 
1 400 299 1 726 
1 1 50 302 1 475 
1 0 1 4 297 1 3 3 8  

975 283 1 290 
954 2 8 5  1 269 
90 1 277 1 205 
8 5 1  269 I 1 47 
826 258 1 1 1 7 
8 24 207 1 063 
950 1 99 I 1 75 
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2 . 4 .  Importe 

2 . 4 . 1 .  GeSlm umportmenge / Preise 

Rohölimporte 

Die importierten Rohöle werden von T riest über 
d ie  Transalpine Ölleitung (TAL) nach Österreich 
gebracht und ab Würmlach durch die Adria-Wien­
Pipeline (A WP) nach Schwechat verpumpt. Rohöl 
wird regelmäßig \'on den in  Schwechat verarbeiten­
den Gesellschaften ÖMV, Shell, Mobil, Agip, Esso, 
BP und Total importiert. Die folgenden Tabellen 
zeigen die Mengenentwicklung nach Landern, e ine 
Zusammenfassung der Firmenmeldungen sowie die 
Entwicklung des Rohölgrenzwertes in den letzten 
Jahren. 

Die Rohölzukäufe erfolgten zu Weltmarktprei­
sen. Die Desintegration der Weltölindustrie In der 
Folge der Übernahme großer Teile der Weltölför­
derung durch Forderländer und ihre nationalen 
Gesel lschaften hat in der Ölindumie zur Bi ldung 
\'on weitgehend eigenverantwortl ichen Profitcen-

1 7  

tern gefuhrt. Diese versorgen Sich z u  '\Ce ltmarktbe­
dingu ngen weitgehend se lbstandig .  

Produktenimporte 

Rund ein Viertel des \' erbrJ.uches an MinerJ.löl, 
produkten ( rd .  2,3 Mi ll ionen Tonnen) wird durch 
den Import \'on Fentgprodukten gedeckt. Diese 
kommen vor allem aus der BRD, Italien und 
RWG-Lindern. Die  Tabelle und die Graphik zu 
den Versorgungsströmen (S . 25 ,  26) berücksichti, 
gen nur die Importe der wesentlichen Fertigpro­
dukte (rd.  2 , 1  Mil l ionen Tonnen) laut Bundesmini­
sterium für wirtSchaftl iche Angelegenheiten. 

Die Gesamtimporte an Halb- und Fertigproduk­
ten l iegen dagegen um mehr als  1 Mil l ionen Tonnen 
höher (rd .  3 ,4 Mil l ionen Tonnen) . Diese Differenz­
menge der Produ ktenimporte wird in  inländischen 
\'erarbeitungsbetrieben als Halbfabrikate e inge­
setzt. 

Ebenfalls zu erwähnen sind die Erdölprodukten­
exporte, die von Österreich in die BRD, aber 
fal lweise auch in den Ostblock gehen. 
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I 
I I  
I I I  
IY \- I) 
Ges 1 - 5  \'1 
Summe 

Österreich 

I ,  BruttotonnC'n 1n",1 'X'auer 

2200 

2100 
I 

2000 

1900 

Ci) 1800 c c 
f2 
o� 1700 
� 
rn 0Qj 

1600 ct 

1500 

1400 

1300 

1200 

'" 

373 935 
474 70� 
1 1 2 754 
.> 13  SOS 
295 1 1 6 

1 570 0 l G  
4 467 76G 

6 037 770 

6 1 87 589 

Import von Rohöl und Mineralölprodukren 

Rohöl 

1 9�b I 19 7 

, SIl l 1 : 1  ,Sil l  

I 2 C30  3 1 3  5 8 3  I 8 1 5  
I 77 1 4 1 4  800  I 743 
I 975 1 0€> 75 I 1 802 
I 704 336 99 1 I 852 
I 368 239 433 I 564 

I 758 I 4 1 1  558  1 759 
I 858  4 67 1  1 1 6 I 752 

I 832 6 08 2 674 I 754 

I 832 6 232 847 I 755 

I 1 : 1  

300  37 
474 700 
I I I  5 1 3  
3 0 1  694 
240 786 

I 429 530 
4 04 8 8 7 1  

5 478 4 0 1  

5 6 3 0  755 

Rohöl import 1 986 -1 988 

e -

e 
l< 

� 

• 

0 

• 

1986 1987 1988 

IQS ", 

, S h l  

I 4 8 4  
I 39 1 
I 4 3 1  
I 549 
I 364 

I 442 
I 459 

I 455 

I 454 

e 

)( 
1 1  

.. 
1 1 1  

IV 

0 
V 

• 
Vi 

0 Ö  
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Dic:selkraftstoff 

198. 1987 1 98 8  

( < )  15ftl , " I  (5ft) (tl (5'tJ 

1 34 062 2 2 1 4  50  1 5 1  1 872 54 9 3 1  1 754 
I I  50 634 2 597 62 8 8 4  2 1 1 8 84 787  2 1 38 
I I I  29 294 2 1 3 8  4 1  1 59 2 202 48 7 1 4  1 865 
f\- 8 595 2 758 1 3 798 1 998 24 456 1 893 \0 2 1 256 2 38 5  53 098 2 1 80 61 634 1 998 

Ges 1 - 5  1 43 84 1 2 39 1  2 2 1  090 2 08 5  274 522 1 960 
\-1 20 072 3 308 1 2 474 2 260 69 050 2 1 1 3 

Summe 1 6 3 9 1 3  2 503  233  564  2 094 343 572 1 993 
Österreich 276 492 2 645  385  796 2 072 427 1 92 1 964 

I mport von D I ESELKRAFTSTOFF 

3500 
• • 

3300 

3100 ,: � : 
1 1  

2900 
• ... 

1 1 1 
Ci) c 2700 
c 
{2 
o� 2500 IV � 
Ul 0Qj 

2300 a: 0 0 
V 

2100 
• • 

1900 VI 

• 
1700 

0 Ö  
1500 

1986 1987 1988 

4 
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Normalbenzin 

1986 1987 I 1988  

1 < 1  (5/" I" , 5rt) I I "  ISfll  I 

I 1 8 69 1 2 1 44 1 2 5 1 0  1 920 8 786 1 66 
I I  22 750 2 39 1  2 1  1 22  2 1 87 1 8  C22 2 3 1 4  
I I I  8 672 2 428 1 1  274 2 46 1  1 3  502  2 1 6, 
rv 1 0 034 2 5 82 2 820 1 8 6 1  6 065 2 338  
\' 1 5 990 2 686 22 895 2 324 2 5 263 2 202 

Ces 1 - 5  7 6  1 37 2 42 2  70 62 1 2 2 1 5  7 1  638 2 1 94 
VI I ) 4 567 2 6 1 5  

Summe 8 0 704 2 433 I Österreich 1 04 553  2 562 1 00 7 1 3  2 38 2  90 620 2 343 

' )  W�gen d e r  Humonlslerung des Zollunis 1 S t  e m  dlrektcr Vergleich dlC'ses Produktes nicht sinnvoll 

I mport von NOR MALBENZI N 

2800 
. - - • 

2700 
I 

2600 :1 
1 1  

2500 
.. .. 

1 1 1  
Q) 2400 c: 
c: � 
,� 2300 IV 
� 
(J) 'Qi 2200 !t 0 0 

V 
2100 

• • 
2000 VI 

1900 

0 Ö  
1800 

1986 1987 1988 
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2 1  

Heizöle (leicht, mittel, schwer 1 %  und 2%) I )  
1986 1 987 1988  

(tl 15ft) I I I  (5ftl In ISttl 

I 77 754 1 8 82  79 297 1 685 80 948 1 3 34 
I I  43 656 1 395 41 1 39 1 347 4 1  6 1 6  1 305 
1lI ') 70 454 1 445  4 1  495 1 306 42 046 980 
IV 2 0 873 1 4 1 2  7 8 54  1 3 5 1  1 1 729 1 2 1 7  
V 3 1 64 2 063 9 1 7  1 1 96 - -

Ges 1 - 5 2 1 5 90 1  1 598 1 70 702 1 493 1 76 339 1 235  
VI ') 2 2 1  4 1 8  1 244 1 8 3 287  1 1 49 29 760 1 092 
VI Vertrieb ') 23 975 2 1 06 1 0 249 1 486 1 4 0 1 9  1 239 

Summe 461 294 1 454 364 2 3 8  1 320 220 1 1 8 1 2 1 6  

9 (Heizöl insg.) 1 1 1 0 90 5  1 500 923 864 1 380 739 040 1 1 89 
o (Heizöl schw.) 956 785  1 426 728 043  1 264 656 6 1 0  1 1 25 

I) Ausgenommen V (nur Heuol schwer) 
J) Fur 1 1 1  Vcrk.auie ab .1uslanduchcr Raffinerie - KoSten es: Rl.fflncnc 
'l .o\uf Grund des lob 1988 �ultl�cn HarmonlSlcncn Zollunfcs 1St dlc Vergleichbarkeit mit den Vorlahren nur sehr clngeschrankt gegeben. Eme Zuordnung 

dcr lmportc 1988 nach dem Schcm3. von 1986/87 1St wegen der völlig neuen Warennomenklatur nicht mogllch, 

I m port von H EIZÖL 

�00 r-----------------------------------� . ---.. 

21oo r-------�.-------------------------� 

2rnm r-------���------------------------� 1 1  

1000 r-------.. ��----------------------� .. ... 
1 1 1  

1800 I------------__\_ �---------------------l 
IV 

1700 I--------+--�- ------------------� 
1600 r-------------\--+------------------� 

01----0 
V 

1 500 r-----,----.���r_--�----------� • • 
VI 

1400 

1300 

1200 

1 100 Ö (Heizöl insg.) 

1000 

900 Ö (Heizöl schw.) 
1986 1987 1988 
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Superbenzin (inkl. Eurosuper) 

1 �86 1 �87 

(t) (S/t) (I) (SIt) 

I 2 2 395 2 8 73 2 8  1 8 8  2 407 

1I 92 449 3 050 8 4 9 1 0  2 65 0  

III  5 3 765 2 708 57 8 4 8 2 6 1 2  

IV 24 8 3 8  3 034 9 8 76 2 5 39 

V 8 8 770 2 78 3  , 9 1 967 2 5 1 4 

Ges 1 - 5 2 8 2 2 1 7  2 8 8 5  272 78 9  2 567 

VI I) 8 4 77 3 207 

Summe 290 694 2 894 

Österreich 396 963 2 9 1 1  364 742 2 633 

') We-g�n der HarmonlSlcrung des Zolltanfs 1ft ein d,rcKtC'r Vergleich dieses Produktes nicht sinnvoll 

I mport von S UPERBENZI N 

3300 

3200 • 

3100 

3000 

CD 2900 
c 
c � 2800 
,� 
� 2700 Cf) 
'Qi ct 

2600 

" 
�\ 

• \\ - \\ """:N\-
-� 

2500 

2400 

- , -

� , ..... " 
2300 � 
2200 I I 

1986 1 987 1988 

(t) 

22 073 
50 8 1 4 
52 689 
30 378 

79 377 

235 3 3 1  

300 239 

1�88 

I (S/t) 

2 4 1 1  
2 625 
'2 277 
2 5 1 3  

2 369 

'2 426 

2 4 8 5  

• • 

1 1  

• • 
1 1 1  

IV 

o 0 
V 

• • 
VI 

0 Ö  
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Bitumen (Straßenbau- und lndustriebitumen) 

1986 1987 1988 

(t) (5ft) (t) (5ft) (I) (5ftl 

I 1 7 779 1 609 26 520 1 603 22 873 1 229 
II 1 6 063 1 656 27 1 42 I 588  2 1  1 1 2 1 322 
I I I  1) 3 832 1 263 1 9 857 I 3 1 5  1 3  943 1 05 1  
IV 1 6 287 I 486 1 8 030 1 65 1  1 9 7 1 8  1 368 
V - - - - - -

Ges 1 - 5 53 96 1 1 56 1 9 1  549 1 546 77 646 1 258 
VI 32 740 1 544 25 1 80 I 584 22 090 1 3 3 1  

Summe 86 70 1  1 555 1 1 6 729 I 554 99 736 1 274 

I )  Fur I I I  Verkaure .ab auslandlscher Rafflnene _ Kouen C'x Raffinerie 

I mport von B ITUM EN 

2000 

1900 

1800 

1700 

"äl 1600 c 
c � 

,9!. 1500 
� 
!/) 
'Qj 1400 cl: 

1300 

• • 

1 1  

... .. 
1 1 1  

IV 

• • 
VI 

1200 �--�----------------�r-------------� 

1 100 �------------------------�----------� 

1 000 L-------�--------,_--------r_------� 
1986 1987 

Anmerkung zu Straßenbaubitumen 

Während im Osten der Verbrauch am höchsten ' 
ist, sind die Rabatte don am niedrigsten ;  das 
umgekehne gilt für den Westen,  Damit begünstigt 
das System den Westen Österreichs. 

Beispiel : Zonenrabatte von Straßenbaubitumen 
"B 2 00" 

Zone 1 
Zone 2 a 
Zone 2 b 

<40,- Sit (Osten) 
1 20,- Sit 
1 30,- Sit 

1988 

Zone 3 a 
Zone 3 b 
Zone <4 
Zone 5 
Zone 6 

3 1 0, - Sit 
360, - Sit 
1 50,- Sit 
440,- Sit 
290,- Sit (Kämten/Osttirol) 

Beschlossen im Preisunterausschuß 1 782, 
am 3. Mai 1 989. Die genaue regionale 
Abgrenzung geht aus dem Schreiben des 
FV der Erdölindustrie vom 1 8 .  Müz 1 9 8 8  
(PUA 1 727, 2 1 .  M m  1 988)  hervor. 
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J.hr UdSSH Ir.k Ir�n S.udi-
Arabien 

70 8 7 2  4 5 3  0 66 
7 1  9 7 4  2 1 3 9 0 6 1  
72 9 1 0  1 2 1 5  8 9 4  4 3 5  
7 3  970 2 5 1 1  I 1 2 3 364 
74 8 4 1 3 7 1 8  5 8 3  1 1 4 
7 5  I 1 1 9 2 8 5 3  578 1 9 1  
76 I 5 5 7  2 566 1 056 6 1 7  
77 I 8 6 2  2 1 0 1  1 0 8 3  3 3 1  
7 8  1 965 I 86 1 I 5 7 3  4 5 2  
79 1 7 2 1  3 569 2 2 7  I 1 32 
8 0  1 4 1 5  2 3 4 2  0 2 1 0 2  
8 1  1 7 1 1  3 2 8  297 3 1 8 2 
8 2  1 4 2 5  1 0 2  1 8 7 1 92 8  
8 3  I 3 9 3  0 3 3  1 2 4 9  
8 4  I 2 7 8  2 8 1  1 56 7 5 2  
8 5  7 5 1 3 5 7  2 6 8  4 7 4  
86 633 0 1 1 7 4 2 6  
8 7  5 5 6  7 5 7  2 9 4  2 50 -
8 8  999 3 4 8  5 1 7  1 8 1  

Quelle : OESTZ 

Österreichische Rohölimporte nach Ländern 

in  I 000 Tonnen 

Ägypten Libyen Algcrien Nlgtril 

0 4 1 6  0 0 
0 4 6 2  2 4 4  1 0 4  
0 5 8 3  1 06 266 
0 554 1 1 8 1 50 
0 962 0 1 4 1  
0 956 8 1  1 5 8 
0 9 8 3  1 03 1 5 7 
0 74 1 3 1 0  1 6 1  

6 1  907 4 7 9  3 0 4  
2 5 7  9 5 8  5 2 5  3 7 4  

5 9  1 0 7 8  4 7 0  4 70 
95 766 6 4 7  2 2 5  

3 4 1 I 1 4 9 290 204 
1 2 5 6 5 1 659 400 

0 996 8 6 5  90 1 
2 5 2  1 029 687 I 0 4 8  
\ 5 2 2 1 1 3 8 4 0  732 

7 \  \ 7 4 1 633 5 4 9  
0 1 7 7 4  7 3 9  2 1 1  

MCliko Vcncluell Norwegen 

0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 1 5 3 0 
0 0 0 

2 5 7  0 0 
5 1 8  30 0 
2 1 5  1 0 4  2 70 
30 1 3 1 6  3 4 7  
328 1 92 2 5 7  
3 50 0 5 8 6  
2 2 6  0 209 

Andt'l'c 

4 3 9  
�90 
797 
2 5 1  

0 
1 09 
2 2 7  
1 98 
4 6 3  

66 
2 2'9 
2 8 3  
2 7 5  
2 8 2  

89 
376 
399 
4 4 5  
4 2 7  

G r 5 J nU 
Importe 

2 2 46 
4 4 80 
5 2 05 
6 04 1  
6 3 58 
6 04 5  
7 267 
6 787 
8 066 
8 8 2 7  
8 3 1 8  
7 5 3 3  
6 1 5 8 
5 3 39 
5 907 
6 2 06 
6 1 8 8 
6 2 33 
5 6 3 1  

...., 
.... 
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25 

Vc:rsorgungsströme 1 98 7  

Inlandsproduktion 

\' K DK OH Hl HM HS Summe 

Produktion 2 095,399 I 335,777 I 1 5 5 , 1 6 1  1 09 1 ,675 1 3 1 .33 1 808 ,572 6 6 1 7,9 1 5  

Imponc: 

VK DK O H  Hl H M  H S  Summe 

BRD 1 5 1 ,0 1 3  8 5 , 1 42 I 1 , 1 47 0,0 0 1  4 1 5,758 653.06 1 
Itaben 263,099 40,972 0,9 1 5  30,58 1 335,567 
Schweiz 3,772 0,7 1 3  0,085 1 8 ,4 1 8  22,988 
Niederlande 0,084 0.084 
Belgien 0,002 0,072 0,074 
Polen 4,04 1 4 ,04 1 
UdSSR 0,535 0 , 1 02 0,88 1 ,5 1 7  
CSSR 1 9,346 25 , 1 9 1  8 2,04 1 323,477 450,C5 5  
Rumanien 4,986 1 6,732 2 1 ,7 1 8  
Ungarn 59,2 88 248,997 308,285 
Jugoslawien 42,326 05,422 C,366 1 49,722 257,836 
DDR 
Sonstige C,009 7,498 1 ,2 1 7  8 ,724 

Summe der I I I Importe 5 0 1 ,5 1 5  4 5 1 ,5 3  ° 1 5 3,566 0,554 956,785  2 063 ,95  

Exponc: 

VK DK OH H L  H M  HS Summe" 

BRD 1 86,452 20,7732 0.0027 207,2279 
Italien ° 
Schweiz 0,00 2 1  0,0457 0,0478 
Niederlande 0,00 1 1  0,00 1 1 
Belgien 0 
Polen ° 
UdSSR ° 
CSSR ° 
Rumanien ° 
Ungarn 0,0067 207,6691 207,67 5 8  
Jugoslawien ° 
DDR ° 
Sonstige ° 

Summe der 
Exporte 1 86,4552 20,7799 ° 0,0484 ° 207,669 1 4 1 4,9526 

Quelle : ELG-Studie 
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Gesamt 

Versorgu ngssträme 1 98 7  es SR 

ita l ien 

� 

Yugoslaw ien 

Ungarn 

N 
0' 
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Produkt I N r  Produktbtl eichnllng 
MC'ngr ( 

2 7 1 1 20 Propan 44 1 2 7,5 
2 7 1 1 30 Propa n - Buta n -Gemisch 23 0 3 1 ,3 
2 90 1 1 2  Butan 2 8 4 4 , 4  

Summe Flüssiggas 70 003,2 

2 7 1 0 1 1  Flugbenzin 4 865,3  

2 7 1 0 1 2  Normalbenzin 1 0 4 552,6 

2 7 1 0 1 3 Superbenzin 396 963,0 

2 7 1 0 1 9  Andere Benzine 7 1 6 3,9 
2 7 1 020 Testbenzine 1 3 2 36,5 

Summe Spez.- und Testbenzine 20 400," 

2 7 1 0 1 4  Rohbenzin 5 2 56,9 

2 7 1 039 And.  Petroleum 1 1  1 8 8 , 1  

2 7 1 03 1  Flugtu rbinen kra fm . 86 1 3 7,9 

2 7 1 0 4 1  Dieselkraftstoff 276 4 9 2 , 3  
2 7 1 049 And. Gasöle 1 7 5 0 3 8 , 3  

Summe Gasöl 4 5 \  5 30,6 

2 7 1 0 53 Heizöl leicht 1 5 3 565,8 

· 2 7 1 05 4  Heizöl millel 5 5 3 ,9 

2 7 1 05 5  Heizöl schwer 956 7 8 5,4 

2 7 1 065 Schmieröle, Speiseöle 1 4 3 002,0 
2 7 1 07 1  Zuber. Schmieröle 1 3  8 4 2,0 
2 7 1 07 5  Zuber. Schmierfelle I 1 9 3,6 
2 7 1 08 1  Weißöle 2 4 1 0,5 
2 7 1 089 And.  mindere Öle 8 3 4 2 ,2 

Summe Oie und Felle \ 6 8  790,3 

2 7 1 4 1 1  Straßenbaubitumen 2 4 7 607, 1 
2 7 1 4 1 9  Sons! . Bitumen 7 1  4 6 3,9 
2 7 1 500 Natürl .  Bitumen ASP 2 65 4 ,2 
2 7 1 600 Bitumenhält ige MISe 5 2 3 8 ,0 

Summe Bitumen 3 26 963,2 

2 7 1 090 Erdölfrakl. u, Rücksl . 5 9 5 4 1 5 , 5  
2 7 1 4 90 Sons!. Rücksl. v. Erdöl 7 809,7 

Summe RUckst!inde 603 2 2 5, 2  

Summe Mineralölprodukte 3 3 60 7 8 \ ,8 

Quel le : OESTZ 
'" 

Erdölproduktc:nimportc: nach Östc:rrc:ich 

JJnntr bis Dtz,mbtr 1 986 

1X'<n I 000 S 

1 3 2 695 
6 4  1 8 1  

6 892 

203 768 

1 4 8 8 4  

267 8 2 3  

1 1 5 5 672 

2 7 8 5 9  
60 3 8 3  

88 2 4 2  

1 1 603 

42 6 1 7  

2 1 5 697 

7 3 1  208 
5 1 3 4 1 5  

\ 2 4 4  6 2 3  

3 0 1  0 8 9  

909 

I 364 7 30 

6 7 4  1 5 \  
2 1 7 907 

3 1  039 
29 304 
4 7 4 5 4  

999 8 5 5  

3 7 5  1 3 2 
1 39 202 

1 6 1 1 1  
39 397 

569 842 

I 1 5 1  945 
29 8 2 1  

\ \ 8 \  766 

7 663 \ 20 

Grrnl"'C'1I Sh 

3 007 
2 78 7  
2 4 2 3  

2 9 1 1  

3 059 

2 562 

2 9 1 1  

3 8 8 9  
4 562 

4 3 2 6  

2 2 07 

3 809 

2 504 

2 64 5  
2 93 3  

2 75 8  

1 96 1  

I 6 4 1 

I 4 2 6 

4 7 1 4  
1 5 7 4 2  
26 005 
1 2  1 5 7 

5 68 8  

5 92 4  

I 5 1 5  
I 9 4 8  
6 070 
7 5 2 1  

1 7 43 

I 935 
3 8 1 8  

\ 959 

2 280 

J:anuC'r bis OC'umbc-r 1987 

Menge' t IX' <rl I 000 S 

50 5 8 6,0 1 29 4 9 8  
1 9 2 2 3,8 4 8 6 8 2  

I 2 3 7,5 I 8 7 1  

7 1 047,3 1 80 0 5 1  

2 1 5 2,7 1 0 7 2 6  

1 00 7 1 3 , 7  239 9 4 4  

3 6 4  7 39,4 960 367 

2 3  046,4 60 08 1 
1 2  8 79,5 3 7  1 86 

3 5  92 5,9 97 267 

1 0 3 2 4 ,7 2 3 506 

1 6 596,5 5 3 5 2 4  

99 4 7 7 , 1  2 1 8  7 7 5  

3 8 5 794,7 799 308 
1 4  2 7 8 , 2  3 5 2 8 6  

400 07 2,9 834 594 

1 93 990,6 3 5 1  6 4 6  

I 8 30,2 3 2 2 9  

7 2 8 0 4 1 ,9 920 5 5 4  

207 1 7 4 , 5  6 1 4 606 
1 5 5 4 4 , 7  2 1 3  703 

I 1 77,3 2 8 7 2 5  
2 8 7 1 ,0 28 1 6 7 
I 9 7 4 , 3  30 0 3 8  

2 2 8 74 1 ,8 9 \ 5 2 3 9  

2 2 2 729,5 359 308 
76 1 40,2 1 3 2 986 

1 93 3 , 4  1 0 8 1 7  
1 0 8 1 2 ,0 44 003 

3 1 \  4 1 5, \  5 4 7  \ 1 4  

8 9 4  8 6 2,7 I 822 2 7 8  
8 0 50,7 2 3 2 3 3  

902 9 1 3,4 1 84 5 5 1 1 

3 4 6 7  983,2  I 7 202 0 4 7  

G ' C'1l1 .. ' C'rt S/l 

2 560 
2 532 
I 5 1 2  

2 S H 

4 9 8 3  

2 3 8 2  

2 6 3 3  

2 607 
2 8 8 7  

2 707 

2 2 7 7  

3 2 2 5  

2 1 99 

2 07 2  
2 4 7 1  

2 086 

I 8 1 3  

I 764 

I 264 

2 967 
1 3  748 
2 4  399 

9 8 1 1  
1 5 2 1 5  

4 00 \  

1 6 1 3  
I 7 4 7  
5 595 
.. 1 4 7 

\ 757 

2 036 
2 8 86 

2 0H 

2 077 

V c r l n J r r u n g e l1 

M,ng< % G'cnl  .... ('1{  SI, 

+ 1 4 ,6 - 4 4 7  
- 1 6 ,5 - 2 5 5  
- 56,S - 9 1 1 

+ 1 ,5 - 3 7 7  

- 5 5 , 8  + 1 9 2 4  

- 3 , 7  - 1 8 0 

- 8 , 1  - 2 7 8  

+ 2 2 1 ,7 - 1 2 8 2  
- 2 , 7  - 1 675 

+ 7 6 , 1  - 1 6 1 9  

+ 96,4 + 70 

+ 4 8 , 3  - 5 8 4  

+ 1 5, 5  - 305 

+ 3 9 , S  - 5 7 3  
- 9 1 , 8 - 462 

- \ \ ,4 - 6 7 0  

+ 26,3  - 1 4 8 
+ 2 30,4 + 1 2 3  

- 2 3 ,9 - 1 6 2  

+ 4 4 ,9 - 1 7 4 1  
+ 1 2 , 3  - 1 9 9 ·' 
- 1 , 4 - 1 606 
+ 1 9 , 1  - 2 3 4 6 
- 76,3 + 9 5 2 7  

+ 35,S  - 1 9 2 3  
- 1 0,0 + 98 
+ 6 , 5  - 2 0 1  
- 2 7 ,2 - 4 7 5  
+ 1 02 ,6 - 3 3 74 

- 4,8  + 1 4  

+ 50,3 -I 1 0 1  
+ 3 , 1  - 932 

+ 49,7 + 85 

+ 3,2  - 2 0 3  

N " 
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P,o<lukt I Pmtlul-.tlU':'1eil lIIlUIlJ; 
N, MC'ngC' I 

1 203 1 0  Propan flüssig 50 586,0 
1 20320 Propan- Butan -Gemisch f l .  1 9 2 2 3 ,8 
1 20330 Butan f lüss ig I 237,5 

Summ� Flüssiggas 7 1 04 7,3 

1 00020 rlugbenzinc 2 1 52 ,7  

200050 Regular 1 00 7 1 3 ,7 
200040 Premium verbleit 364 739,4 
200030 Prcmium IInverblcit 0,0 

Summ� Vergasnkraft st oH 4 6 5 4 5 3 , 1  

300060 Benz ine  M K  0,0 
300 1 00 Test! >enzine r.. I K  0,0 
300 1 30 Kerosen r.. I K  0,0 
300 1 60 Guöl r..I K  0,0 
3002 1 0  Spind/Schmicröl r.. 1 K 0,0 
1 00290 And. E rdälprod. M K  0,0 

SU01m� Min�ralölprod. MK 0,0 

400070 Benzine \XIV A 0,0 
400090 Testbenzine WVA 0,0 
400 1 1 0  Kerosen WVA 0,0 
400 1 50 Gasöl WVA 0,0 
400200 Heizöl  WVA 0,0 
4002 1 0  Heizöl WV A ,  Zollbeg. 0,0 
400220 Spind/Schmieröl WV 0,0 
4002 80 And.  Erdölprod. WVA 0,0 

Summ� Min�r3Iölpl"Od. WV A 0,0 

500080 Benzine Hi l fsstoHe 0,0 

1 00 1 20 Flugturbinenkra ftstoH 99 477, 1 

'600 1 40 DieseikraftstoH 3 8 5 794,7 

700 1 70 Heizöl leicht  1 9 3  990,6 

700 1 80 Heizöl mittel I 8 30,2 

700 1 90 Heizöl schwer 7 2 8 04 1 ,9 

800230 Zuber. Schm ierfette 1 1 77,3  
800240 Zuber. Schmieröle 1 5  5 4 4 ,7 
1 00260 Weißöle 0,0 
1 00270 Transformatorenöle 0,0 

Summe Ol� und Fett� 1 6 722-,0 

Erdölproduk tenimporte Österreichs 

J�nlll"r Im Dt'umh('r ,QlJ7 

IX'", I 000 S 

1 29 498 
4 8 6 8 2  

I 8 7 1  

1 80 0 5 1  

1 0 726 

2 3 9 9 4 4  
960 367 

0 

1 200 3 1 1  

0 
0 
0 
0 
0 
0 

° 
0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 

0 

0 

2 1 8 7 7 5  

799 308 

3 5 1  646 

3 229 

920 5 5 4  

2 8 7 2 5  
2 1 3  703 

0 
0 

2 4 2  4 2 8  

G r c n 7 �'crt 511 

2 560 
2 53 2  
I 5 1 2  

2 5 3 4  

4 98 3  

2 38 2  
2 63 3  

0 

2 5 7 9  

0 
0 
0 
0 
0 
0 

0 

0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 

° 
0 

2 1 99 

2 072 

1 8 1 3  

I 764 

1 264 

2 4  399 
1 3  7 4 8  

0 
0 

1 4 4 9 8  

J.JIlOt r h i s  (Jot'mhet tt hhJ 

�'('ng(' I Wrot I 000 S 

49 493 ,4  1 1 2 8 5 3  
1 5 063 , 1  3 5 3 5 7  
6 2  20 I ,8 93 7 1 6 

1 2 6 7 5 8 , 3  2 4 1 9 2 6  

2 860,4 1 3 5 2 9  

90 620,3 2 1 2 3 1 7  
2 4 2 5 9 5 , 1  6 0  I 3 3 9  

57 6 4 3, 7 I H  6 8 5  

390 8 5 9 , 1  958 3 4 1  

32 982,7 77 470 
1 3  7 1 7,6 35 2 0 5  
6 1  1 8 1 , 4 1 34 7 3 4  

4 498,9 1 5 579 
2 3 1  3 75,9 6 4 1 465 

1 6 698,2 4 7 059 

360 4 5 4 , 7  9 5 1  5 1 2  

2 3 1  000,3  4 3 2 998 
1 3 ,5  94  

1 8 1 ,8 4 1 4  
57 1 599,9 I 033 9 3 4  

8 695,5 , 7 8 3 7  
9 4 8 3 , 3  1 1  608 

1 74 7 5 2 ,4 202 669 
1 2 4 1 76,5 2 1 0 8 3 3  

1 1 1 9 903,2 1 900 3 8 7  

1 8 3 ,3  37 1 

4 5 777,4  92 1 6 4 

, 4 2 7  1 92 , 4  8 3 8  869 

70 779,9 1 26 5 8 1  

0,0 0 

650 08 1 ,3 7 3 2 927 

I 406 , 1  3 3 1 1 3 
2 1  607,2 2 7 2 095 

3 2 4 1 ,7 2 8 263 
4 4 5 , 4  4 73 7  

2 6  700,4 338 208 

G r cll l "' t'rI 5 / 1  

2 2 80 
2 3 4 7  
I 507 

1 909 

4 730 

2 34 3  
2 4 79 
2 5 1 0  

2 4 5 2  

2 34 9  
2 566 
2 202 
3 4 6 3  
2 772 
2 8 1 8  

2 6 4 0  

I 874 
6 96 3  
2 277 
I 809 

90 1 
I 2 2 4  
I 1 60 
I 698 

1 697 

2 02 4  

2 0 1 3  

I 964 

I 7 8 8  

0 

I 1 27 

2 3 5 5 0  
1 2 593 

8 7 1 9  
1 0 6 3 5  

1 2 6 6 7  

V (' r .1 11 d f' r u 11 � ,' li 

Menl::e' q6 C ; n onl ... ,'!t Sir 

- 2 , 2  - 280 
- 2 1 ,6 - 1 8 5  
+ 1 00,0 ,;. ) - 5 

+ 7 8 , 4  - 6 2 5  

+ 3 2 ,9 - 2 5 3  
- 1 0,0 - 39 
- 3 3,5  - 1 5 4 
+ 1 00,0 ,:') 0 

- 1 6 ,0 - 1 2 7  

+ 1 00,0 ,:' ) 0 
+ 1 00,0 '; ) 0 
+ 1 00,0 '; )  0 
+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00,0 " )  0 

+ 1 00,0 " ) 0 

+ 1 00,0 " ' )  0 
+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00,0 ,: )  0 
+ 1 00,0 ,:.) 0 
+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00,0 ':')  0 
+ 1 00,0 ,: ) 0 
+ 1 00,0 ,:') 0 

+ 1 00,0 · )  0 

+ 1 00,0 ,: )  0 

- 5 4 ,0 - 1 86 

+ 1 0 ,7 - 1 08 
- 63,5  - 2 5  
- 1 00,0 0 

- 1 0,7 - 1 .37  

+ 1 9, 4  - 8 49 
+ 39,0 - I  1 5 5 
+ 1 00,0  " )  0 
+ 1 00,0 �)  0 

+ 59,7 - 1 8 3 1  

IV 00 
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Produk, I ProdukrbC'l eichnung 
J�nner bis Del<mber 1987 

N r .  
Menge , W'en 1 000 S G rC'nl 9.lut 5/1 Menge t 

950 1 00 Petrol koks n. Kalz in .  0,0 0 0 �o �0 1 .7 
950200 Petrol koks Kalzin .  0,0 0 0 7 6 063,3 

Summe Petrolkoks 0,0 0 0 1 1 6 4 (,5,0 

900360 Straßenbaubitumen 2 2 2 7 2 9 , 5  3 59 308 1 6 1 3  2 2 1  1 8 8 .0 
900370 Sonstiges Bitumen 7 6  I �O,2 1 3 2 986 1 7 4 7  60 72 1 ,0 
900 380 Sonst. Bitumen RUckst. 8 050,7 - 2 3 2 3 3  2 8 86 7 579,8 
900400 Natürl .  Bitumen u .  Asphalt I 933,4 1 0 8 1 7  5 5 95 � 650," 
9004 1 0  Bitumenhält .  M ischung 1 0 6 1 2,0 44 003 � \ 4 7 8 4 7 3 , 2  

Summe Bitumen 3 1 9  �65,8 570 3 4 7  1 7 8 5  3 0 2  6 1 2,� 

Summe Mineulälprodukte 2 2 8 3  9 75,� 4 497 3 7 5  1 969 3 640 6 27,8 

Nicht zuordenbar 
( 1 98 8  neue Gliederung) 1 1 84 007,7 Z 704 6 7 2  2 284 

Buichtigte Summe 
Mineralölprodukte 3 467 983,1  7 20 2 047 2 077 J 640 627,8  

Quel l e :  OESTZ 

J�nncr bis Dezember 1 988 

Wen 1 000 S G r enl ""C'r( SII 

H 29 1 1 096 
1 69 302 2 2 2 6  

2 1 3  593 1 8 34 

3 1 6 690 I 4 3 2  
9 1 206 1 50 2  
1 8  \ 8 3 2 3 99 
20 1 2 3  " 3 2 7  
4 7 050 5 5 5 3  

493 2 5 2  I 630 

6 90 1 660 I 8 96 

6 90 1  660 I 896 

V e r :l n d e r u n g e n  

Menge % G, rr11 ... ' c:: r t  SIt 

+ 1 00.0 " )  0 

+ 1 00,0 �) 0 

+ 1 00,0 ·) 0 

- 0,7 - 1 8 1  
- 20,3 - 2 4 5  
- 5 , 8  - 4 8 7  
+ 1 40,5 - 1 268 
- 20,2 + 1 406 
- 5,3 - 1 55 

+ 59,4 - 7 }  

+ 5,0 - 1 8 1  

N '" 
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Entwicklung der Struktur der  Erdölprodukten importe nach Ländern 
in  1 000 t 

4000 
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Erdölproduktenexporte aus Österreich 

Produk, I Produktbezeichnung 
Jjnncr bis Dezcmber 1986 Jlnllcr  bis  DCHmbcr 1987 

Nr.  
Menge 1 'leIm I 000 S Grenzwert S/t Menge ( W", I 000 S 

2 7 1 1 20 Propan 529, 1 2 409 4 5 5 3  739,9 1 622 
2 7 1 1 30 Propan-Butan-Gemisch 3 699,4 1 2 5 5 5  3 394 5 9 1 9,6 1 3  266 
290 1 1 2  Butan 1 6 2 5 ,0 6 8 8 3  4 2 36 1 57 2 ,2 3 400 

Summe Flüssiggas 5 853,5 21  847 3 73 2  8 23 1 ,7 1 8 2 8 8  

2 7 1 0 1 1  Flugbenzin 0,0 0 0 2 1 ,6 2 4 4  

27 1 0 1 2  Normalbenzin 7 5 9 5 2 , 1  1 7 8 3 6 5  2 34 8  1 1 3 3 1 0,2 2 4 1 3 4 2  

2 7 1 0 1 3  Superbenzin 1 1 0 504,0 292 4 2 1  2 6 4 6  208 00 3 , 3  507 368 

2 7 1 0 1 9  Andere Benzine 0,2 5 2 5 000 0 , 1  6 

Summe Spez.- und Testbenzine 0,2 5 2S 000 0, 1 6 

27 1 03 9  And.  Petroleum 3 40 4 , 2  1 7 008 4 996 4 7 4 7 ,0 2 1 7 2 0  

2 7 1 0 3 1  Flugturbinenkra ftst. 0,0 0 0 7 2 3 1 ,2 1 7 497 

2 7 1 04 1  Dieselkraftstoff 20 779,9 70 3 4 6  3 3 8 5  3 4 2 4 , 3  7 3 4 1  
2 7 1  049 And. Gasöle 1 1 79,6 6 4 79 5 493 1 2 8 5 , 8  6 2 3 1  

Summe Gasöl 2 1 959,5 76 8 2 5  3 498 4 7 1 0, 1  t.l 5 7 2  

2 7 1 05 3  Heizöl leicht 4 8 , 4 2 3 4  4 8 3 5  4 7 ,7 3 1 1 

2 7 1 05 5  Heizöl schwer 207 669, 1 499 1 4 3  2 40 4  0,0 0 

2 7 1 06 5  Schmieröle, Speiseöle 33 402,7 2 1 0 266 6 295 3 3 023,5 1 63 4 1 4  
2 7 1 0 7 1  Zuber. Schmieröle 6 8 65,3 86 975 1 2 669 6 977,8 7 5 4 2 4  
2 7 1 07 5  Zuber. Schmierfette 656,2 1 4 370 21 899 6 1 7,6 1 3  949 
2 7 1 08 1  Weißöle 668,3 9 9 3 4  1 4  865 375,3 4 6 79 
2 7 1 089 And. Mineralöle 1 7 8 8 7,9 1 89 804 1 0 6 1 1 1 3 3 47 ,0 1 2 5  405 

Summe Oie und Fette 59 4 80,4 5 t 1  3 4 9  8 597 54 3 4 1 ,2 3 8 2 8 7 1  

2 7 1 4 1 1  Straßenbaubitumen 2 1 0 5,8 4 02 2  1 9 1 0  8 2 3 , 1  I 7 1 3  
2 7 1 4 1 9 Sonst. Bitumen 2 66 5 , 3  1 0 07 1  3 7 79 2 040,8 6 365 
2 7 1 500 NatUr! .  Bitumen ASP 2 ,0 2 1  1 0 500 50,8 2 1 5  
2 7 1 600 Bitumenhäl t ige M ISe 6 94 2 ,2 4 6 3 5 8  6 67 8  4 96 8 , 1  3 3 0 3 1  

Summe Bitumen t I  7 1 5, 3  60 4 7 2  5 1 6 2  7 882,8  41  324  

2 7 1 490 Sonst. RUckst .  v. Erdöl 2 1 1 ,2 2 03 3  9 626 2 2 2 ,9 2 4 7 3  

Summe Rückstände 2 1 1 , 2  2 033 9 62 6  22 2,9 2 4 73 

Summe Mineralölprodukte 496 797,9 I 659 702 3 H I 408 749,8 1 ,2 4 7 0 1 6  

Quel le :  OESTZ 

Grenz'9.crI SIt 

2 1 92 
2 2 4 1  
2 1 6 3  

2 2 2 2  

1 1  296 

2 1 30 

2 4 39 

60 000 

60 000 

4 5 76 

2 4 20 

2 1 4 4 
4 8 4 6  

2 8 8 1  

6 5 20 

0 

4 9 4 8  
1 0 8 09 
22 586 
1 2 467 

9 3 96 

7 046 

2 08 1  
3 1 1 9 
4 2 3 2  
6 649 

5 24 2  

1 1  095 

1 1  095 

3 05 1  

V e r l n d c r u n c e n  

Menge '+0 Gr('nl9. C' 1 t  S/l 

+ 39,8 - 2 3 6 1  
+ 60,0 - 1 1 53 
- 3 ,2 - 2 07 3  

+ 4 0 ,6 - 1 5 1 0  

+ 1 00,0 * )  0 

+ 49,2 - 2 1 8  

+ 8 8 ,2 - 207 

- 50,0 + 3 5 000 

- 50,0 + 35 000 

+ 39,4  - 420 

+ 1 00,0 " )  0 

- 8 3 ,5 - 1 2 4 1  
+ 9,0 - 6 4 7  

- 78,6 - 6 1 7  

- 1 , 4 + 1 685 

- 1 00,0 0 

- 1 , 1  - 1 3 4 7  
+ 1 ,6 - 1 860 

- 5 ,9 + 687 
- 4 3 ,8 - 2 398 
- 2 5 , 4  - 1 2 1 5  

- 8,6 - 1 55 1  

- 60,9 + 1 7 1  
- 2 3 , 4 - 660 
+ 1 00,0 ';' )  - 6 2 68 
- 2 8 ,4 - 29 

- 3 2,7  + 80 

+ 5,5 + I 469 

+ 5,5 + 1 4 69 

- 1 7, 7  - 290 

"" N 
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E rdölproduk tenexporte Österreichs 

Produk. I Jlnncr bis Dezember 1987 j.:inn('r bIS Deumbc:r 1988 
N r  Produkthr 1 t'ichnung 

Mengt' t lX'm I 000 S Grenzwrft SI! M<ng< • \l'('l t  I 000 5 

1 203 1 0  Prop� n  flLis�ig 7 39,9 I 622 2 1 92 9 4 8 ,6 2 3 36 
1 2 0320 Propall But� n - G(,l1li \ch f I  5 9 1 9,6 1 3 266 2 2 4 1  4 5 7,8 9 3 8  
1 20330 But�n f l li ls ig I 572,2  3 400 2 1 6 3 266,8 4 8 9  

Summ� Flüssiggas 8 2 3 1 , 7 1 8 2 8 8  2 2 2 2  1 6 7 3 , 2  3 7 63 

1 00020 F lughen 7 i nc 2 1 ,6 2 4 4  1 1  296 80,3 662 

200050 Regular  1 1 3 3 1 0,2  2 4 1 3 4 2  2 1 30 73 2 4 3 , 3  1 4 9 5 8 4  
200040 Premi u m  verbleit 2 0 8 003,3 507 368 2 4 39 1 5 7 08 4 ,0 336 709 
200030 Prc m i u m  unverbleit 0,0 0 0 5 1 77,0 1 2 9 7 8  

Summ� Vergaserkraftstoff 3 2 1 3 1 J,5 7 4 8  7 1 0  2 3 3 0  2 3 5  504,3 4 9 9  2 7 1  

300 1 00 Testbell7 ine  M K 0,0 0 0 4 2 ,2 B 7  
3 0 0  \ 30 Kerosl'n M K  0,0 0 0 4 5 75,4 1 9 8 2 8  
300 1 60 C�\til M I\  0,0 0 0 977,2 4 3 4 1 
3002 1 0  Spi nd /Sch m ierol M K 0,0 0 0 29 25Y,3  1 2 2 278 
1 00290 And. E rdölprod. M K 0,0 0 0 3 4 95, 1 36 1 8 4 

Summe Mineralölprod. MK 0,0 0 0 38 3 4 9,2 1 8 2 6 9 8  

400070 Ben7ine WVA 0,0 0 0 1 1  ,6 4 9  
4 00 1 1 0  Kerosen �rv A 0,0 0 0 0 , 1  1 5  
4 0 0 1 50 G�söl  WVA 0,0 0 0 2 1 ,6 1 1 8 
400200 I Ie i7öl  \'(IV:\ 0,0 0 0 2 ,0 1 2  
4 00220 Spind/Scl l I l l icröl  WV 0,0 0 0 8 , 4  268 
4002BO And. Erdölprod. WVA 0,0 0 0 2 5 , 1  5 1 0  

Summe Mineralölprod. WV A 0,0 0 0 68,8  9 7 2  

1 00 1 20 1: lugt u rbinc n kraftstoff 7 2 3 1 ,2 1 7 4 97 2 4 2 0  I 5 5 3 . 5  3 569 

600 1 4 0 Dit'sclkr�fts\off 3 4 2 4 , 3  7 3 4 1  2 1 4 4  4 4 8 , 5  2 5 4 7  

700 1 70 Hciziil le icht 47,7 3 1 1  6 5 20 1 00,7 5 2 1 

700 1 80 Heizöl m ittel  0,0 0 0 0, 1 7 

700 1 90 He i zö l sch wer  0,0 0 0 66,5 7 J  

800230 Zuber.  Schmierfette 6 1 7,6 \ 3  949 2 2  5 8 6  I 2 1 9. 3  2 5 3 5 9  
800 2 4 0  Zuber .  Schm ieröle 6 977.8 7 5 4 2 4  1 0 809 8 2 4 2 , 5  1 00 5 1 8  
1 00260 Weißöle 0,0 0 0 6 1 3 , 4  7 2 5 7  
1 00270 Transformatorenöle 0,0 0 0 4 5 4 1 ,9 35 I B B  

Summ� Oie und F�tte 7 595,4  8 9 3 7 3  1 1  7 6 7  1 4 6 1 7 , 1  1 6 8 3 2 2  

900360 StraßenJ.,aubitumen 8 2 3 , 1  1 7 1 3  2 O B  1 296,0 7 8 4  
900370 Sonstiges Bitumen 2 0 40.8 6 365 3 1 1  9 1 2 8 1 , 1  4 503 
900380 Sons! .  Bitumen R ücks!. 2 2 2,9 2 4 7 3  1 1  095 1 5 3,8  2 3 4 5  
900400 NatOr ! .  B i tumen u. Asphalt 50,8 2 1 5  4 2 3 2  3 4 7 2 1 5  
900 4 1 0  Bitumenhäl! .  M i schung 4 96 8 , 1  3 3 0 3  I 6 64 9  1 4 2 6 4 , 4  6 1  1 3 7 

Summe Bitumen 8 1 0 5� __ 4 J  7 9 7  5 4 03 1 6 0 30,0 6 8 9 8 4  -

G'fm.'clI  SIt 

2 4 63 
2 04 9  
I 8 3 3  

2 2 49 

8 2 4 4  

2 0 4 2  
2 1 4 3  
2 507 

2 1 20 

2 062 
4 3 3 4  
4 4 4 2  
4 1 79 

1 0 3 4 7  

4 764 

4 2 2 4  
50 000 

5 4 6 3  
6 000 

3 1  905 
20 3 1 9  

1 4  1 2 8 

2 2 97 

5 679 

5 1 7 4 

70 000 

I 098 

20 798 
1 2  1 95 
1 1  8 3 1  

7 7 4 7  

1 1  5 1 5  

2 64 9  
3 5 1 5  

1 5 2 4 7  
6 1 96 
4 2 8 6  

4 3 0 J  

V c ,  .. n d � , u n c (' n  

M<ng< % G ' C' n 7 wr r '  SI, 

+ 2 8 , 2  + 27 1 
- 9 2 , 3  - 1 92 
- 8 3 ,0 - 330 

- 79,7 + 2 7  

+ 2 7 1 , 8 - 3 05 2 

- 3 5 , 4  - 8 8  
- 2 4 , 5  - 296 
+ 1 00,0 ")  0 

- 26,7 - 2 1 0  

+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00.0 " )  0 
+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00,0 " )  0 

+ 1 00,0 · )  0 

+ 1 00,0 ' ) 0 
+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00,0 " )  0 
-I 1 00,0 " )  0 
� 1 00,0 " )  0 
- I 1 00,0 " )  0 

+ 1 00,0 " )  0 

- 7 8 .5 - 1 2 3 

- M6,9 1 3 5 3 5  

+ 1 1 1 , 1  1 1 46 

+ 1 00,0 " )  0 

+ 1 00,0 " )  0 

+ 97,4 - 1 7 M 8  
+ I B, I � I 3H6 
+ 1 00,0 " )  0 
+ 1 00,0 " )  0 

+ 92,4  - 2 5 2  

- 6 4 ,0 -I 568 
- 37,2 � 396 

- 3 1 ,0 1 4 1 5 2 
- 3 1 , 7 1 1 964 
+ 1 8 7 , 1  - 2 363 

+ 9 7 , 8  - 1 1 00 '" '" 
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Produk, I JJnntr bis Dttcmher 1987 

Nr. 
Produklbe l C'ichnung 

M<ng< , WH< 1 000 S Grenzwert S/t 

Summe Mineralölprodukte 355 9 7 1 , 1  9 2 5  5 6 1  2 600 

Nicht zuordenbar 
( 1 9 8 8  neue Gliederung) 5 2  7 7 8 , 7  J 2 1 4 S 5  6 09 1  

Berichtigte Summe 
Mineralölprodukte 408 7 4 9 , 8  1 2 4 7 0 1 6  3 05 1  

Quelle : OESTZ 

... 

J.1nntr bIS Dtztmbtr 1 9 8 8  

Menge t WH< 1 000 S Grellz ... tn SIt 

3 0 8 4 9 2 , 2  9 3 1  3 8 9  3 0 1 9  

- - -

3 0 8  4 9 2,2 93 1 3 8 9  3 0 1 9  

V C' r l n d C' r u n g c n  

M<ng< 'Mo G, en19' trl Sh 

- t J ,3 + 4 1 9  

- -

- 2 4 , 5  - J 2  

� � 
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Importpreise 

Eine Betrachtung der Importpreise von Rohöl 
und Produkten zeigt, daß die Firmen zum Teil zu 
stark unterschiedl ichen Konditionen einkaufen .  Das 
\" erhaltnls zwischen der Firma mit dem bi l l Igsten 
und jener mit dem höchsten Einstandspreis 
(Durchschnitt 1 98 8 )  betragt bei 

Rohöl 
Normalbenzin 
Superbenzin 
Dieselkraftstoff 

1 : 1 . 1 4  
1 : 1 ,25 
1 : 1 , 1 5  
1 : 1 ,22 

Von der Importpreisseite ist jedenfalls preispoliti­
scher Spielraum für Wettbewerb gegeben. 

Ein Einstandspreisvergleich bei Heizöl war aus 
statistischen Gründen nicht s innvoll (verschiedene 
Qual itäten sind in einer statistischen Posit ion 
zusammengefaßt) . 

Preise für importierte Energieträger 
frei österreichische Grenze im Jahresdurchschnitt 

Eraol Steinkohle I Erdgas Jlhr 
Osterrell.:hlT onnen Omrr<lchlTonn,n !O."rr<lChl i 000 m '  

60 497 I 483  I 6 1  473 -159 

3 5  

Erdol Ero�.is 
J ln r  

02 465 H ol  
63 4b} 4 3 3  

64 467 425 
oS 460 -1 1 7  

66 4SC  409 

61 4S6 400 
68 464 395 372 

69 46S 395 3 8 1 

7: 488  4 5 9  390 
7 1  5 3 5  5 5 3  380  
72 52 1 505 352  
73 6G3 4 56 3 0 1  

74 I 71 C 633 362 
75 I 547 I C 7 5  792 
76 I 683 998 843 
., .,  1 1  1 674 982 I 02 1 
7 I 4 8 2  I 872 I 1 9 1  
79 2 007 948 I 1 99 

S C  3 1 76 990 I 883  
' I  -1 35 I I 3 8 5  2 77 1  
2 4 1 64 I 4 1 1  2 766 

�3  4 040 I 1 86 2 45 1  
,4 4 34 I I 1 87 2 5 56 

85 4 3 1 3  I 364 2 9 1 1  

6 1 8 3 2  I 084 I 842 
8 7  I 7 5 5  829 1 1 40 
S I 455  7 7 3  I 068 

Quel le : OESTZ 

6 
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PREI SE  FÜ R I M PORTI ERTE EN ERGI ETRÄG ER 
FREI ÖSTERREI CH I SCH E GRENZE 

I M  JAH RESDURCHSCH N ITT 

4500 

4000 

3500 

3000 

2500 

2000 

1 500 

1 000 

70 72 

ERDÖL 

I 
74 

I 
76 

S/t 

STEIN KOHLE S/t 

MAI 1989 

I I 
78 80 

JAHR 

--

I 
82 

I 
84 

" 

.' I 

l 
l 

I 
86 

- ERDGAS S/1 000 m3 

\ 
\ 
--

I 
88 
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1 . 4 . 2 .  Importeure 

Die importierenden Mineralölfirmen, die Mit-
glieder des Fachverbandes der Erdölindustrie sind : 

ÖMV Aktiengesellschaft 
Shell :\umia Aktiengesel lschaft 
Agip Austria Aktiengesellschaft 
BP Aumia Aktiengesellschaft 

37 

- Mobil Oi l  Aumia Aktiengesel lschaft 
- Esso Austria Aktiengesellschaft 

Selbstverbrauchende Importeure sind nicht Mit­
g l ieder des Fachverbandes der Erdölindustrie. 

Importierende Handler gehören dem Bundesgre­
mium des M ineralölhandels an.  
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2.5 .  Produktpaleue und Inlandsdeckung ' )  

I 1 1  1 1 1  

V(',klUf�- In"nd.· VC'rklUfs- Inl,nd.· Verkaurs- Inl,nd.· Verkaufs· 
menge (t)  dn kung (S) rnrngr (,)  drckung (S) mengc ( I )  drckunß (S) m('nce (t) 

Vergaserkrafmoffe . . . . . . .  2 7 2  000 79, 1 4 7 5 000 8 5 ,0 1 36 0 1 3  66,7 367 1 00 

Dieselkraftstoff . . . . . . . . . . . .  1 8 9 500 63,0 3 3 8 700 76,0 8 8 699 4 5 ,7 209 600 

Ofen heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . 1 2 8 000 8 8 ,3 1 73 900 1 00,0 4 8 4 7 2  1 00 1 50 000 

Heizöl leichl /ll1 i llel . . . . . . . . .  1 7 4 1 00 8 3 ,0 1 4 7 700 97,0 2 7 467 1 00 1 0 1  1 00 

Heizöl schwer . . . . . . . . . . . . . .  1 1 3 000 4 4 ,2 1 2 4  700 69,0 66 4 5 6  3 6 , 1 1 65 800 

ehern. Rohprodukte . . . . . . . .  - - - - - - -

Sonstige ') . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 1 9 900 4 5 , 5  1 4 8 700 66,0 1 6 904 1 0, 1  1 1 5 000 

') E. R,H,",,;r Sch.'<ch . .  1988 

')  FllIssigglS. So!\'enu, Petroleum, Flugl reibnoHe, SchmitrölC',  SpinddölC', Bitumen u s""" 

IV V 

Inbnds- Vcrkaurs-
drckung (S) menge: (t) 

86,3 2 36 600 

73,8 1 3 1  700 

97,4 74 200 

9 4 ,6 43 1 00 

5 1 ,8 3 8 200 

- -

59,7 73 400 

In!>nd.· VC'rk.�uh-
drckung (S) menge (lI  

56,0 6 9 2 000 

5 4 ,0 639 000 

1 00,0 300 900 

1 00,0 4 60 400 

1 00,6 375 800 

- -

8 5,0 3 2 5  1 00 

V I  

Inl:and, 
drckunß I S )  

96, 1 

R R ,6 

1 00,0 

1 00,0 

97,0 

-

95,0 

I#J 00 
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2.6 .  Verarbeitungsbetriebe (Raffinerie) 

Die Verarbeitung von Rohöl und Halbfabrikaten 
zu Fenigprodukten erfolgt in Österreich in der 
Raffinerie Schwechat, dem Verarbeitungsbetneb 
der Firma van Sickle und einigen Mischanbgen für 
Heizöl extra leicht. Die Deckung des osterreichi­
schen Marktes je Produkt durch die Raffinerie 
Schwechat wird auf der folgenden Tabelle für die 
Jahre 1 987 und 1 9 8 8  dargestellt. 

Der hohe Deckungsanteil von rd . 73% Im 
Bulk-Supply durch Schwechat ist jedoch Im 
internationalen Kontext zu prüfen:  
• Die internationale Liberalisierung des Außen­

handels läßt den Begriff von nationalen 
Mineralölmärkten immer mehr verschwinden. 
Vom Westen (vor allem Raffineriezentrum 
lngolstadt) und Süden (norditalienische Raffi­
nerien) her gibt es keine "Versorgungsgrenze" 
mehr. Für die Versorgung aus dem Osten (vor 
allem Bratislava, Szazhalombana, jugoslawische 
Raffinerien) verlien der Zollschutz immer mehr 
an Relevanz. 

39  

• Beim Osten kommt noch dazu, daß der  Expon 
\"on �lineralölprodukten In den Westen auch 
:lU S  Handelsbilanzgründen (Devisenbeschaf­
fung) Immer starker forcien wird .  (Im Unter­
schied zur österreichischen Handelspolitik oder 
auch zB zu den EG-Binnenmarktgrundsatzen 
bleiben aber die östlichen Märkte für Mineralöl­
produktenimpone aus dem Westen im allgemei­
nen noch geschlossen). 

• Zusätzlich erleichten wird der internationale 
Produktengroßhandel durch den Ausbau der 
logistischen Möglichkeiten. Die Donau mit 
ihren zahlreichen, immer besser ausgebauten 
Häfen und Erdölumschlagsmöglichkeiten bietet 
sich immer mehr als Handelsstraße für Ölpro­
dukte an. Zahlreiche Ölraffinerien (Szazhalom­
bana, Bratislava, Schwechat usw.) liegen an der 
Donau. Mit der Eröffnung des Rhein-Main­
Donau-Kanales wird sich diese Rolle der Üonau 
als Versorgungs-Schiene nochmals kräftig ver­
stärken, zumal dann auch Rotterdam direkt am 
Wasserweg mit der Donau verbunden sein wird. 
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Markt- und Absatzsituation Jahr 1 9 8 7/88 

�1enge Ln Tonnen 
Marktdeckung In "" 

Flüssiggas . . . . . . . . . . . . . 

Flugbenzin . . . . . . . . . . . . .  

Normalbenzin . . . . . . . . . .  

Superbenzin verbleit . . . . .  

Superbenzin unverbleit . . .  

Su-Ratio . . . . . . . . . . . . . .  

Fahrbenzin . . . . . . . . . . . . 

Spezial/T estbenzin . . . . . .  

Benzinkomponente . . . . . .  

Petroleum . . . . . . . . . . . . .  

Flugpetroleum . . . . . . . . . . 

Dieselkraftstoff . . . . . . . . .  

Ofenhelzol . . . . . . . . . . . .  

Heizöl leicht . . . . . . . . . 

davon Heizöl 2000 R . . . . 

Heizöl mittel . . .  . . . . . . . .  

Heizol schwer . . . . . . . . . .  

Spezial/Schmieröle . . . . . .  

Bitumen . . . . . . . . . . . . . . .  

Mineralölprodukte . . .  . . .  

Rohstoff fur Petrochemie . 

Sonstige Produkte . . . . . . .  

Ausstoß Inland 

Ausstoß Ausland 

Ausstoß Gesamt 

. . . . . . . . 

. . . . . . . .  

. . . . . . .  . 

1 98 7  

OSlnrclcn ö�!v· 
Vcrorauen AUSStell 

1 3 1  778 82 739 

2 220 0 

665 438 492 673 

I 775 960 I 349 630 

57 032 46 878  

73,37 73,92 

2 498 430 I 889 1 8 1  

2 1  797 8 9 1 3  

3 482 25 

1 5 427 1 9 924 

2 1 6 549 2 1 5  1 2 1  

1 602.394 1 32 1 1 90 

1 253. 0 1 7  I 1 1 1 669 

1 2 1 7  1 80 959 792 

0 342 308 

1 36 242 1 2 1  426 

1 523 8 5 1  907 4 56 

205 268 48 944 

5 3 1  605 22 1  089 

9 359 240 6 907 469 

468 940 

34 1 97 

7 4 1 0 606 

408 065 

7 8 1 8  67 1  

' )  Deckung e x  Sch ... « "  . .  und Burgh,usen ( 1 5 1 963 t ) :  8 1 ,8% 
1) davon Scnmlcrole ;  4 8  956 [ I) Deckung C'x Schwecnal und Burghausen: " t7,*, 

1 98 8  

�1arkt- Osterrel,n OMV. 
deckung Verbrauch Ausstoß 

62,79 1 2 5 425 73 202 

0,00 2 086 0 

74,04 683 665 544 947 

75,99 1 67 1  823 1 289 502 

82,20 202 526 1 49 644 

73,27 72,53 

75 ,6 1 2 55 8 0 1 4  1 984 093 

40,89 1 5 450 9 824 

0,72 8 86 1 2  

1 29, 1 5  24 052 2 8 839 

99,34 280 785 247 O l l 
8 2.45 1 8 1 2 792 1 330 637 

8 8,72 1 209 02 1 I 032 030  

78 ,85  1 0 5 1 .370 8 8 9 273 

0,00 0 35 1 96 1 

89, 1 3  1 1 6 045 1 07 576 

59,55 I 275 662 68 4  598 

23,84 1 70 996 5 8  807 2) 
4 1 ,59 502 283 229 028 

73.60 9 1 44 867 6 674 930 

532 8 1 0 

34 022 

7 24 1 762 

323 704 

. 7 56 5 466 

87/88 

MUKt- ..,.. 1 - m �  
decKung Verbrauch ÖMY 

58 .36 -4,82 - 1 1 ,53 

0,00 -6,04 C,OO 

79,7 1 2,74 1 0.61  

77, 1 3  - 5,86 -4,46 
73,89 255 , 1 1  2 1 9,22 

77,56 2,38 5,02 

63,59 - 29, 1 2  1 0,22 

1 ,35  - 74,55 - 52,00 

1 1 9,90 55,9 1 � d 7 <  . ' ,_ ... 

87,97 29,66 1 4 ,82 

73,40 I) 1 3 , 1 3  0,72 

8 5,36 - 3,5 1 - 7, 16  

84,58 - 1 3,62 - 7,35 

0,00 0,00 2,82 

92,70 - 1 4,82 - 1 1 ,4 1  

53,67 - 1 6,29 -24,56 

34,39 - 1 6,70 20, 1 5  

45,60 - 5,52 3,59 

72,99 ') - 2,29 - 3,37 

1 3,62 

-0,5 1 

- 2,28 

-20,67 

- 3,24 
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2 .6 . 1 .  Vertragliche Bindungen (AWP-Vertrag, 
Verarbeitungsvenräge) 

Die Adria-Wien-Pipeline-Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung wurde im Jahre 1 967 gegrün­
det. 

Gesellschafter sind folgende Gesellschaften 
(Stand Mai 1 989) : 

Gesellschaften: 

ÖMV Aktiengesellschaft 
Agip Aumia Aktiengesellschaft 
Esso Austria Aktiengesellschaft 
The British Petroleum Company p.! .c. 
Mobil Oil Austria Aktiengesellschaft 
Shell Aumia Aktiengesellschaft 

Geschäfts­
anteile : 

55 ,0% 
4,0% 
6,5% 
7,5% 

1 2 ,5% 
1 4 ,5% 

Die Gesellschaft wurde zum Zweck des Baues 
und Betriebes einer Pipeline vom Anschluß an die 
Transalpine Pipeline ("T AL") in Würmlach/Kärn­
ten bis zur Raffinierie Schwechat sowie zum 
Abschluß von Durchsatzvereinbarungen mit TAL 
gegründet. Energiepolitische Grundlage hiefür war 
das mit der österreichischen Bundesregierung 
akkordiene Prinzip, die Verarbeitung von Rohöl, 
insbesondere auch der heimischen Produktion, zur 
Gänze in einer modernen Raffinerie der ÖMV AG 
zu konzentrieren, dieser Raffinerie aus neutralitäts­
politischen, aber auch winschaftlichen Erwägungen 
durch einen mit den in Österreich tätigen 
internationalen Ölgesellschaften gemeinsam er­
schlossenen Pipeline-Zugang zu einem günstig 
gelegenen Mittelmeerhafen die einseitige Abhängig­
keit von bestimmten Rohöltransponwegen zu 
ersparen, und schließlich durch Abschluß von 
Lohnverarbeitungs- und Produktkaufvenrägen 
zwischen ÖMV AG und den anderen Gesellschaf-_ 
tern des A WP-Systems letzteren die aufgrund ihrer 
Pipeline-Beteiligung erforderliche Verarbeitungs­
möglichkeit ebenso zu sichern, wie der Raffinerie 
eine angemessene Auslastung. Die ursprünglich 
vorgesehene Errichtung einer weiteren gemeinsa­
men Raffinerie im Raum Graz unterblieb schließ­
lich, weil die Bedarfsentwicklung dies wirtschaftlich 
nicht gerechtfenigt hätte. 

Nähere Regelungen wurden in einem Syndikats­
venrag sowie in einem Gesellschaftsvertrag getrof­
fen, die den internationalen Usancen von Pipeline­
Gesellschaften entsprechen. 

Der SyndikatsVenrag und ein Memorandum 
regeln ua. die einzelnen Beteiligungen, die Über­
nahme von Anteilen, Beschlußfassungen der Gesell­
schaft, Geschäftsführung und Kontrollorgane, Ver­
trag mit TAL sowie Kapazitäts- und Durchsatzan­
gelegenheiten. Insbesondere ist in letzterem Zusam­
menhang das Prinzip "ship or pay" von Bedeutung, 
das jeden Gesellschafter, der seine Mindestdurch­
satzverpflichtung nicht erfü llt, dazu verpflichtet, die 
aus dieser Durchsatzunterschreitung entstehenden 
finanziellen Nachteile zu tragen. 

In den letzten drei Jahren wurden folgende 
Mengen an Rohöl durch die Pipeline durchgesetzt : 

1 986  
1 98 7  
\ 9 8 8  

6 334 983 t 
6 33 \  620 t 
5 827  637 t 

Seit Inbetriebnahme der .'\dria-W·ien-Pipeline im 
Jahre 1 971:; haben die Gesellschafter der A WP­
GmbH bzw. ihre inland ischen Tochtergesellschaf­
ten mit ÖMV AG jeweils die obgenannten 
längerfristigen "Vereinbarungen über Lohnverar­
beitung und Produktenkäufe" abgeschlossen. 

Die derzeit gültigen Vertrage wurden vom 
I .  Jänner 1 98 8  auf die Dauer von vier Jahren, das ist 
bis 3 1 .  Dezember 1 99 1 ,  fix vereinban und verlän­
gern sich automatisch um jeweils ein Kalenderjahr, 
fal ls  sie nicht im jeweils letzten Venragsjahr 
aufgekündigt werden. 

In den Venrägen verpflichten sich die Venrags­
panner, im einzelnen definiene Mengen an Rohöl 
bestimmter, umweltschutzorientiener Qualitäten in 
der Raffinerie Schwechat der ÖMV AG verarbeiten 
zu lassen (bei Nichterfüllung Pönalezahlung) und 
weiters bestimmte Mengen an Fenigprodukten über 
die gesamte Palette der Produktion von der ÖMV 
AG zu Raffinerieabgabepreisen zu kaufen. Darüber 
hinaus sind Zusatzkäufe vorgesehen, deren Bedin­
g ungen zwischen ÖMV AG und dem jeweiligen 
Lohnverarbeitungspanner individuell nach der im 
Hinblick auf Alternativversorgungsmöglichkeiten 
erforderlichen Konkurrenzfähigkeit auf monatli­
cher Basis vereinban werden. Kommt es zu keiner 
Einigung über deranige Konditionen, entfallen für 
den jeweiligen Monat die Abnahme- und Lieferver­
pflichtung für das betreffende Produkt. 

Insgesamt wurden in den letzten drei Jahren im 
Rahmen dieser Verträge bei ÖMV AG folgende 
Mengen an Rohöl verarbeitet bzw. Produkte bei 
ÖMV AG gekauft : 

1 986 
1987 
1988  

Rohöl 

\ 896 877 t 
\ 767 988 t 
I 803 526 t 

Produkte 

2 054 593 t 
2 070 867 t 
1 93 1 467 t 

2.6.2. Wettbewerbspolitische Beuneilung der 
A WP -Verträge und der Verarbeitungsvenräge 

Der gesamte Rohölimpon geht über die A WP. 
Dieser Impon wurde bisher ausschließlich von den 
Gesellschaftern der A WP-Gesellschaft m.b.H. getä­
tigt. Es ergibt sich die Frage, ob in dieser Tatsache 
eine Beschränkung des Wettbewerbs liegt bzw. ob 
diese beabsichtigt wurde. 

Der A WP-Venrag erlaubt gundsätzlich Dritten 
(Außenseitern) die Adria-Wien-Pipeline (A WP) zu 
gleichen Bedingungen ("ohne Diskriminierung") zu 
benützen. 

In den Anhörungsverfahren wurde seitens der 
Mineralölfirmen darauf hingewiesen, daß Dritte 
bisher kein Interesse an Rohölimponen über die 
Adria-Wien-Pipeline zeigten. Seitens der Gesell-
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schaftem der A WP-GmbH. so wurde betont, 
bestünden keine grundsatzl ichen Einwande gegen 
Rohölimporte über die :\ WP durch Dritte. Es 
müßte der Transport und die Verarbeitung durch 
die ÖMV nur zu gleichen Bedingungen erfolgen, 
wobei die Vertragspanner gegenüber Dritten nicht 
benachteiligt werden dürften. 

Der A WP-Vertrag enthält hinsichtlich der 
Nutzung der Pipeline durch Dritte keine .determi­
nierte Festlegung (Art. XVIII),  sodaß eventuelle 
Interessenten nicht absehen können, unter welchen 
Bedingungen und Kosten sie die A WP nutzen 
können. Dazu kommt noch, daß zumindest die voll 
ausgelastete Konversionsanlage der Raffinerie 
Schwechat eine volle Verarbeitung nach Transport 
nicht immer gewährleistet. 

Der Paritätische Ausschuß für Kartellangelegen­
heiten konnte im Anhörungsverfahren nicht eindeu­
tig feststellen, ob eine Benützung der A WP durch 
Dritte in der Vergangenheit unterblieb, weil dies 
tatsachlich n icht von Interesse war oder ob die 
Bestimmungen der Verträge einer entsprechenden 
Vereinbarung hinderlich waren. 

Der A WP-Vertrag und die Verarbeitungsver­
träge haben eine Beschränkung des Wettbewerbs 
bewirkt (nicht zuletzt, weil im Zuge ihres 
Abschlusses der Bau einer zweiten Raffinerie 
unterblieb) und sind aus heutiger Sicht als 
Wirkungskartelle zu qualifizieren. Es liegt an den 
Amtsparteien (Österreichischer Arbeiterkammertag, 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, Fi­
nanzprokuratur, Präsidentenkonferenz der Land­
wirtschaftskammern) die Registrierung dieser Ver­
träge zu verlangen, in deren Rahmen eine Prüfung 
der volkswirtschaftlichen Rechtfertigung zu erfol­
gen hätte. 

In einem solchen Verfahren könnte sichergestellt 
werden, daß die Zulassung Dritter unter deutlich 
ausformulierten angemessenen Bedingungen vorge­
sehen wird. 

2.7.  Vertriebswege 

Bei Analyse der Wettbewerbssituation im Ver­
trieb von Erdölprodukten ist zu unterscheiden 
zwischen 
• Vertrieb über Tankstel len (mehr als 95 % des 

Vergaserkraftstoffes und weniger als die Hälfte 
des Dieselkraftstoffes), 

• Vertrieb an Großabnehmer (Händler und 
Verbraucher). An Händler vor allem Ofenheizöl 
und Heizöl Leicht, an Verbraucher vor allem 
Dieselkraftstoff und Heizöl Schwer, 

• Vertrieb an Kleinabnehmer, vor allem Haus­
halte (Ofenheizöl und Heizöl Leicht) über den 
regionalen Brennstoffhandel. 

Die für diese Aktivitäten jeweils geltenden 
Voraussetzungen und damit oft auch die jeweiligen 
Wettbewerber sind verschieden. 

2.7. 1 .  Tankstellennetz 

Tankstellennetz zum 3 1 .  Dezember 1 9 8 8 :  
Esso 
Shell 
BP 
Mobil 
ÖMV Hag 
Total 
Agip 
Aral 
Landwirtschaftliche Genossenschaften 
Avia 
Stroh 
Avanti 
Turmöl 
Sonstige 
Insgesamt 

359 
549 
2 5 1  
3 5 8  

1 003  
1 27 
1 6 3  
237 
1 7 1  
1 70 
1 2 8  
79 
36 

430 

4 06 1  

43  

2 .7  . 1 . 1 .  Rechtliche Modelle des  T ankstellenbetrie­
bes (z.B. Agenturverhältnisse, Eigenhändler) 

Die rechtlichen Organisationsformen des Tank­
stellengeschäftes sind in der Praxis sehr vielfältig 
und lassen sich nicht in einem einheitlichen Modell 
darstellen. 

Unter dem Blickpunkt der Investitionen ist 
zunächst zu unterscheiden zwischen Tankstellen, 
die von Mineralölgesellschaften errichtet werden 
("firmeneigenen Tankstellen"), und solchen Tank­
stellen, die von unabhängigen Unternehmern 
errichtet wurden, wobei das Tankstellengrundstück 
in beiden Fällen entweder im Eigentum des 
Tankstellenerrichters steht oder angernietet wurde. 
Auch in den Fäl len, in denen Tankstellen von 
unabhängigen Unternehmern errichtet werden, 
stellen Mineralölgesellschaften häufig beträchtliche 
Investitionen, und zwar in Form von Sachleistungen 
oder finanziellen Zuschüssen, zur Verfügung. Der 
Umfang der finanziellen Beteiligung bzw. Vorlei­
Stung beeinflußt wesentlich die Höhe der Vergü­
tung (Provision) bzw. des Einstandspreises des 
jeweiligen Tankstellenbetreibers, die im Einzelfall 
ausgehandelt und vertraglich festgelegt wird. 

Bei firmeneigenen Tankstellen wird in der Regel 
zwischen der Mineralölgesellschaft und dem 
Betreiber der Tankstelle ein Tankstellenüberein­
kommen abgeschlossen, womit dem Betreiber der 
gesamte Betrieb der Tankstelle verpachtet oder zur 
Führung überlassen wird. Der Vertrag enthält 
insbesondere Regelungen über den Betrieb und die 
Erhaltung der Tankstelle, den Warenvertrieb sowie 
Einkaufspreise bzw. Vergütungen. 

In den Fäl len, in denen der Betreiber der 
Tankstelle auch selbst Eigentümer der Tankstelle 
ist. werden zwischen ihm und dem jeweiligen 
Lieferanten (Mineralölgesellschaft) Belieferungsab­
kommen abgeschlossen. Darin wird dem Lieferan­
ten in der Regel ein ausschließliches Belieferungs­
recht eingeräumt, während der Tankstellenbetreiber 
je nach Fall verschiedene Gegenleistungen, Ausstat-
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tungen, Serviceleistungen sowie das Recht auf 
Verwendung der Markenzeichen erhäll. 

Der Verkauf von Treibstoffen erfolgt mehrheit­
l ich im Agenturverh:i.Itnis. In diesen Fällen bleibt der 
Treibstoff nach Anlieferung an die Tankstelle im 
Eigentum der Mineralolgesellschaft. Der Verkauf 
an den Kunden erfolgt durch den Tankstellenbetrei­
ber als Agent im Namen und auf Rechnung der 
liefernden Mineralälgesellschaft. Der Verkaufserläs 
wird - abzüglich der Vergütung des Tankstellen­
betreibers - an die Mineralälgesellschaft abge­
fühn. Zu einern geringeren Teil verkaufen Tank­
stellenbetreiber die Treibstoffe im eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung. In diesen Fäl len wird die 
Ware dem Tankstellenbetreiber vorn Lieferanten bei 
Anlieferung verkauft und in Rechnung gestellt. 

Der Venrieb von Schmiermitteln, Ofenheizäl 
und sonstigen Waren erfolgt überwiegend im 
Eigenhandel . 

Grundsätzlich erfolgt der Betrieb an der Tank­
stelle durch den Tankstellenunternehmer auf Grund 
einer eigenen Gewerbeberechtigung und als selb­
ständiger Kaufmann. 

2 .7 . 1 .2 .  Durchschnittliche Umsätze der Tankstellen 

Gesamtdaten 1 98 8 :  
Vergaserkraftstoffe 
Dieselkraftstoff 
Insgesamt 

8 1 8  m) 
2 1 3  m) 

1 03 1 m) 

Durchschnittliche Tankstellenumsätze 1 98 8  
( in  Liter) 

Verg2ser. 
trelbnotie 

I 1 1 00 000 
II 1 044 000 
III 926 900 
IV 1 043 000 
v . . . 

VI 649 200 

0 Ö  8 1 8  000 
0 CH 8 3 1  000 
o BRD 1 6 1 3  000 

DIeleI-
kraftstoff 

296 00e 
275 000 
226 500 
239 000 

. . . 
1 68 8 00 

2 1 3  000 
. . . 
. . .  

Summe 

1 396 000 
1 3 1 9 000 
1 1 5 3 400 
1 282 ODe 
1 099 000 

8 1 8  CCC 
1 03 1 000 

. . . 

. . . 

Tankstel lenu msatz 1 988 
1 600 

1 400 
I Benz;n 

1 200 
DK . 

� 1 000 
c Q) �  
Cl"C 
e: e: 
Q) Q) 800 E �  � �  

I BH OK 

Vl 
LJ 
<: 600 

400 

200 

0 
1 1  1 1 1  IV V VI 
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2 .7 . 1 . 3 .  Umsätze mit sonstiger Handelsware 

Laut einer Erhebung des Fachverbandes der 
Garagen, Tankstellen- u nd Servicestations

.
unter­

nehmungen für das Jahr 1 9 8 8  beträgt der U ms.atz 
mit sonstiger Handels\l:are 62 Groschen Je Liter 
verkauften Yergaserkraftstoffes. Diese Erhebung 
beziebt sich jedoch nur auf 704 Tankstellen mit 
einem weit überdurchschnittlichen Treibstoffum­
Satz. 

2.7. 1 .4 .  Allfällige rechtliche Regelungen für den 
Folgemarkt bzw. für Dienstleistungen 

Das sogenannte Folgemarktgeschäft an Tankstel­
len umfaßt 

a) den Kleinhandel mit Heizölen;  . 
b) den Kleinhandel mit Kraftfahrzeugersatztel­

. len, Kraftfahrzeugzubehör und Kraftfahr­
zeugpflegemitteln ; 

c) den Kleinhandel mit anderen Waren und 
d) den Betrieb sogenannter Tankstellen­

Espressi. 
Der Dienstleistungssektor an Tankstellen betrifft 

im wesentlichen die in § 1 1 9 Abs. 1 GewO 1 973  
aufgezählten Tätigkeiten. . . . 

Diese Folgemarkt- und DienstleIStungstätIgkeI­
ten werden praktisch ausschließlich von den 
Stationären selbst - im Folgemarktgeschäft sohin 
als Eigenhändler - erbracht. 

Der zuletzt angesprochene Dienstleistungssektor 
ist - abgesehen von gewissen Abgrenzungsproble­
men zum Gewerbe der Kraftfahrzeugmechaniker 
- praktisch unproblematisch hinsichtlich rechtli­
cher Regelungen. 

Große Probleme aus rechtlichen Regelungen . 
bestehen hingegen beim sogenannten Folgemarkt-
geschäft. . .  

Gerade dieses Folgemarktgeschäft ISt aber die 
Voraussetzung dafür, daß die Tankstellenbetreiber 
überhaupt mit wirtschaftlich vertretbaren Ergebnis­
sen ihre Tankstellen führen können. Ohne das 
Folgemarktgeschäft wäre es nicht möglich, von 
einigen Großtankstel len abgesehen, Tankstellen mit 
winschaftlich vertretbaren Ergebnissen zu führen. 

Der Umfang des sogenannten Folgemarktge­
schäftes ist faktisch durch die Bestimmungen der 
Gewerbeordnung und der einschlägigen Nebenge­
setze einerseits und durch die Ausstattung und 
Größe der betreffenden Tankstelle andererseits 
beeinflußt. Hinsichtlich Größe und Ausstattung der 
Tankstelle ist der weitaus überwiegende Teil der 
Tankstellen bereits entsprechend ausgestattet, nur 
mehr eine ganz geringe Zahl alter Tankstellen 
(insbesondere die wenigen verbliebenen Gehsteig­
anlagen) weist keine Folgemarkt-Einrichtungen auf. 

2 .7  . 1 .5 .  \' erträge zwischen Treibstofflieferanten 
und Tankstellenbetrieben 

Die Verträge zwischen Treibstofflieferanten und 
Tankstellenbetreibern (Pächter, Eigentümer von 
Tankstellen) legen die Betriebsbedingungen für 
"Markentankstellen" fest. 

4 5  

Treibstoffe, Schmiermittel und Heizöl extra 
leicht (Ofenheizöl) werden zum Großteil im 
Agenturverhältnis verkauft (dh. die Tankste llenbe­
treiber verkaufen die Produkte im Namen und auf 
Rechnung des Treibstoffl ieferanten) . Die Abgabe­
preise der genannten Erzeugnisse werden in d iesem 
Fall direkt vom Treibstofflieferanten festgelegt. Die 
Tankstellenbetreiber können auch als Eigenhändler 
figurieren, wobei die Verträge keine direkte 
Einflußnahme seitens des Trelbstofflieferanten 
hinsichtlich der Preisgestaltung vorsehen. Im 
genannten Produktbereich ist fast ausnahmslos 
(fallweise Ausnahme Schmiermittel) Produktexklu­
si\·ität vorgeschrieben. 

Im sogenannten Folgemarktgeschäft agieren die 
Tankstellenbetreiber im eigenen Namen und auf 
eigene Rechnung. Allerdings legen die Tankstel len­
verträge regelmäßig fest, daß die im Folgemarktge­
schäft vertriebenen Produkte entweder aus dem 
Produktionsprogramm oder Handelssortiment des 
Treibstofflieferanten selbst oder von einer Anzahl 
dem Tankstellenbetreiber genannter Lieferanten 
("Lieferantenliste" ) bezogen werden müssen. Aus­
nahmsweise können - mit schriftlicher Zustim­
mung durch den Treibstoffl ieferanten - Produkte 
auch \'on anderen Quellen zugekauft werden. 
Hinsichtlich der Preisgestaltung im Folgemarktge­
schäft sind die Tankstellenbetreiber - innerhalb der 
gesetzlichen Rahmenbedingungen - ungebunden ; 
es sei denn, Treibstofflieferant und Tankstellenbe­
treiber führen gemeinsame Verkaufs- und Werbe­
aktionen durch. 

Neben den oben genannten Faktoren ist generel l  
die durch die Tankstellenverträge festgelegte große 
Abhängigkeit der Tankstellenbetreiber von den 
Treibstofflieferanten zu erwähnen. Diese wird ua.  
durch die in den Verträgen angeführten Gründe zu 
einer einseitigen Auflösung ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist seitens der T reibstoffliefer�nte� 
dokumentiert. Ebenso wird diese Abhängigkeit 
durch die vertraglich abgesicherten Möglichkeiten 
zur flexiblen Gestaltung der Händlerprovisionen 
(zB degressive Umsatzprovisionsstaffel) bzw. der 
Produkten-Einkaufspreise verdeutlicht. 

2.7.2. Vertriebssystem bei Heizölen 

Das Vertriebssystem bei Heizölen ist unterschied­
lich je  nach den wesentlichen Abnahmegruppen der 
Heizöle (Basis 1 986, in 1 000 t) : 

OH HL Hm HS 

Evt: - - - 367 
Fernheizung I 30 1 5  1 8 5  
Industrie 8 1 2 1  34 990 
bndwiruchaft 28 74 - -

Gewerbe 64 725 24 28 
Haushalt I 028 1 49 - -

Verwaltung 1 6  1 77 35 28 
S u m m e  I 1 4 5  1 276 1 08 1 598 
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Jene Heizöle, die vor allem an Kleinabnehmer 
venrieben werden (OH teilweise auch HL) werden 
über ein großes Netz von Händlern venrieben. Die 
anderen Heizöle (besonders Hm und HS) werden 
zum Großteil über internationale Gesellschaften, 
die Venriebstöchter der GMV und überregionale 
große Händler venrieben. Von den Mineralölfir­
men wird erwartet, daß es im Bereich der 
Heizölhändler noch zu einer beträchtlichen Kon­
zentration kommen werde. 

2.7 .2. 1 .  Zusammenfassung 

Zu den Venriebswegen und damit zusammen­
hängenden unterschiedlichen Formen der Preisbil­
dung wurden in den Gesprachen mit Großhändlern,  
Venretern des Fachverbandes der Garagen- und 
Tankstellenunternehmen und den Mineralölfirmen 
wettbewerbs regelnde Verhaltensweisen festgestellt. 

Bei Lieferungen an den Großhandel werden 
diesem für die Abgabe an den Kleinhandel zu 
Monatsanfang Preisempfehlungen von seiten der 
Mineralölfirmen gegeben . Die Empfehlungspreise 
verschiedener Firmen unterscheiden sich nur 
geringfügig voneinander. Teilweise werden dem 
Großhandel Destinationsrabatte gewährt, um un­
terschiedliche Frachtkosten auszugleichen. 

Im Tankstellenvenrieb gehen rund drei Vienel 
der Menge über das Venragsverhältnis der Agentur. 
Die Preisbildung erfolgt hier ausschließlich durch 
den Lieferanten. Auch die Eigenhändler schl ießen 
sich in der Regel den Preisänderungen an. 

Im Fal l ,  daß eine Tankstelle zu günstigeren 
Preisen als die umliegenden verkauft, ermöglichen 
die Mineralölfirmen den letzteren durch Nachlässe 
eine Angleichung auf das n iedrigere Preisniveau. 
Diese Rabatte werden annähernd zum selben 
Zeitpunkt und in der selben Höhe von den 
verschiedenen Firmen eingeräumt. Dadurch wird 
der günstigere Preis in der Regel nur für kurze 
Dauer halten. Die sogenannten Preistrichter im 
Benzingeschäft entstehen also nicht nur durch 
\·erschiedene Preisgestaltung der konkurrierenden 
Tankstellen. sondern werden durch die Mineralöl­
firmen gebildet. 

Die Tankstellen sind an gleichen Preisen in 
hohem l\1aße interessiert, da durch verstärkte 
Konkurrenz eine Verminderung der Tankstellenan­
zahl befürchtet wird. Die Tankstellenprovisionen 
werden durch die Mineralölfirmen teilweise so 
angesetzt, daß sie ein Überleben gefährdeter 
Betriebe sichern : nicht zuletzt deshalb ist die Anzahl 
der Tankstellen im internationalen Vergleich relativ 
hoch (ca. 4 000). 

Die T ransponkosten von Treibstoffen zu den 
Tankstellen werden von den Mineralölfirmen intern 
gepoolt (interner Frachtkostenausgleich) und damit 
die entfernteren Betriebe begünstigt. Dies entspricht 
nicht der Kostenverursachung. 

Gleichfalls gegen das Kostenverursachungsprin­
zip ist die Praxis, Tankstellen mit hohen Umsatzen 
geringere Provisionen zu geben. Üblicherweise 
werden Kunden oder Venragspanner im '-enrieb, 
die hohe Umsätze tatigen, begünstigt, da s ie 
einerseits geringere Kosten verursachen (zB Ko­
stendegresslOn beim Transport größerer Mengen) 
und andererseits höhere Erlöse einbringen. 

Eine wettbewerbs relevante T :ltsache ist. daß im 
Folgemarkt teilweise Bindungen (Lieferanten) der 
Tankstellen an empfohlene Firmen existieren bzw. 
im Falle \'on Werbeaktionen d ie Preise der 
beworbenen Produkte einzuhalten haben. 

2 . 8 .  Marktanteile und Veranderungstendenzen 

Die folgenden Tabellen zeigen, daß sich die 
Marktanteile der erfaßten Unternehmen, die 
Panner des .'\WP-Venrages sind, bei Treibstoffen 
nur geringfügig veränden haben ; bei Heizölen gibt 
es sign ifikantere Verschiebungen. 

I 
I I  
I I I  
IV 
V 
VI 

S u m m el 

I 
I I  
I I I  
IV 
V 
VI 

S u  m m e  

1 
I I  
I I I  
1\· 
V 
VI 
S u  m m e  

Marktanteile 1 9 86 (%) 

Benzme DK OH HUHM 

1 1 ,2 1 1 ,7 1 1 ,5 1 4 , 1  
1 8 ,6 1 7,6 1 6,6 ! 2,0 
4,6 4,2 4,7 1 ,9 

1 4,0 1 0,7 1 3 ,8 7,5 
9,1  7,6 6,8 3 . 1  

25.5 3 1 ,5 33 . 1  37 , 1  

8 3,0 83,3 86,5 75,7 

Marktanteile 1 9 8 7  (%) 

Benzme 

1 0 ,9 
1 8 ,6 
5,2 , 1 4.5 
9,4 

27 , 1  

85 ,7 

DK 

1 1 ,6 
1 8 ,0 
4,9 

1 1 ,5 
7,4 

37.3 

90,7 1 

OH 

1 0,7 
1 4,3 
4,2 

1 2 ,5 
6, 1 

33,5 

8 1 ,3 

HUHM 

1 4 ,3 
1 2,3 
2 , 1  
7 ,5  
2,9 

37,8 

76,9 

Marktanteile 1 98 8  (%) 

BenZine DK OH HUHM 

1 0 ,8 1 1 ,0  1 0,6 1 4,6 
1 8 ,6 1 8 ,7 1 4,4 1 2,7 
5 ,3 4,9 4,0 2,3 

1 4 ,3 1 1 ,6 1 2,4 8,7 
9,3 7,3 6 , 1  3 ,7  

27, 1 35,3 32,2 39,5 

85,4 8 8,8 79,7 8 1 ,S 

HSCH�-

7 , 1  
9, 1  
6,5 

1 0,7 
2,8 

27,8 

64,0 

HSCH'X· 

5,8 
8,9 
4,4 
9,8 
3,2 

38 ,5 

70,6 

HSCHW 

8,7 
9,8 
5,2 

1 3 ,0 
3,0 

29,4 

69, 1  
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M arktante i le  1 988 
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0 
Benzine 

3 .  Preisbildungsprozeß 

DK 

3 . 1 .  Grundsätzliche Beschreibung 

OH 

Die Preisbildung auf dem Mineralölprodukten­
sektor wird dominant von der Entwicklung der 
internationalen Rohöl- und Produktenpreise sowie 
dem Wechselkurs des US-Dollars als Leitwährung 
des Welterdölmarktes bestimmt. 

Rohölmarkt 

Während die Jahre 1 979/80 im Anschluß an die 
iranische Revolution und den Ausbruch des 
Iran-Irak-Krieges noch '·on Rohölknappheit, Do­
minanz der OPEC, Verkäufermarkt und extrem 
hohem Preisniveau gekennzeichnet waren, zeich­
nete sich schon ab 1 98 1 /82  

1 .  eine Reaktion der  Konsumenten i n  Ver­
brauchsrückgängen und 

2. eine steigende Produktion in den Non-OPEC­
Ländern, somit eine Trendwende vom Ver­
käufermarkt zum Käufermarkt, ab. 

Kennzeichnend für diese Entwicklung war der 
Bedeutungswandel der OPEC vom alles beherr­
schenden Faktor zum sogenannten SWING-Produ­
zenten : 

I VI --1 

V 

I ,:;* '�� 
IV 

[··�D 
1 1 1  

1 1  

-

HUHM HSCHW 

Im Zeitraum 1 980  bis 1 98 5  sank die OPEC-Pro­
duktion um 50%, der Rohölpreis um 58% und in 
Folge 'davon die Exponerlöse um 72%. Die 
Übergänge in dieser Entwicklung waren verbunden 
mit Brüchen, mit Schockwellen und enormen 
Anpassungsnotwendigkeiten, die unter anderem 
Ausdruck in starkem Preisdruck, Preisverfall ,  zB 
November 1 98 5  auf Februar 1 98 6  von ca. 30 $/bbl 
auf 12 $/bbl, und enormen Preisschwankungen 
fanden. 

Die Konzentration der Bemühungen verschob 
sich von Sicherung der Versorgung über mehr 
Flexibilität hin zu Preisrisikovermeidung. 

Synonym mit dieser dramatischen Entwicklung 
waren drastische Veränderungen des Rohölmark­
tes, insbesondere in der An des Kaufes und 
Verkaufes von Rohöl, der Venräge sowie der 
Preisfestlegungen. 

Anfang der achtziger Jahre wurde Rohöl im 
Rahmen von Langfristvenrägen mit fixienen 
Abnahmemengen und einem von der OPEC 
festgesetzten und langfristig stabilen Preis gehan­
delt. 

Durch verstärkten Preisdruck bildete sich ab 1 982  
ein Rohölspotmarkt zu Preisen unter den  offiziellen 
Preisen (OSP's). Auf diesem wurden Liefervenräge 
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betreffend nur eine Lieferung mit verschiedenen 
Teilnehmern in erSter Linie Trader, aber auch 
Majors (große internationale Gesellschaften) kurz­
fristig zu einem ausverhandelten PreIs zu einem 
bestimmten Zeitpunkt abgeschlossen. 

Im Jahre 1 98 5  wurden auf diesen Märkten �ereits 
über 50% der Rohöltransaktionen abgeschlossen. 

Ab 1 986  - bei enormem Preisverfall - wurde 
auf diesen Märkten immer mehr von einem 
Abschluß zu Fixpreisen abgesehen, da das Risiko 
eines Preisverfalls zwischen Kaufabschluß bis zum 
Zeitpunkt der Verarbeitung zu groß war. ,Es 
entwickelten sich Rohöl- und Produktenpreisgleit­
formeln, die eine bessere (durchschnittliche) Risiko­
abdeckung ermöglichten. 

Parallel dazu und im Bestreben, Marktanteile 
zurückzugewinnen, wurden auch die Verträge der 
OPEC-Länder wesentlich flexibler (dh. kurzfristige 
Preisvereinbarung auf Basis der Marktpreise, keine 
Abnahmeverpflichtungen) und enthalten immer 
stärker dem Spotmarkt ähnliche Preisklauseln. 

Hiebei sei insbesondere der Vorstoß Saudi-Ara­
biens erwähnt, das mit einer Bindung des 
Rohölpreises an die Produktenpreise in den 
Verbraucherzentren, und zwar zum Zeitpunkt der 
Ablieferung im Empfängerhafen, bei Übernahme 
von Fracht- und Versicherungskosten unter Berück­
sichtigung von Verarbeitungskosten einen neuen, 
wenngleich abgeleiteten und sehr erfolgreichen 
Standard schuf: die sogenannten NETBACK-Ver­
träge. 

Eine solche auf Risikobegrenzung hinauslau­
fende Preisfixierung ist nur möglich, da es allgemein 
akzeptierte Bezugsgrößen in anerkannten Publika­
tionen (zB Platt's, ARGUS) gibt. Zu einer solchen 
Bezugsgröße hat sich im Zusammenhang mit dem 
Ansteigen der Nordseeproduktion das Rohöl 
"Brent" entwickelt : 

Zunächst wurde Brent nur im Rahmen der 
Nordseeproduktion verwendet, indem man 
begann, zukünftige Produktion zu verkaufen. 
Nachdem eine gewisse Liquidität im System 
vorhanden war, wurde Brent immer stärker als 
ein Absicherungsinstrument (HEDGING) ver­
wendet, sodaß eine physische Ladung oft bis zu 
SOmal umgeschlagen wurde. Es war ein 
sogenannter BRENT -PAPER -Markt entstan -
den, der durch die Vielzahl der Transaktionen 
ein überaus bedeutender Weltmarkt wurde. 
Durch die gegebene Transparenz sowie unter 
voller Ausnützung der weltweiten Informations­
systeme war es möglich, diese Entwicklungen, 
vor allem die des Preises, in aller Welt 
stündlich/minütlich mitzuverfolgen. Hinzu und 
diesen Trend verstärkend entstanden echte 
FUTURES-Märkte an verschiedenen Börsen. 
Diese Brent-Notierungen wurden nun ab 
1 985/86 in Verträgen zunächst mit NON­
OPEC-Produzenten als Basisnotierungen für 
verschiedenste Rohöle eingesetzt (zB PEMEX). 

Ab 1 9 8 8  und mit der formellen Aufgabe der 
Setzung eines definitiven offiziellen OPEC­
Preises fanden nun Brentnotierungen Eingang in 
fast alle Liefervertrage auch der OPEC-Produ­
zenten für Europa. (In den USA war die 
Entwicklung von wn und im Fernen Osten die 
von DUBAI als " Leitwährung" ähnlich.) 

Heute ist der Rohölmarkt ein globaler, integrier­
ter, freier Markt, auf dem 24 h/Tag über Telefon, 
Telex, usw. aktiv agiert wird, ein preistransparenter 
Markt durch modernste Kommunikationsmedien in 
"real time" verbunden. 

Die großen Preisschwankungen mit kurzfristig 
enormen Gewinnchancen bei hohem Verlustrisiko 
haben Investoren auch außerhalb der Industrie auf 
die entstandenen neuen Märkte angelockt. So 
fanden im Jahre 1 988  nur mehr ca. 40% aller 
Transaktionen im direkten Zusammenhang �:: 
physischem Öl statt, während 60% auf Paper-Märk­
ten (Futures-, Options-Märkten) umgeschlagen 
wurden. Alle diese Einflusse haben ihren Nieder­
schlag in internationalen Rohölnotierungen wie 
Brent, wn, Dubai gefu nden. Die Mineralölindu­
strie weltweit und insbesondere die Raffineure 
kaufen vor diesem Hintergrund heute und seit 1 987 
- nach dem oben erwähnten Einscheren der 
OPEC-Produzenten - Rohöl nahezu ausschließ­
lich auf Basis der zuvor genannten Referenzrohöle. 

Disponiert werden · prinzipiell nur einzelne 
Ladungen, sei es aus Rahmenverträgen oder 
Spotmöglichkeiten. 

Bestimmend für die Rohöl-Kaufentscheidung 
sind : welche Rohölsorte -wird zu welchem Zeitpunkt 
benötigt, welche Menge, Alternativen, Bewertungen 
usw. Dann beginnt die Marktarbeit, dh. die 
Eruierung konkreter verfügbarer Rohölmengen bei 
einzelnen Lieferanten (Produzenten, Majors, Tra­
ders usw.). 

Verhandlungen beginnen auf der Basis von 
Verfügbarkeiten, einer Fülle von Preisinformatio­
nen und einer Vorstellung über die zukünftige 
Preisentwicklung. 

Preislich steht dabei für Europa das Brent-Rohöl 
als "Leitwährung" im Mittelpunkt. Davon ausge­
hend werden je  nach Marktsituation Differentiale 
für Qualität, Zeitpunkt, Bewertung, Lokation 
verhandelt. 

Ist nur eine Verständigung über das Gesamtdiffe­
rential (Aufschlag/Abschlag) getroffen worden, so 
wird dieses nicht zum Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses auf den Basis-Brent-Preis angewandt, 
sondern in Anbetracht von Preisrisken bis zu 
1 .00 S/bbIlTag, im Regelfall erst für den Zeitpunkt 
der Beladung. 

Ein Beispiel : Vertragsabschluß am 1 Q. Mai 1 98 9  
für eine Lieferung von 6 0 0  000 bbls zwischen 2 S .  bis 
30. Mai 1 989.  Preisdifferential (Abschlag) zum 
Brent-Preis 0.20 $/bbl. 

Um kurzfristige Preisfluktuationen auszuglei­
chen, wird ein Durchschnitt von 2 Tagen vor 
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Beladung, Beladungstag und 2 Tage nach Beladung 
genommen. 

Die Bepreisungstage konnen variien werden, 
l iegen aber derzeit immer zwischen Beladungszeit­
raum bis maximal S Tage nach Entladung. 

Dh. : 
1 .  Zum Zeitpunkt des Abschlusses ist der 

Rohölpreis nicht fixiert und nicht bekannt und 
2. der endgültige Basispreis ist zu 1 00% abhängig 

von den zu einem gewissen Zeitpunkt 
gegebenen Brent -Notierungen. 

Produktenmarkt 

Eine ähnliche Entwicklung, wie sie für den 
Rohölmarkt geschilden wurde, trifft auch für den 
Mineralölproduktenmarkt zu .  

Aufgrund der  Tatsache, daß der  Impon von 
Mineralölprodukten in Österreich äußerst labil ist, 
ist zur Aufrechterhaltung einer winschaftlichen und 
wettbewerbsfähigen Rohölverarbeitung in Öster­
reich eine entsprechende Anpassung der Preise an 
ein internationales Produktenpreisniveau norwen-

49 

dig. Dies umso mehr. als eIne Reihe \'on 
l'iachbarlandern Österreichs ( Insbesondere die 
RG\X' - Lander )  tendenzie l l  über betrachtliche Ex­
port mengen veriugen. die naturgemaß aus logISti­
schen Überlegungen prtmar auf den bsterreichi­
schen Markt Zielen. 

Die Importpreise iur Mineralblprodukte orientie­
ren sich grundsätzl ich an internationalen Produk­
tenpreisnotierungen (im wesentlichen Platt's Oil­
gram. European Oil Telegram. ARGUS). D ies gilt 
auch für die Exporte der RGW-Linder. 

Es ist daher wesentlich, daß die Kosten des 
verarbeiteten Rohöls so auf die einzelnen Produkte 
verteilt werden. daß die Wettbewerbsfähigkeit 
dieser Produkte gegenüber Imponen auf dem 
Österreichischen Markt gewährleis�et ist. 

Re:chtliche: Situation auf dem Pre:issektor 

Die einzelnen Mineralölprodukte unterliegen 
hinsichtlich ihrer Preisgestaltung unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen. Derzeitiger Stand (zulässige 
Höchstpreise) : 

RaffinerieabgabepreIs Konsumentenpreis 

Fahrbenzine 

Dieselkraftstoff 

freie Preisgestaltung 

Kenntnisnahme durch den 
Preisunterausschuß der Paritä­
tischen Kommission 

freie Preisgestaltung 

freie Preisgestaltung 

Ofenheizöl Kenntnisnahme durch den 
Preisunterausschuß der Paritä­
tischen Kommission 

Kenntnisnahme durch den 
Preisunterausschuß der 
Paritätischen Kommission "') 

H eizöl leicht 
mittel 
schwer 

Kenntnisnahme durch den 
Preisunterausschuß der Paritä­
tischen Kommission 

Kenntnisnahme durch den 
Preisunterausschuß der Paritä­
tischen Kommission "'''') 

Bitumen 

-) des  HochStabgabeprcIscs an der Pumpe 
•• ) einer Hochsthanddupanne 

Daraus resultiert, daß derzeit die Preise für mehr 
als 70% des Produktenbündels der zustimmenden 
Kenntnisnahme des Preisunterausschusses der Pari­
tätischen Kommission bedürfen. 

Die entsprechenden Anträge auf Erhöhung von 
Produktenpreisen werden vom Fachverband der 
Erdölindustrie eingebracht und verhandelt. Ebenso 
werden Senkungen der Produktenpreise der Paritä­
tischen Kommission vom Fachverband der Erdölin­
dustrie zur Kenntnis gebracht. 

Durch die bereits erwähnte Koppelproduktion im 
Rahmen der Verarbeitung von Rohöl und eine 

norwendigerweise marktkonforme Verteilung der 
Kosten auf die einzelnen Produkte werden auch 
üblicherweise im Rahmen der Paritätischen Kom­
mission die daraus resultierenden tendenziellen 
Auswirkungen auf die Entwicklung der Benzin­
preise informativ behandelt. 

Seit der Freigabe der Fahrbenzine wurden 
darüber hinaus auf freiwilliger Basis firmenindividu­
e l l e  Informationen den Sozialpartnern und dem 
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen­
heiten gegeben, die in Summe einen Überblick über 
wesentliche Kennzahlen und die Entwicklung der 
Ertragssituation ermöglichen. 
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3 .2 .  Preisbestimmende Faktoren 

3 .2 . 1 . Bündelkalkulation 

Rohölkosten und Produktbündelerlös 

Zusammenfassung 1 )  2) 
Rohölgrenzwert 
Einfuhrabgaben 
Import- lind Finanzierungskosten 
Transport, Verarbeitung und Be-

vorratung 

Rohölkosten inkl. Verarbeitung 

Produkten-Bündelerlös 

Differenz 

2 036,63 
38,32 
63, 1 0  

429,48 

2 567,54 

2 502, 1 0  

65.43 

I) Mod�lIrc:cnnung tu einem btsumrtutn Ztltounkt. d i e  ul:'lcr du� tatuchhcncn Erlose uber einen lan�crcn ZeItraum keme Aussagen trIttl. Z) Durchscnnltt ocr F l rmenmddungcn 

Produkten-Bündelerlöse 

Ausbeute 
Produklcrlos(' 

(,n �) 
April 

Propan C,70 1 968 
Butan 1 ,40 1 722 
Normalbenzin 7 , 1 9  3 4 8 1  
SuperbenZin 2 1 ,56 3 595 
Dieselkraitstoff 23,03 2 669 
Ofenheizäl 1 5 ,35 2 269 
Heizöl schwer 1 8 ,9 1 1 230 
Bitumen 4,60 1 530 

Bu ndelerlos 2 329, 1 9  
Unter-/Überdeckung - 1 78,76 

Rohölkosten 

(Schätzung für Mai 1 989) 

Alle Werte S/T Rohöl 

Kosten elF T riest 
SeetransponverluSt 
T AL-Auslandsanteil T AL-Tarif: 

47,- S/T 
Rohölkosten frei Grenze 

Importkosten 
Sonderabgabe Erdöl 
AF-Gebühr 
Statistische Gebühr 
T AL-lnlandsameil 
AWP-Gebühr 

Rohölkosten frei Schwechat 

Finanzierungskosten 
Demurrage usw. 
Bevorratung 1 37,- S/T •. ) 

Rohölkosten ohne Verarbeitung 

0,4% Beimengungen 
Verarbeitung 

Rohölkosten inklusive Verarbeitung 

01') KoSten tur Bevorr:uung enuprcchend EBMG 

\1" 

2 28 8  
2 002 
3 925  
4 060 
2 599 
2 269 
1 430 
1 8 1 0  

2 502. 1 0  
-65,43 

1 982,-
9,96 

44,67 
2 036,63 

20,37 
3 1 ,0 1  
6, 1 1  
1 ,20 
2,33 

39,-
2 1 36,65 

42,73 
4,27 

1 02,48 
2 286, 1 3  

9 , 1 4  
272,26 

2 567,54 

3 .3 .  Durchschnittliche \ -erkaufserlose 
\-erkaui an Großhändler, Liefer­
Zahlungskonditionen 

beim 
und 

3 .3 . 1 .  Großhandelsspannen 

Die Firmenmeldungen der Großhandelsspannen 
zeigen ein differenziertes Bild. Bei Vergaserkraft­
stoff werden durchwegs positive Spannen erwirt­
schaftet. Bei Dieselkraftstoff werden die Spannen 
deutlich niedriger. Eine Firma erzielte eine negative 
Spanne. Bei Heizöl schwer hatten drei von sechs 
Firmen negative Spannen. 

Auffallend hoch und durchwegs positiv war die 
Spannensituation bei Ofenheizöl. Dies läßt darauf 
schließen, daß bei dem früheren Monopolprodukt 
(mit auch jetzt noch geringerem Importdruck) der 
Wettbewerb gegenüber anderen Produkten gerin­
ger 1St. 

3 .3 .2 .  Tankstellenspannen 
Sowohl die Tankstellenumsätze als auch die 

Tankstellenspannen differieren von Firma zu Firma 
beträchtlich. Beim Treibstoffabsatz liegt der öster­
reichische Durchschnitt bei 1 0 3 1  000 Lt je Tank­
stelle (Schnitt von 6 Firmen) .  Der niedrigste Wert 
liegt bei 8 1 8  000 Lt, der höchste bei 1 396 000 Lt. 

Durchschnittliche Verkaufserlöse beim Verkauf an 
Großhändler 1 ) (S/t) 

Verg3.lcr· Diesel, Ofen· HUHM HSCHW kraftstofie kraftstoff helZol 

I 2 674 2 557 2 700 2 276 1 262 
I I  2 8 82 2 529 2 697 2 2 84 1 295 
I I I  2 793 1 456 2 58 3  2 1 8 5 1 2 1 0  
IV 2 798 2 560 2 734 2 32 3  1 1 6 1  
V 3 0 1 2  2 637 2 689 2 372 1 276 
VI 1 5 1 8  2 096 2 58 1  2 229 1 249 

Großhandelsspannen 1 ) (SIt) 

V�rg�ser. D,esel· I O« n- HUHM HSCHW kraftStoiie kraftstoff helzol 

I 48  43 94 48 - 1 1  
I I  86 69 206 39 2 1  
I I I  ') 1 60/5C 40 2:J8  40/ 1 0  -45 
IV 66 - 56 1 1 3 4 - 34 \- 1 32 92 1 95 53 4 \'1 ') 1 1 0 /98 2 1 98 54/66 4 1  

1 1  Letztgenlnme WOeru I) :"ormJ.lbenzmISuperbenzln und Helzo! lelcht/Heizol mluel 

Tankstellenspannen 1 ) (SI 1) 
VerglSertrelbnoife Dierelkraftnoff 

I i ,63 1 .5 5  
I I  1 ,59 1 ,49 
III 1 , 1 6  0,36 
IV 1 ,64 1 ,4 1  
V 0.87 0,55 
VI ') 1 ,66 1 ,64 

I} LctZt�en3nntC' Werte-I) 8el Vcrgaseruclbstoffen anthmeusches Milul 
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Auf Grund untersch iedlicher Berechnungsmetho­
den sind die genannten Tankstellenspannen nur 
bedingt vergleichbar. 

3.4. Darstellung der T ransponkosten 

Frachtkostenausgleich für Ofenheizöl (Gasöl für 
Heizzwecke) 

§ 1 0  a Preisgesetz, BGBI. Nr. 260 / 1 976 in der 
hssung der Preisgesetznm'elle 1 98 8 ,  BGBI .  
N r .  337 ,  ermächtigt den  Bundesminister für wirt­
schaftliche Angelegenheiten, "zur Ermöglichung 
oder Sicherung möglichst gleicher Verbraucher­
preise im ganzen Bundesgebiet" für in der Anlage 
zum Preisgesetz genannte Sachgüter die Durchfüh­
rung eines Frachtkostenausgleiches anzuorden, 
unabhängig davon, ob für die J eweiligen Sachguter 
behördlich bestimmte Preise gelten. Die Anlage zum 
Preisgesetz führt unter I/4 .  "Erdöl und seine 
Derivate, Benzol" an. 

Auf Grund der genannten gesetzlichen Bestim­
mung hat der Bundesminister für wirtSchaftliche 
:\ngelegenheiten mit Verordnung vom 28 .  März 
1 98 8 ,  Z 36 797 16-III/7 188 ,  verlautbart im Amts­
blatt zur Wiener Zeitung vom 29. März 1 988 ,  die 
Durchführung eines Frachtkostenausgleiches für 
Gasöl für Heizzwecke inländischer Herkunft im 
Sinne des Gasöl-Steuerbegünstigungsgesetzes, 
BGBI .  Nr. 259/ 1 966 in der geltenden Fassung, beim 
Bundesministerium für wirtSchaftliche Angelegen­
heiten angeordnet. Damit sind frühere Verordnun­
gen, insbesondere die Verordnung des Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe und Industrie vom I .  Juni 
1 979 betreffend Frachtkostenausgleich für Gasöl für 
Heizzwecke inländischer Herkunft, außer Kraft 
getreten. 

§ 1 der Verordnung vom 2 8 .  März 1 98 8  bestimmt 
noch einmal ausdrücklich, daß der Frachtkosten­
ausgleich "als Voraussetzung für bundeseinheitliche 
Verbraucherpreise von Gasöl für Heizzwecke" 
durchgeführt wird. Zu diesem Zweck wird das 
österreichische Bundesgebiet in neun SektOren und 
\'ier Frachtzonen eingeteilt. Die für die Frachtko­
stenausgleichssätze maßgeblichen Frachtzonen 
werden durch den Standort des Erzeugungsbetrie­
bes und durch das Gebiet, in das die Auslieferung 
erfolgt, bestimmt. Für Lieferungen vom Erzeu­
gungsbetrieb in die j eweilige Frachtzone I und II 
sind entsprechende Beträge abzuführen, für Liefe­
rungen vom Erzeugungsbetrieb in die j eweilige 
Frachtzone III und IV werden Beträge vergütet. Die; 
derzeit geltenden Frachtkostenausgleichssätze be­
tragen für Lieferungen vom Erzeugungsbetrieb m 
die Zone 

l Abfuhrbetrag . . . . . .  . 
Il Abfuhrbetrag . . . . . .  . 

III Vergütungsbetrag . .  . 
IV Vergütungsbetrag . .  . 

in S je 1 00 kg/ab 
1 .  November 1 989 

9,50 
1 ,8 0  
5 ,00 

1 0,50 

5 1  

Die Höhe der Frachtkostenausgleichssatze wurde 
\'om Bundesmmister fur wirtschaftliche Angelegen­
heiten nach :\nhörung der Preiskommission auf 
Grund der tatsachilchen Ofenhe lzolausileierungen 
in den .\tonaten jJnner bis September 1 986 
festgesetzt. Die Festsetzung erfolgte so. daß sich bei 
grundsa.tZlich gleichbleibenden \X'arenstromen die 
:\bfuhr- und Vergutungsbetr:i.ge insgesamt Im 
Kalenderjahr die Waage halten. Sollte es zu 
Überschüssen oder Defiziten kommen, wären die 
Beträge entsprechend anzupassen. Die Durchfüh­
rung des Frachtkostenausgleiches obliegt der 
Energiesektion des Bundesministeriums für Wln­
schaftliche Angelegenheiten. 

Die Darstellung der Transportkosten der sechs 
Firmen für TreibstOffe zeigt, daß die Bandbreite für 
Benzin zwischen 1 9,5 und 33,2 Groschen je Liter 
und bei DieselkraftstOff zwischen 22 und 32 Gro­
schen je Liter l iegt. 

I .  

2 .  

3 .  

4 .  

5 .  

6 .  

I!  

m 

IV 

V 

VI 

Transportkosten 

Transport 
(pnmar) 
b.ger 
Verteilung 

Insgesamt 

Insgesamt 

Transport 
(primär) ') 
bger ') 
\-erteilung 

Insgesamt ') 

Insgesamt 

Insgesamt 

Insgesamt 

BenZine 

7 
6 

1 2  

25  

2 1 .7 

1 6 ,41 1 7 , 1  
5 . 1  

1 1 .0 

3 2,5/3 3.2 

1 9.5 

22,9 

o 24,0 g/I 

I) T r(nnun� " on NormalbenZin/Superbenzin 

01\ 

1 1  g/ I  
6 g/I  

13  g/I  

30 g/I  

1 9,3 g/I  

1 5 ,9 g/ I  
5 , 1  g/ I  

1 1 ,0 g/I  

32,0 g/I  

22,0 g/I 

2 3 , 1  g/I 

') MIllI«e O,dm der Verga.<rtrelbllofre 0,7� kg/I. bel  01\ 0,84 kg/I 

3 .5 .  Internationale Kennwerte be i  Spannen und 
Transportkosten 

�osten\'ergleich Tankstel lengeschäft 
Osterreich/Bundesrepublik/Schweiz 

Die aus der Beilage ersichtlichen Kostenunter­
schiede im Bereich

. 
des Tankstel lengeschäftes 

gegenüber der Bundesrepublik Deutschland und -
in geringerem Ausmaß - gegenüber der Schweiz 
sind im wesentlichen auf zwei Komponenten 
zurückzuführen : 

I .  Die Tankstellendichte. 
2 . Die Besitzverhältnisse. 

:td 1 
Ein Vergleich des PKW-Bestandes, der Tankstel-

lenanzahl und davon abgeleitet des 
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durchschnittlichen VK-Absatzvolumens Je Station 
ergibt folgendes Bild : 

PK'O:·· Semno 

:\ rd. 2,8 Mio 
D rd. 27.0 Mio 
CH rd. 2,8 Mio 

TS-Anz�nj 

4 06 1  
1 8 658 
4 736 

PKwrrs 

686 
I 550 

59D 

I 0 AbntzrrS r::c llt�rJ 

8 1 8  
1 6 1 3  

8 3 1  

Demnach ist die Zahl der Tankstellen relativ zum 
PKW-Bestand i� Österreich mehr als doppelt so 
hoch wie in der Bundesrepublik, dh. es sind in der 
Bundesrepublik mehr als doppelt soviel PKW je 
Tankstelle registriert ; dementsprechend ist der 
durchschnittliche Absatz je  Station in der BRD 
doppelt so hoch wie in Österreich (und in der 
Schweiz). 

Daraus resultieren für Österreich im Vergleich 
zur BRD zwangsläufig 

höhere Distributionskosten, wobei die topogra­
phischen Gegebenheiten erschwerend hinzu­
kommen;  
höhere Vemiebskosten, wie in  der Beilage 
definiert. 

Geringere PKW-Anzahl je Station und wesent­
l ich geringeres durchschnittliches Absatzvolumen 
bedingen 

höhere Partnerspannen, um die Existenz der 
Stationäre zu gewährleisten bzw. ihnen ein 
vergleichbares Einkommen zu sichern. 

ad 2 
Ein Vergleich der Besitzverhältnisse am Tankstel­

lennetz ergibt folgendes Bild : 

A 
D 

C H  

50% 
60% 
28�, 

kund�n�igcnc TS 

50% 
40% 
72% 

Daraus errechnen sich für Österreich zwangsläu-
fig 

bei annähernd gleicher Aufteilung der Netze in 
firmen- und kundeneigene Anlagen und insge­
samt höherer Tankstellenanzahl gegenüber der 
BRD höhere Investitionen bzw. Abschreibun­
gen ; 
angesichts der geringeren durchschnittlichen 
Absatzmengen höhere Vergütungen auch bei 
kundeneigenen Stationen, die im wesentlichen 
ein vor allem für die Nahversorgung wichtiges 
Sekundärnetz darstellen. 

Das grundsätzliche Problem der relativ zur 
Bundesrepublik Deutschland größeren Tankstellen­
dichte ist wieder vor allem ein Problem der 
Topographie und - zu einem geringeren Teil -
der Besitzverhältnisse, wodurch Rationalisierungs­
maßnahmen in diesem Bereich natürliche Grenzen 
gesetzt sind. 

Tankstellen 

(Pumpenpreise - Ende April 1 989) 

I .  Kosten ( 1 988 )  
Distribution COSt ' )  
\' enrieb �") 
Abschreibung 
Panner-Spanne inkl. 

Nachlässe 

2. Fisk. Belastung ( 1 989) 
MineralölsteuerlZoll 
PNR 1 )  
ESA ') NEFF ') (CH) 

Zwischensumme 

MWSt/WUSt """) 

Fisk. Belastung 

\ 
Gr/. 

22 
51  
1 :)  
6 3  

3 8 2  
1 1  
9 

403 
1 62 

565 

D 
G rl: 

1 0  
29 
1 3  

40 

458 
5 -

463 
1 1 7 

580 

eH 
G r . 

1 5  
36 
1 1  

60 

462 
1 0  
6 

478 
52 

530 

*) Transpon und Lager 
"�) Kosten der Mineralölfirmen (Point of Sale, direkte 

Verkaufskosten, Overheads) 
"**) Pumpenpreis­

Super VBL 
MWSt-Satz 
Wechselkurs 

I) PfhchtnOLnanasrcscrvc: 
') ErdoJ.onoerabg.be 
') 511 989 

970 
20% 

950 
1 4% 
704 

9 1 2  
6.2% 
800 

4. Darstellung lokaler und regionaler Preisdif­
ferenzierung 

Der Österreichische Arbeiterkammertag führt in 
unregelmäßigen Abständen Preiserhebungen bei 
Tankstellen für Treibstoffe durch. Die letzte 
derartige Untersuchung im Juli 1 989 zeigte 
folgende Ergebnisse : 

Siehe Beilage Seite 53 und 54.  
Eine weitere Auswertung nach der Anzahl der 

häufigsten .Preise brachte folgendes Ergebnis :  

Normalbenzin 

Superbenzin 

Dieselkraftstoff 

�maßlgcr Anteil der Preise 
Preise 5/1 an der Gesamtzahl aller 

8 ,68/8 ,70 
8 ,90 

9,48 /9,50 
9,70 

7,50 
7,70 

erhobenen Preise 

60,7% 
22,0% 

82,7% 

62,4% 
22.0% 

84,4% 

4 1 ,8% 
1 6,4% 

58,2% 

Der Unterschied von 2 Groschen je  Liter kann 
vernachlässigt werden, es existiert de facto bei 
Benzinen in  der ersten Kategorie ein Preis. Der um 
20 Groschen höhere Preis ist in  der Regel der bei 
Bedienungstanlmellen. Da in  der wirtschaftlichen 
Realität durch Kostenersparnisse bei Selbstbedie­
nung auch Preisunterschiede plausibel sind u nd 
andererseits für die Konsumenten ein geringerer 
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Komfort besteht. könnte etwas verkürzt von einem 
einzigen Preis gesprochen werden. Jedenfalls 
entiallen auf die angeführten beiden Preiskatego­
rien bei �ormalbenzln rund 8 3 : :  der erhobenen 
Preise. bei Superbenzin rund 8 4 0/: . Lediglich bei 
Dieselkraftstoff gibt es eine größere Konkurrenz, 
wenngleich auch hier rund 5 8 7:) der Erhebungen auf 
zwei Preise entfallen. 

Im Z usammenhang mit der hohen Anzahl 
gleicher Preise wurde von den Mineralölfirmen in 

53 

der Vergangenheit behauptet. daß alle �1arkllei l ­
nehmer Österreichs annähernd die gleiche Kosten­
und ErtragssItuation vorfanden. Dies wurde wider­
legt durch die Feststel lungen zu zum Teil stark 
unterschiedlichen 

Imponpreisen von Rohöl und Produkten, 
Tankstellen-Umsatzen sowie -spannen, 
Verkautserlbsen beim Verkauf an Großhändler. 
Großhandelsspannen und 
T ransponkosten. 

Normalbenzin 

Treibstoffpreiserhebung [5/1] 

Wien 
:\" i ede roste rre ICh 
B u rgenland 
Oberösterreich 
Steiermark 
Karmen 
Tir'ol 
Vorarlberg 
S:llzburg 

Österreich gesamt 

Prc'lSC'rneoung Juil 19M9 

Wien 
:\" iede roste rreich 
B u rgenland 
Oberosterreich 
Steiermark 
Karmen 
Tirol 
\'orarlberg 
S:llzburg 

Österreich gesamt 

PrC'lSC'rnCDung Juli 1989 

An.,nl I s End< 1987 tlchproo< 

405 1 7 1  
982 1 96 
222 63 
659 1 8 3  
687 1 92 
349 I 1 8  
342 1 49 
1 36 8 3  
2 5 4  1 27 

4 036 I 1 282 

.�nz�hl SucnprODC' Ena< 1987 

405 1 73 
982 2:3 
222 64 
659 1 8 4 
687 1 9 1  
349 1 1 8 
342 1 50 
1 36 8 5  
254 1 28 

4 036 I 1 296 

I 

I 

Durch-
Anteil [""J .schnitt M,n �t .. 

42,2 8 .72 8.0: 9.6 
2:,C 8 .74 8.48 8 .98 
28 .4 8 .77 8,59 9, 1 0 
27,8 8,75 8.23 9.:� 
27 .9 8 ,73 8,40 8.90 
33,8 8.74 8,50 9 .20 

43 ,6 8,72 8,40 8,9:l 
6 1 .0 8 ,7 1  8 ,53  8,90 
50,0 8 ,73 8 ,58 9.CO 

3 1 ,8 I 8,73 8,00 9,68 

Superbenzin 

Treibstoffpreiserhebung [5/1] 

An«.1 [�l Durch· 
schnllt 

M.n �tu 

42.7 9,5 1 8 ,70 9.88 
2:,7 9,54 9,28 9.7S 
28.8 9,56 9,39 9.98 
27,9 9,54 9, 1 0  9.90 
27 .8 9,53  9.20 9 .S 8 
33,8 9,53 9,30 9.72-
43.9 9.52 9,20 9.80 
62.5 9,5 1 9,33 9,70 
50 .4  9,54 9,40 9.90 

32,1  I 9,53 8,70 9,90 

H.lUII�StC' Prelle IAnlanl1 

1 : 3 

8 ,68 [97] 8 ,90 [28] 8 ,70 [ 1 2] 
8.68  [57 ]  8 .90 [55]  8 ,70 [52]  
8,68 [23]  8 ,90 [20] 8,70 [ I  I ) 
8 ,70 [54]  8,68 [52) 8,90 [52) 
8 ,68 [75) 8 ,70 (43) 8 ,90 [38)  
8 ,68 [42) 8 ,70 [ 38]  8,90 (25) 
8,68 [65) 8,90 [36] 8 ,70 [ 1 4] 
8,68 [5 1 ) 8,90 [ 8] -
8,68 [59] 8,70 [29] 8 ,90 [20] 

8,68 [52 1 ]  8,90 [282]  8,70 [257]  

H.ufigste Prm< [Anuhl] 

1 2 3 

9,48 [ 1 00] 9.70 (30] 9,50 [ 1 3] 
9,48 [56] 9,50 [53 ]  9,70 (53]  
9,48 (23] 9,70 (2 1 )  9,50 ( 1 3) 
9,50 (54)  9,70 (52] 9,48 (S I ]  
9,48 (75] 9,50 (43] 9,70 (38) 
9,48 (4 1 ] 9,50 [38]  9,70 (26] 
9,48 (66] 9,70 (34)  9,50 ( 1 4] 
9,48 [52) 9,70 [ 1 0] -
9,48 (60] 9,50 (29] 9,70 [2 1 ]  

9,48 [524 ]  9,70 [285]  9,50 [ 26 1 ]  
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Dieselkraftstoff 

Treibstoffprelserhebung [5/1] 

Wien 
:--i iederosterreich 
Burgenland 
Oberosterreich 
Steiermark 
Karnten 
Tirol 
Vorarlberg 
Salzburg 

Österreich gesamt 

Prelserneoung Jui, 1 98Q 

�nzln, 1 - I A I [' , I Enot' 1 9�i �tlcnl':"OOC' ntCI . ;J 

405 1 66 4 1 ,0 
982 20 1 2:,) 
222 64 28 ,8  
659 1 8 3 27.8 
687 1 89 27.5 
349 1 1 2 32 . 1 
342 1 50 43.9 

1 36 7 64 .0  
254 1 79 70.5 

4 036 I I 3 3 1  I 33,0 

Duren· 
scnnllt 

7,48 
7,54 
7 ,53 
7,65 
7 .50 
7 ,52 
7.55 
7 .52 
7.6 1 

7,55 

Preis erhebung (Stichproben) per 4 .  April 1 989 

Die jeweils niedrigsten Preise je  Bundesland 
betrugen. 

Super EurosuDcr Normal DIC'sei 

Wien 8 ,70 8,08 7.80 7, 1 5  
Niederösterreich 8 , 8 8  8,48 8 ,08 7,28 
Burgenland 9.28 8 , 88  8 .48  7,50 
Steiermark 9.26 8 .88  8 .48  7 .48  
Kärnten 9.20 8,80 8 .30 7,40 
Oberosterreich 9.26 8 ,86  8 .46  7.40 
Salzburg 8.95 8 .55 8 , 1 5  7,45 
Tirol 9.05 8,65 I 8,25 7,35 
Vorarlberg 9,05 8.65 8 ,25 7,43 

Höchstpreise 9,50 9, 1 0  I 8,70 8 ,00 

(Markentanlmellen mit Bedienung) 

Quell e :  AREÖ 

I I I Haum!StC' Preise (:"'nuhl' 
�11n �LlX I 1 

0.90 7.90 7 ,5:  (92] 
0,90 7.9C 7,5: ( 84 ]  
0,90 7,7'::, 7 .50  (30) 
7.25 7,90 7,5C (47] 
7 .2C 7.80 7.50 (90] 
7 ,30 7,80 7.50 (47] 
7.25 7,90 7.50 (78] 
7.30 7,70 7,50 ( 54] 
7.2: 7.9C 7 . 8C  (53] 

6,9C I 7,90 I 7,50 (557) I 

, I 
7.70 (28]  
7.70 (39] 
7.70 ( 1 7) 
7,70 (43] 
7,70 (26] 
7.70 (20] 
7.70 (2 1 ]  
7.70 ( 1 3] 
7 .48 [44] 
7,70 ( 2 1 8)  

) 

7,3e ( 1 7] 
7,60 (28) 
7,40 (6) 
7,90 (34)  
7 ,30 (23]  
7,30 ( 1 4) 
7,60 ( 1 5) 

-
7.50 [35] 

7,60 ( 1 1 5 )  7,8C [83 )  
7 ,30 (82 )  7 ,48 [58 )  7 ,90  [ 54 )  7,40 [ 5 1 )  

5.  Darstellung der längerfristigen Entwick­
lung der Rohöleinstandspreise und Wech­
selkurse 

Brent - IM (inner monch) 

Platt's Crude Oil Market Wire begann mit der 
Publikation einer Notierung für dated Brent (Brent 
zur physischen Lieferung) erst am 1 .  Juli 1 987.  Bis 
zu diesem Zeitpunkt gab es nur Notierun'gen für 
zwei Termin-Monate ( inner/out month), dh. Brent 
für Lieferung in den beiden Folgemonaten. 

Die Abweichung zwischen den Notierungen für 
dated bzw. IM-Brent ist üblicherweise geringfügig, 
mit einer positiven bzw. negativen Differenz und 
reflektiert die Erwartung der Marktteilnehmer in 
eine zukünftige Rohölpreisentwicklung. 

Die beiliegende Brent-Graphik zeigt Platt's inner 
month (IM) Notierungen. 

Eine weitere Graphik zeigt die Dollarkursent­
wicklung und die Durchschnittspreise für impor­
tierte Rohöle frei österreichische Grenze. 
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4500 

4000 

3500 

3000 l 
j 

2500 
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FREI ÖSTERREICH I SCH E G R ENZE 
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57 

0 +1��1��1��1��1�1�1��1���1 ��I ��I 
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MAI 1989 

JAHR 
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6. Cash-flow-Entwicklung 

Die folgenden Tabellen zeigen die Entwicklung 
und Zusammensetzung der JahreSi.lberschüsse der 
Mineralölfi rmen, wobei ÖMV -AG als Produzent 
und Verarbeiter aus Grunden der Vergleichbarkeit 
nur in Form der Tochterfirma ÖMV-Handels-AG 
vemeten ist. Die aussagekr:iftigste Zahl ist das 
ordentliche Ergebnis, da außerordentliche fakto­
ren,  Beteil igungsenräge und andere Positionen 
ausgeschieden sind, die mit dem Kerngeschäft nur 
mittelbar in  Zusammenhang stehen. 

Bei Betrachtung der ordentlichen Ergebnisse der 
Jahre \ 984  bis \ 988  zeigt s ich, daß nur eine Firma In 
einem Jahr ein negatives Ergebnis in geringem 
Umfang erzielte. In  Summe sind schwankende. 
jedoch tendenziel l  steigende Ergebnisse festzustel­
len. Diese Zlhlen stehen im Widerspruch zu den 
von der Mineralblwinschaft oftmals angefühnen 
"Unterdeckungen" bei der Kalku lation der Mine­
ralölprodukte. 

Kennzahlen zur Beurteilung der Ertragslage 

1 9j4 

I Ordentliches Ergebnis 97 204 
Beteiligu ngsergebnis 606 
:\nlagenverkaufe 23 I 1 8  
Auflosung von Dot. + WB 4 7 1 5  
Sonst. Ao. Ergebnis - 22 494 

Jahresüberschuß 1 03 1 49 

I I  Ordentliches Ergebnis 444 5 0 1  
Beteiligungsergebnis 1 4 3 558 
.'\nlagenverkäufe 8 65 1  
:\uflösung von Dot. + WB 1 3 088  
Sonst. A o .  ErgebniS - 366 432 1) 

Jahresuberschuß 243 366 

III Ordentliches Ergebnis 1 5 458  
Beteilig u ngse rgebn is  780 
Anlagenverkaufe 1 5 6 1 5  
Auflösung von DOt. + WB 808 
Sonst.  Ao. Ergebnis - 5 550 

Jahresüberschuß 27 1 1 1  

IV Ordentliches Ergebnis' l OS  8 1 5  
Betei li gu n gsergebn IS 342 980 
:\nlagenverbufe 2 564 
:\uflösung von Dot. + WB 7 5 1 4  
Sonst. Ao. Ergebnis - 1 4 843 

Jahresüberschuß 444 030 

V Ordentliches Ergebnis 45 590 
Beteil ig u ngsergeb nls I 268 
Anlagenverkaufe I I 350 
:\uflosung von DOt. + WB 1 3  420 
Sonst. Ao. ErgebniS - 5 1 80 

Jahresüberschuß 66 448 

I )  I n ho l .  :-\ul"'�ndungen aus  der  ExplorauonStaugKt't Im Ausland 
1 )  Inkl. BetC'lilgunguuiwtndungtn aus der Explorauonn.ltlgkcn 1m Ausland '} ,",I. Bc<eologungub.chr<lbung (576 Moo. S) 

1985 

le 490 
1 3 059 
5 794 

1 1  21 1 
- 6 6 1 2  

3 3  942 

1 56 405 
256 4 1 8  

2 573 
1 4 997 

- 1 75 4 1 0 ') 

254 986 

23 07 1 
780 

1 739 
646 

- 1 465 

24 77 1 

1 1 7 635 
5 1 2 000 

9 467 
6 922 

- 1 6 503 

629 52 1  

49 90 1 
I 268 
I 938 

t3 854 
- 7 87 1  

59 090 

1 986  1987  1988  

1 7 1  026 1 08 098 5 8 939 
2 590 30 266 43 590 
5 1 92 1 662 464 

1 1  476 25 737 1 5 865 
1 9 7 1 0  6 395 - 1 8 1  

209 994 1 72 1 58 1 1 8 677 

399 42 1 296 626 556 735 
54  I 2 1 5  200 729 1 08 000 

1 0 1 7  628 48 
1 7 924 1 6 1 72 25 643 

- 4 1 4 930 ') - 2 1 4 943 1) -906 709 1) » 

544 647 299 2 1 2  - 2 1 6 283  

5 5  1 9 8  30 654 25 257 
780 780 780 

2 79 1  2 02 1  4 1 06 
944 I 808  509 

- 270 999 8 835  

59 443 36 262 39 487 

1 78 852 223 873 79 1 36 
- 2 1 00 400 
- 4 996 3 686 

6 3 1 7  22 020 1 5 6 1 9  
5 89 4 952 542 

1 8 5 758 257 94 1 99 383 

1 82 238 96 832  77 8 1 8  
I 268 1 26 8  45 268 
3 453  8 1 2  6 790 

1 3 2 8 1  1 9 237 46 0 8 5  
- 1 5 789 - 2 898  - 28 329 

1 84 4 5 1  1 1 5 25 1  1 47 632 
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I Q81 I 1 9 8 5  I 1 9;. I 1 987 I 1 9 8 8  

\·r Ordentliches Er�ebn.s  � 4 1 7  
I - I 1 4 4 6 :  77 5 2 ;  ., .... ., ... , -- ' .> - 1 2 6 0 0 5  

Bele.hgungse rgebn'5  .; 5 5 :  I> 4 3 1 S 5 :  4 797 S : 8 7  

-\nb.genverkaufe 1 6 0i4 1 7J3 .> 5 i 3  5 3 1 3  Q 973 

.-\uflosung \ o n  Dot. ... �'B 4 792 7 766 0 5 5 7  1 3 404 4 1 56 

Sonst. Ao. Ergeon.s - 1 1  65 1 - .> 956 - 96 5 54 - i 4 2 1  1 1 630 

Jahresuberschuß 1 1  94 26 45 1 - 7 047 36 885  1 46 857  

Summe Ordentliches Ergebnis 7:)5 1 5 1  3 7 1  965 1 064 262 776 8 I 5 923 89C 
Beteiligungsergebnis 494 742 789 963 547 703 2 3 9 940 203 1 25 
Anlagenverkäufe 77 972 23 254 1 6 026 1 5 432  25 067 
Auflösung von Oot. + WB 44 337  55 396 56 499 98 438 1 07 877 
Sonst. Ao. Ergebnis -426 1 50 - 2 1  1 8 1 7  -507 244 - 2 1 2  9 1 6  -924 206 
Jahresüberschuß 896 052 I t 028 761  1 1 77 246 I 9 I 7 709 335 753 

Quelle : Ö.-\KT 
Bib.nZ:lnah·se des Österre.chischen Arbeiterkammertages 

7 .  Zusammenfassung 

Der österreichische Markt für Heizöle und 
Treibstoffe ist durch einige besondere Faktoren 
gekennzeichnet : 

1 .  Es gibt nur eine Großraffinerie, die den Markt 
zu ca. 75% bedi.ent. Bei Gasöl extra leicht gibt 
es neben der OMV sechs weitere Anlagen, 
welche die Einfärbung von Ofenheizöl nach 
dem Gasölsteuerbegünstigungsgesetz vorneh­
men können. 

2 . Die Versorgung Österreichs mit ausländi­
schem Rohöl erfolgt über eine Pipeline, an der 
große Markenfirmen beteiligt sind, die zusam­
men einen Marktanteil von rund 75% haben. 

3. Die entsprechenden Ven:ragswerke (A WP­
Vertrag, Vereinbarung über Lohnverarbeitung 
und Produktenkäufe, Memorandum) regeln 
nicht nur den Transport, sondern auch die 
Verarbeitung der transportierten Menge. 

4 .  Die Konversionskapazität der Raffinerie 
Schwechat ist schon seit mehreren Jahren voll 
ausgelastet, sodaß sie keine Verarbeitungsauf­
träge von Nicht-A WP- Beteil igten annimmt 
und auch Wünsche der Partner gelegentlich 
nicht erfüllen kann. 

5 .  Die Kapazität der Pipeline ist höher als die 
Verarbeitungs kapazität der ÖMV. Selbst 
wenn Dritte von An. XVIII des A WP-Vertra­
ges Gebrauch machen würden bzw. könnten, 
hätten sie keine. durchgehende Verarbeitungs­
möglichkeit in Osterreich. 

6. Die großen Mineralölfirmen sind Importeure 
von Mineralölprodukten und von Rohöl ; 
zugleich geben sie an die Raffinerie der ÖMV 
in Schwechat Verarbeitungsaufträge, zusätz­
lich sind sie Großhändler der eigenen 
Produkte und auch Einzelhändler (Tankstel­
lennetz). 

7 .  Die Untersuchung zeigt aber auch, daß 
außenhandelspolitisch von keinem geschütz­
ten osterreichischen Markt gesprochen wer­
den kann, da es generell keine mengenmäßige 
Importbeschränkung gibt und gegenüber 
westeuropäischen Ländern keinerlei Zollbela­
stung. 

8. Der österreichische Heizölmarkt ist dadurch 

�.ekennzeichnet, daß aus umweltpolitischen 
Uberlegungen die Schwefelgehaltsbegrenzung 
strenger ist als im Ausland. Dieser Umstand 
erschwert Importe, da es für diese Produkte 
kaum ·Iieferbereite Produzenten gibt. Jede 
Verstrengerung in diesem Bereich erschwen: 
den Import. 

9 .  Die öSterreichischen Anbieter von T reibstof­
fen und Heizölen (ausgenommen Ofenheizöl 
extra leicht, für welches eine gesetzliche 
Transportausgleichsregelung besteht) prakti­
zieren einen internen Ausgleich, der starke 
regionale Preisdifferenzierungen verhindert. 
Weiters werden umsatzstarken Tankstellen 
derzeit häufig geringere Provisionen zuge­
standen als Tankstellen mit geringerem 
Umsatz. Durch die Gewährung günstigerer 
Tankstellenprovisionen an Kleinbetriebe wird 
zwar eine flächendeckende Versorgung ge­
währleistet, zugleich aber eine notwendige 
Strukturbereinigung verlangsamt. 

1 0. Die Untersuchung zeigt, daß die einzelnen 
Mineralölfirmen Rohöl und Mineralölpro­
dukte zu unterschiedlichen Einstandspreisen 
einkaufen und auch unterschiedliche Kosten­
strukturen haben. ünter diesen Aspekten 
besteht Spielraum für Preiswettbewerb. 

1 1 .  Die Preisgestaltung für die von dieser 
Untersu�hu�g erfaßte Produktpalette erfolgt 
unterschledhch : Während die Preisgestaltung 
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für \' ergasertreibstOffe ohne jede Beeinflus­
sung durch Irgendwelche Institutionen erfolgt, 
unterliegen die Raffinerieabgabepreise für 
Dieselkraftstoffe und die Heizelpreise nach 
wie \·or dem freiwil ligen Kontrollverfahren 
durch die Paritätische Kommission. Diese 
regelt auch die Handelsspannen und den 
Endverbraucherpreis von Heizöl (Ofenheizöl 
extra leicht) . Im letztgenannten Bereich 
bedingt diese Vorgangsweise eine Koordinie­
rung der im Fachverband der Erdölindustrie 
organisienen Unternehmen. 

1 2 . Die in der Analyse festgestellte weitgehende 
Preisgleichheit wird dadurch begunstigt, daß 
rund 80C;: der TreibstOffmengen über Agentur­
verhältnisse verkauft werden. Dies fühn dazu, 
daß die Preisbildung de factO durch die 
Mineralölfirmen und nicht autonom durch 
Tankstellenbetreiber erfolgt. Deshalb reichen 
kurze Hinweise über· Preisänderungen an die 
Tankstellen aus, um weitgehend Preisgleich­
heit herzustel len . Ein Beispiel hiefur ist die 
sogenannte Trichterbi ldung im Tankstellenge­
schäft : Senkt ein Tankstellenbetreiber den 
TreibstOffpreis, so erhalten die umliegenden 
Tankstellen von den Mineralölfirmen Preis­
nachlässe um ebenfalls eine Preisreduktion 
vornehmen zu können. Auf diese Weise wird 
Diskontern der Anreiz genommen durch 
Preissenkungen Umsatzgewinne zu erzielen, 
weil die zu erwanende unverzügliche Reak­
tion der Mitbewerber den Erfolg eines aktiven 
preispolitischen Verhaltens in Frage stellt . 

1 3 . Für den TreibstOffmarkt ist auch eine 
Sonderregelung der Preisauszeichnung von 
Bedeutung. Nach der Verordnung des Bun­
desministers für Handel, Gewerbe und Indu­
strie vom 30. OktOber 1 98 1  über die Ersicht­
l ichmachung der Preise für bestimmte T reib­
stoffe bei Tankstel len sind die Inhaber von 
Tankstellen verpflichtet, "die Preise für 
Normal- und Superfahrbenzin sowie für 
DieselkraftstOff auf dem Tankstellenareal auf 
eine solche An ersichtlich zu machen, daß die 
Preise für die motOrisienen Straßenbenützer 
von der Fahrbahn aus bei einer für das 
allfällige Zufahren zur Tankstel le entspre­
chend reduzienen Geschwindigkeit gut und 
deutl ich lesbar sind" . Dies bedingt eine 
außerordentlich hohe Preistransparenz und 
erlaubt jedem Mitbewerber ohne besondere 
Bemühungen, zB Testkäufe, Informationen 
über die j eweiligen Preise. Die höhere 
Transparenz der Kunden läßt diese rasch 
reagieren. so daß Preis- und Rabattanpassun­
gen rasch nachvollzogen werden und .. aktives 
Preisverhalten" kaum zu länger dauernden 
Marktanteilsgewinnen fühn. 

1 4 . Dem Großhandel werden seitens der großen 
Mineralölfirmen monatlich die Abgabepreise 
an den Kleinhandel unverbindlich empfohlen. 

Die Preisempfehlungen der Mineralölfirmen 
unterscheiden sich nur geringfügig voneinan­
der. 

8 .  Wettbewerbspolitische Anregungen 

Der Paritätische Ausschuß fü r Kanellangelegen­
helten konnte hinsichtlich der wettbewerbspol iti­
schen Konsequenzen keine einvernehmliche Auffas­
sung erzielen. 

Die Mitglieder Dr. Farnleitner, Dr. Micheler. 
Dr. Raschka und Dr. Korbl kamen zum Ergebnis, 
daß die Struktur der österreichischen Mineralöl­
winschaft den Spielraum des Wettbewerbs wesent­
lich einengt. Unter den zum Teil unter aktiver 
Mitwirkung der staatlichen Winschaftspolitik am 
Beginn der siebziger Jahre zustande gekommenen 
Bedingungen der Rohöllieferung und -verarbeitung, 
die zu einem Verzicht auf Einrichtung einer z .. ·.:iten 
Raffinerie fühne, gibt es von den Rahmenbedingun­
gen her nur geringen Spielraum für eine aktive 
Wettbewerbspolitik : 

a) Die A WP-Verträge im Zusammenhang mit 
den Verarbeitungsvenrägen könnt�n aus 
wettbewerbsrechdicher Sicht ein Wirkuogs­
kanell darstellen, doch ist zu beachten, daß 
nach der Verordnung des Bundesministers für 
Justiz vom 6. April 1 989  zur Durchführung 
des § 17 Kanellgesetz "die Bildung und 
Benützung gemeinsamer Beförderungs-,  
Lade- und Lagereinrichtungen sowie gemein­
samer Ausstellungsräume" von der Anwen­
dung des Kanellgesetzes ausgenommen sind. 
Unter der Annahme, daß ein Wirkungskanell 
vorliegt, könnte in einem durch eine Amtspar­
tei initiienen Eintragungsverfahren eine Prü­
fung der volkswinschaftlichen Rechtfenigung 
erfolgen, in deren Rahmen zB die Nutzung 
der Pipeline durch Dritte näher und damit 
praktikabler determinien werden könnte. 
Wenn Dritte die A WP nutzen, so sollte 
sichergestellt werden, daß bei mangelnder 
Verarbeitungskapazität der Raffinerie 
Schwechat passive Veredelungsverkehre je­
derzeit.möglich sein sollten. 

b) Ungeachtet der gegebenen Konstruktion sind 
die namhaften Unternehmen in winschaftli­
eher Betrachtungsweise als marktbeherr­
schend zu bezeichnen. Es stellt sich die Frage, 
ob der sogenannte interne Transponausgleich 
bzw. die Bemühungen unrentable Tankstellen 
aus Gründen der Nahversorgung aufrecht zu 
erhalten, volkswinschaftlich gerechtfenigt 
sind. 

c) In einem so dicht vernetzten Markt erschei­
nen die system bedingten Absprachen im 
Rahmen der freiwil l igen Preiskontrolle der 
Paritätischen Kommission als diskussions­
würdig, da s ie die auf Grund der A WP-Ver­
träge gegebene enge Verbindung namhafter 
Mitbewerber weiter verstärkt. 
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J ,  IJe r  \l:·et ( ö e w � rbsr() l l l I k  m u ll k l J r  se l r. ,  d :li� 
l ede  \ ·ersCn,lrl u n g  der () u .l I I t J [ � l1 ü r m e n  b e l  
\ l l n e rJ l o l llrod u kte n .  d i e u h e r  J J ;  :\" I \T J. U  d e r  
I l e ie r: :li"lI g e t' :� � c h l) J r l l n d e r  t l l n J U s g e l1 : ,  u' , ­
n n w e g s  0 .1 '  \l: · e ttDeWe rOlllotc rl u a i  t u ra e rt 

l) l t' ,\l l t g ! ,t <J e f  \ 1:t g  r � l1 ] [ t l c r .  .\ b g  [de rt� r ,  \ b !:; 
K c l t z n e r  u n e  \ 1 J c  !\ l u n m ;' I c n t n  3 U \  d e m  
(, u t :l c n te n  U D e r  J , t' \l: tt tbe \\'(' rDs i lge I n  eie r 
1\ 1 I n e r:l l o l wJrl s c h :l tt n 3c h s r e he nd e F o l p ' ru n g e n · 

üste rrelch Iq Intern:ltIonal  g e s e h e n  t u r  den 
\l lne ralölprod u ktenabsJtz ein k l e i n e r  l'.1arkt Er I St  
fur d i e  hochorg l n l S lenen Mlnerl l o l gesel l sch lften 
rc iat l \· l e icht  z� uberbhcken :\hwe l c h u ngen vom 
d u rchschnitt l ichen P reis n iveau werd e n  K u n d t' p.  u n d  
Liderlnten rasch bekan n t  

Dies fuhrt I m  Z u sa m m e n h l l t  m i t  d e n ü b rigen I n  
d e r  Studie bz\\ . der Z u s a m m e n ia s s u ng J us iü h riJ(.:h 
b e h a n de l te n  Tltsachen z u  e i n em g i eiC h fo rm l ge n 
\ ' e rh alten oe ,  d e r  [lre l S b i l d u n g  v o n  .\ l l n er:l lo if'ro ­
d u kten,  I nsbesondere bel  Benz l rH � n .  obw o h l  d i e  
u nt e n c n l e d i l c n e n  Kostenstruktu ren d e r  F i rm e n  e i n e  
f l e x i b l e re Prelsgesta i t u ng z u h e il e n .  

l ' m  z u  \·e r n l n d e r n ,  C Cl f) m :l r ktbeherrschenol' 
Ste l l u n g e n  v o n  G e n  bete i l ig ten  Fi rme r, z u m  \; :\c h te l i 
d e r  r�o n s u m e n t e n  m i ß b r a u c h t  w nd e n ,  S i n d  e m e r ­
s e m  rechtl i c n e  f ü hm e n b c d l ng u n ge n z u  uberoenke n  
b z w  S i n d  a n d e rerseits  al t' l\ 1 a rkttei i n e h m e r  a u t g � ­
r u t e n ,  s e l b s ta n d l g  e i n  wettbewerbso r Ientlenes \-er­
ruh e n  an den Tag z u  le�en u nd B i n d u n ge n  u n d  
E mpfeh l u n g e n ,  d ie  d e m  entgege mte h e n ,  zu u nter­
bsse n .  

1 ü m d i e  venr:lghch vorgeseh ene Mbgl ichke l t  
d e r  Benutzung d e r  :\d n a - \i: · l e n - Pipel ine d u rch 
D ntte S lcnerzustel len,  smd d i e  Bedmgungen 
zu determm l e re n ,  zu d e n e n  :\u ße nselter 
Mineralöl  uber die Pipelme I m portieren und 
be l  der O M \' - -\G v e ra rbeiten l assen könn e n .  
D i e  Ü n k b rhelten d e s  A \);' P- \-ertr:lges haben 
moglich e !'welse bevm k t ,  daG D mte d i e  Mog­
l ichken des I m pom von Rohöl uber d i e  
Pipel ine n ich t I n  Anspru c h  genommen haben .  
Der .-\ \);'P-V e rt rag und d e r  \' erarbeltungsver­
trag der Ö M V  -AG waren dem Kane l l gericht 
e rgänzt  um . .  Bedmgungen fur Dritte" a ls  
sog e n a n n tes \);' irk u n gs karte l l  z u r  volksw i rt ­
schaft h c h e n  P r u f u n g  u nd G e n e h m i g u n g  vor­
zu legen Z u  d i esem 7 weck Ist der e ntspre­
chende Tei l  der \-ero rd n u ng des B u n d e s m m l ­
sters f u r  J UStiZ vom b .  Apri l  1 9 8 9  (Ausnahmen 
von der .-\nwe n d u n g  oe; Kanel lgesetzes )  
a U f z u h eben 

0 1  

� E i n t:  B c l c " 'Hl !:;  d e s  F re 1 5 w e t t b n \( " rb ,  w a re 
d u rch e i n e  ", e u g e s t J I [ u n �  d e r  f're l s G d J u ng I rr  
Trelhsrof i sekr ,' r  z u  e r re i c h e n  iJ :1 C l  � : = =  d e ­
T r e l b s to iin uhec  .-\g e n [ u rc l n k s t e l l (' �  V C rtr lt'  
ben wnein, .  \\· I rd \'o rgncr. l l g � n ,  lU- :\ gen t u r ­
\ e rrll l t n l ,  n i c h t  l i \  I n stru m e n t  d e r  u nl r a l el,  
l ' re l s te S tsel7 U n g  d u r',·n ci l �' \ l m e rl i o l t l rmen z u  
b e n u tz e n  u n d  I m  F o l g e m :l rku:;eschat t  den 
Tlnkste l l c n betre l bern ke i n e B i n d u ngen l u f z u ­
er legen .  

, D i e  P re i sempfe h l u n g e n ,  d l t' \'o n  den ,\l l n e rl l ­
ö l l i rmen an d i e  G rol.lh a n d l e r b e z u g i l c h  d e I  
.-\bgabeprelses :l n  d i e  Kle l n h :l n d k r  gegeben 
wer<J e n .  s t e l l e n  eme we[[bewerbsml �dernde 
PraxIs  d ar Die Empfe h l u ngen lassen dldurch,  
d :l G  s i r  Irden M o n :lt a u s g egeben werd e n ,  d l t  
.-\ b S l c h t  erke n n e n ,  d e n  H a ndel  In  semem 
P rc \ ) s p l c l r :l U m e m z u engen Im S i n n e  e m e 5  
\, ('[starKte r. \l: ' ettbewe rb s waren Preisempfe h ­
l u ngen g e n e re l l  z u  u n te rla s s e n .  

-\ D i r  SubventlO n l e ru n g  u m s atzsc h w a c h c r  
T l n kstel len I n  Form v o n  d e r  Gewahrung 
huhere r  P rov I s ionen d u rch d l �  M i ncra lo li lr­
m e n  so l i t t' I m  S i n ne e i n e r  \chrmwelsen 
S tru Kturberei n i g u n g  :luf das notwe ndtge .-\ u s ­
m a G  verfingen w e rd e n .  

S S o l l ten s i c h  d i e  wettbewerbs fo rdernden l'.hG­
n a h men nicht  d ämpfend a u f  das Prets\lIveau 
:l uswirke n ,  sol lte das Instru m ent des Prelsge­
,etzes :luf  se ine Wirks a m ke i t  aus he u tI ger 
S icht  überpruft u n d  angewandt werd e n .  Im 
Fall  von AnbIetern mit m :lrktbeherrschender  
Ste l l u ng I s t  Pre i s ko n trol l e  e i n  I nstru ment z u m  
Schutz der Abnehmer.  D e r  B u n d esminister f u r  
öffentl iche Winschaft u n d  \-e rkehr verZichtet  
derzeit auf  seme Kompetenz z u r  behörd l ichen 
PreIsfestSetz u n g  für  Mineralölprodukte .  Die 
Min eralolpreise ( mit Ausnahme der B e n z I n ­
p r e i s e  ) werden von der Pantatlschen K o m m i s ­
s i o n  behandelt .  D iese setzt fur Dieselkraft­
stoff. Heizöle u n d  Bitu men Prelso berg renzen 
t est.  Diese Kenntntsnah m e  von Preiserh ö h u n ­
gen laßt dem preisdämpfenden Wettbewerb 
Jede Mögbchkeit  offe n .  

b .  Strenge ü mwelts chutzsta ndards bel  M me ra l ­
o l p rodukten s m d  aus  g e s u n d helt5pol l t l schen 
Gru nden zu begrußen,  bedeuten aber im 
BereIch des Wettbewerb s ,  d a ß  potentie l le  
.-\nb,eter mogbcherweise vom osterreichischen 
\1arkt ferngehalten werd e n .  

D e r  J J. h resbe Z U � \ p re l \  fur  d a ,  , ,:\mtshlau der oSterr�ichischen J ustizver';J. l lUng" betragt iur standlge BeZieher I m  I n land S 3 � S . - I I nkl  I : : :  !\leh rv.- e rtStcuc r J  und iur das Ausland S 473 , - .  Bezugsanmeldungen v.-erden von der 
.-\bo n nemenme l l e  de,  Ver lage, der  Ost�rreich ischen Sta;md ruckere l ,  1 03 7  �'Ien, Rennweg 1 2  .. , Tel .  7 8 76 3 1 / 294 
D u rchwah l . ent�egcngenom m � n .  [lnzclsrucke Sind I m  Ver lag d e r  Osterre ichischen Staatsdruckerei, 1 0 37 Wien, 
Rennv.-eg 1 2 :1 . Tel 7 8 76 3 t l 2 q ;  oder  327 Du rch wah l , zum Preise von S 5,70 (lnkl .  1 0% Mehrv.'ertSteuer) pro Blatt 1 2  Swc n l  erha lt l ich . Postscheckkonto . Ne. 7272 .800 .  

H�rl U5��b�r KC'flub l lk Öuerrelcn t Bunde,mlnlSll."flUm fUf  JUStiz. l e7e �'IC'n. MusC'umnnlk 7 )  

\1I!'d lenlnn,Jb�r unJ Hernc:! l e r - OlterrC'l.:nl$Lht �l.1.1LJdruckt'rC'l.  1 :::37 �',C'n,  Renn ... e g  1 1  a und 1 6  

V C'rlae:s. und HC'rnel lun�sort \};"IC'n 

90 0 0 8 S  
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